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Textgegeniiberstellung

Geltende Fassung

Artikel 1

Vorgeschlagene Fassung

Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz

1. Abschnitt
Allgemeines

Begriffsbestimmungen

§2.1....
2. audiovisuelle kommerzielle Kommunikation: Bilder mit oder ohne Ton,

die

a) der unmittelbaren oder mittelbaren Forderung des Absatzes von
Waren und Dienstleistungen oder des Erscheinungsbilds natiirlicher
oder juristischer Personen, die einer wirtschaftlichen Tatigkeit
nachgehen, oder

b) der Unterstiitzung einer Sache oder einer Idee

dienen. Diese Bilder sind einer Sendung gegen Entgelt oder eine dhnliche

Gegenleistung oder im Fall der lit. a als Eigenwerbung beigefiigt oder

darin enthalten. Zur audiovisuellen kommerziellen Kommunikation

zdhlen  jedenfalls  Produktplatzierung, die Darstellung von

Produktionshilfen von unbedeutendem Wert, Sponsorhinweise und auch

Werbung gemif Z 40;

. audiovisueller Mediendienst: eine Dienstleistung im Sinne der Art. 56
und 57 AEUV unter der redaktionellen Verantwortung eines
Mediendiensteanbieters, deren Hauptzweck die Bereitstellung von
Sendungen zur Information, Unterhaltung oder Bildung der allgemeinen
Offentlichkeit iiber elektronische Kommunikationsnetze (§3 Z11
TKG 2003) ist. Darunter fallen Fernsehprogramme und audiovisuelle
Mediendienste auf Abruf;

1. Abschnitt
Allgemeines

Begriffsbestimmungen

§2.1....
2. audiovisuelle kommerzielle Kommunikation: Bilder mit oder ohne Ton,

die

a) der unmittelbaren oder mittelbaren Forderung des Absatzes von
Waren und Dienstleistungen oder des Erscheinungsbilds natiirlicher
oder juristischer Personen, die einer wirtschaftlichen Tatigkeit
nachgehen, oder

b) der Unterstiitzung einer Sache oder einer Idee

dienen. Diese Bilder sind einer Sendung oder im Fall der lit. a auch
einem nutzergenerierten Video gegen Entgelt oder eine &dhnliche
Gegenleistung oder im Fall der lit. a als Eigenwerbung beigefiigt oder
darin enthalten. Zur audiovisuellen kommerziellen Kommunikation
zahlen jedenfalls Produktplatzierung, die Darstellung von
Produktionshilfen von unbedeutendem Wert, Sponsorhinweise und
auch Werbung gemal Z 40;

. audiovisueller Mediendienst: eine Dienstleistung im Sinne der Art. 56

und 57 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union bei
der der Hauptzweck oder ein abtrennbarer Teil der Dienstleistung darin
besteht, unter der redaktionellen Verantwortung eines Mediendienste-
anbieters der Allgemeinheit Sendungen zur Information, Unterhaltung
oder Bildung iiber elektronische Kommunikationsnetze (4rt. 2 Z 1 der
Richtlinie (EU) 2018/1972 iiber den europdischen Kodex fiir die



27.

Geltende Fassung

. bis 26. ...

Produktplatzierung:  jede  Form  audiovisueller =~ kommerzieller
Kommunikation, die darin besteht, gegen Entgelt oder eine dhnliche
Gegenleistung ein Produkt, eine Dienstleistung oder eine entsprechende
Marke einzubeziehen bzw. darauf Bezug zu nehmen, so dass diese
innerhalb einer Sendung erscheinen. Nicht als Produktplatzierung gilt die
kostenlose Bereitstellung von Waren oder Dienstleistungen wie
Produktionshilfen oder Preise im Hinblick auf ihre Einbezichung in eine
Sendung, sofern diese von unbedeutendem Wert sind;

28. ...

29. ...

4a.

26b.

27.

28.
28a.

28b.
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elektronische Kommunikation, ABL. Nr. L 321 vom 17.12.2018, S. 36)
bereitzustellen; darunter fallen Fernsehprogramme und audiovisuelle
Mediendienste auf Abruf;

barrierefreie Information: eine Information, die Menschen mit Seh-
und/oder Hor-Beeintrdchtigungen zugdnglich ist sowie relevante Inhalte
verstindlich und leicht zugdnglich vermittelt,

. bis 26. ...
26a.

Mutterunternehmen: ein Unternehmen, das ein oder mehrere
Tochterunternehmen im Sinne von § 244 UGB, dRGBI. S 219/1897,
kontrolliert;

nutzergeneriertes Video: eine Abfolge von Bewegtbildern mit oder ohne
Ton, die unabhdngig von ihrer Linge einen Einzelbestandteil darstellt
und von einem Nutzer erstellt und von diesem oder einem anderen Nutzer
auf eine Video-Sharing-Plattform hochgeladen wird;

Produktplatzierung: jede  Form  audiovisueller = kommerzieller
Kommunikation, die darin besteht, gegen Entgelt oder eine &hnliche
Gegenleistung ein Produkt, eine Dienstleistung oder eine entsprechende
Marke einzubeziehen bzw. darauf Bezug zu nehmen, so dass diese
innerhalb einer Sendung oder eines nutzergenerierten Videos erscheinen.
Nicht als Produktplatzierung gilt die kostenlose Bereitstellung von
Waren oder Dienstleistungen wie Produktionshilfen oder Preise im
Hinblick auf ihre Einbeziehung, sofern diese von unbedeutendem Wert
sind;

redaktionelle Entscheidung: eine Entscheidung, die regelmdfiig im Zuge
der Ausiibung redaktioneller Verantwortung getroffen wird und in
Zusammenhang mit dem Tagesgeschdft eines audiovisuellen
Mediendienstes steht;

redaktionelle Verantwortung: die Ausiibung einer wirksamen Kontrolle
sowohl hinsichtlich der Zusammenstellung der Sendungen als auch
hinsichtlich ihrer Bereitstellung entweder anhand eines chronologischen
Sendeplans eines Fernsehprogrammes oder mittels eines Katalogs eines
audiovisuellen Mediendienstes auf Abruf;

29. ...



30.

Geltende Fassung
Sendung: ein einzelner, in sich geschlossener Teil eines
Fernsehprogramms oder eines audiovisuellen Mediendienstes auf Abruf,
der aus einer Abfolge von bewegten Bildern mit oder ohne Ton besteht
und Bestandteil eines von einem Mediendiensteanbieter erstellten
Sendeplans oder Katalogs ist;

31. ...

32.

33.

Sponsoring: jeder Beitrag von nicht im Bereich des Anbietens von
audiovisuellen Mediendiensten oder in der Produktion von
audiovisuellen Werken téitigen 6ffentlichen oder privaten Unternehmen
oder natiirlichen Personen zur Finanzierung von audiovisuellen
Mediendiensten oder Sendungen mit dem Ziel, ihren Namen, ihre Marke,
ihr Erscheinungsbild, ihre Tétigkeiten oder ihre Leistungen zu fordern;

und 34. ...

35....

36.

und 37. ...

30.

30a.
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Sendung: ein einzelner, in sich geschlossener Teil eines audiovisuellen
Mediendienstes, der unabhdngig von seiner Ldnge aus einer Abfolge von
Bewegtbildern mit oder ohne Ton besteht und Bestandteil eines von
einem Mediendiensteanbieter erstellten Sendeplans oder Katalogs ist; der
Begriff schlieft insbesondere Spielfilme, Videoclips, Sportberichte,
Sitcoms, Dokumentationen, Nachrichten, Kunst- und Kultursendungen,
Kindersendungen und Originalproduktionen ein;

Sendergruppe: eine Gruppe von zwei oder mehr miteinander im Sinne
des § 11 Abs. 5 verbundenen Fernsehveranstaltern,

31. ...

32.

33.
34a.

Sponsoring: jeder Beitrag von nicht im Bereich des Anbietens von
audiovisuellen Mediendiensten oder von Video-Sharing-Plattformen oder
in der Produktion von audiovisuellen Werken titigen 6ffentlichen oder
privaten Unternehmen oder natiirlichen Personen zur Finanzierung von
audiovisuellen Mediendiensten, Video-Sharing Plattformen,
nutzergenerierten Videos oder Sendungen mit dem Ziel, ihren Namen,
ihre Marke, ihr Erscheinungsbild, ihre Tétigkeiten oder ihre Leistungen
zu fordern;

und 34. ...

Tochterunternehmen: ein von einem Mutterunternehmen im Sinne von
$ 244 UGB kontrolliertes Unternehmen, einschliefflich jedes mittelbar
kontrollierten Tochterunternehmens eines Mutterunternehmens,

35. ...

35a.

35b.

36.
37a.

Unternehmensgruppe: ein Mutterunternehmen eines Video-Sharing-
Plattform-Anbieters, alle seine Tochterunternehmen und alle anderen mit
ihnen wirtschaftlich und rechtlich verbundenen Unternehmen;

Verbrauchersendung: eine Sendung, in der Zuschauern Ratschlige im
Zusammenhang mit dem Kauf oder der Verwendung von Produkten oder
der Inanspruchnahme von Dienstleistungen gegeben werden oder die
Bewertungen fiir den Kauf von Produkten oder die Inanspruchnahme von
Dienstleistungen beinhalten;

und 37. ...

Video-Sharing-Plattform-Anbieter (Plattform-Anbieter): die natiirliche
oder juristische Person, die einen Video-Sharing-Plattform-Dienst
betreibt;



38. bis 44. ...

Geltende Fassung
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37b. Video-Sharing-Plattform-Dienst (Video-Sharing-Plattform): eine

Dienstleistung im Sinne der Artikel 56 und 57 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union, bei der der Hauptzweck oder ein
trennbarer Teil der Dienstleistung oder eine wesentliche Funktion der
Dienstleistung darin besteht, Sendungen (Z 30) oder nutzergenerierte
Videos (Z 26b), fiir die der Plattform-Anbieter keine redaktionelle
Verantwortung  trdgt, der  Allgemeinheit  iiber  elektronische
Kommunikationsnetze im Sinne von Art.2 Z1 der Richtlinie
(EU) 2018/1972 iiber den europdischen Kodex fiir die elektronische
Kommunikation, ABL. Nr. L 321 vom 17.12.2018, S. 36, zur Information,
Unterhaltung oder Bildung bereitzustellen, und deren Organisation —
einschlieflich automatischer Mittel oder Algorithmen, insbesondere
durch Anzeigen, Markieren und Anordnen —vom Plattform-Anbieter
bestimmt wird;

38. bis 44. ...

Begriffseingrenzung

§2a. (1) Nicht als Abrufdienst im Sinne von §2 Z4 zu qualifizieren ist
insbesondere die Bereitstellung audiovisueller Inhalte, auch wenn diese in einem
trennbaren Teil des vom Bereitsteller inhaltlich gestalteten Angebots ausgewiesen
sind, durch

1. Schulen, Universitdten und andere Forschungs- und

Bildungseinrichtungen zum Zweck des Unterrichts, der Lehre, der
Aufbereitung wissenschaftlicher Arbeiten oder der Fort- und
Weiterbildung einschlieflich der Bereitstellung aus einem Archiv;

. Museen, Theater und andere Kunst- oder Kultureinrichtungen zum

Zweck der Darstellung ihres kulturellen Angebots einschlieflich der
Bereitstellung aus einem Archiv; gleiches gilt fiir die ausschnitthafte
Darstellung des kreativen Schaffens von im Bereich der Kunst und
Kultur tdtigen juristischen und natiirlichen Personen;

. Korperschaften dffentlichen Rechts zu Informationszwecken und zur

Darstellung ihres Aufgabengebiet im Rahmen der Hoheits- und
Privatwirtschaftsverwaltung sowie politische Parteien zur Beschreibung
ihres Tatigkeitsfelds;

. Unternehmen zur Prdsentation der von ihnen hergestellten oder

vertriebenen Waren oder der von ihnen angebotenen Dienstleistungen;
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2. Abschnitt
Niederlassungsprinzip
§3.(1)und (2) ...

(3) Ein Mediendiensteanbieter gilt auch dann als in Osterreich
niedergelassen, wenn er seine Hauptverwaltung in Osterreich hat, die
redaktionellen Entscheidungen iiber den audiovisuellen Mediendienst jedoch in
einer anderen Vertragspartei des Ubereinkommens iiber den Europiischen
Wirtschaftsraum getroffen werden, und ein wesentlicher Teil des mit der
Bereitstellung des audiovisuellen Mediendienstes betrauten Personals entweder in
Osterreich oder zum Teil in Osterreich und zum Teil in dieser anderen
Vertragspartei tétig ist.

(4)1.und?2. ...

3. der wesentliche Teil des erforderlichen mit der Bereitstellung des
audiovisuellen Mediendienstes betrauten Personals weder in Osterreich
noch in der genannten anderen Vertragspartei tétig ist,

4.und>5. ...

(5)1.und 2. ...

3.ein wesentlicher Teil des mit der Bereitstellung des audiovisuellen
Mediendienstes betrauten Personals in Osterreich titig ist.

(6) AuBer in den Féllen der Abs. 2 bis 5 gilt ein Mediendiensteanbieter dann
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5. Vereine zur Eigenwerbung und zur ergdnzenden Veranschaulichung der
Tdtigkeiten und Aktivitdten im Rahmen ihres Vereinszwecks oder

6. natiirliche Personen zur Darstellung des personlichen Lebensbereichs,
wie insbesondere im Zusammenhang mit ihrer Freizeitgestaltung oder
ihren Hobbies, ohne einen dariiber hinausgehenden Informationsgehalt,
der geeignet ist, die offentliche Meinungsbildung zu beeinflussen.

(2) Die in Abs. 1 genannten Angebote stellen nur dann keinen Abrufdienst im
Sinne dieses Bundesgesetzes dar, wenn die Bereitstellung der audiovisuellen
Inhalte weder eigenstindig noch durch Beifiigung oder Einblendung
audiovisueller kommerzieller Kommunikation vermarktet oder verwertet wird und
auch nicht durch regelmdflige sonstige Zuwendungen finanziell unterstiitzt wird.

2. Abschnitt
Niederlassungsprinzip

§3.(Hund (2) ...

(3) Ein Mediendiensteanbieter gilt auch dann als in Osterreich
niedergelassen, wenn er seine Hauptverwaltung in Osterreich hat, die
redaktionellen Entscheidungen iiber den audiovisuellen Mediendienst jedoch in
einer anderen Vertragspartei des Ubereinkommens iiber den FEuropéischen
Wirtschaftsraum getroffen werden, und ein wesentlicher Teil des mit der
Durchfiihrung ~ der  sendungsbezogenen  Tdtigkeiten ~des audiovisuellen
Mediendienstes betrauten Personals entweder in Osterreich oder zum Teil in
Osterreich und zum Teil in dieser anderen Vertragspartei tatig ist.

4)1.und 2. ...

3. der wesentliche Teil des mit der Durchfiihrung der sendungsbezogenen
Tatigkeiten des audiovisuellen Mediendienstes betrauten Personals weder
in Osterreich noch in der genannten anderen Vertragspartei tétig ist,

4.und 5. ...

(5)1.und 2. ...

3. ein wesentlicher Teil des mit der Durchfiihrung der sendungsbezogenen
Tdtigkeiten des audiovisuellen Mediendienstes betrauten Personals in
Osterreich titig ist.

(6) AuBBer in den Féllen der Abs. 2 bis 5 gilt ein Mediendiensteanbieter dann
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als in Osterreich niedergelassen, wenn ein wesentlicher Teil des mit der
Bereitstellung des audiovisuellen Mediendienstes betrauten Personals in
Osterreich titig ist und der Mediendiensteanbieter entweder

l.und 2. ...
™) ...

Anzeigepflichtige Dienste

§ 9. (1) Fernsehveranstalter, soweit sie nicht einer Zulassungspflicht nach
§ 3 Abs. 1 unterliegen, sowie Anbieter von Mediendiensten auf Abruf, haben ihre
Tatigkeit spétestens zwei Wochen vor Aufnahme der Regulierungsbehdrde
anzuzeigen.

(2) Die Anzeige hat neben Namen, Adresse und allfilligen Vertretern und
Zustellungsbevollméchtigten des Mediendiensteanbieters Nachweise iiber die
Erfiillung der Anforderungen der §§ 10 und 11 zu enthalten. Dariiber hinaus hat
die Anzeige zu enthalten:

(3) bis (8) ...
(4) Die Mediendiensteanbieter haben die in Abs. 2 genannten Daten jahrlich
zu  aktualisieren und bis 31.Dezember eines jeden Jahres der
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als in Osterreich niedergelassen, wenn ein wesentlicher Teil des mit der

Durchfiihrung ~ der  sendungsbezogenen  Titigkeiten des audiovisuellen
Mediendienstes betrauten Personals in Osterreich tdtig ist und der
Mediendiensteanbieter entweder

l.und 2. ...

@ ...

(8) Die Regulierungsbehorde hat zum Zweck der Feststellung der
Rechtshoheit in der Zusammenarbeit mit ausldndischen Regulierungsbehorden
und der Europdischen Kommission gemdfS Art. 2 Abs. 5b der Richtlinie (EU)
2010/13/EU zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Mitgliedstaaten iiber die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste
(Richtlinie iiber audiovisuelle Mediendienste), ABIL. Nr. L 95 vom 15.4.2010, S. 1,
in der Fassung der Richtlinie (EU) 2018/1808, ABL. Nr. L 303 vom 28.11.2018,
ein Verzeichnis der in Osterreich niedergelassenen Mediendiensteanbieter zu
fiihren und geeignet zu verdffentlichen. In dem Verzeichnis ist anzugeben, auf
welchem der vorstehenden Absdtze die Niederlassung in Osterreich beruht und
sich damit die Zustindigkeit der Regulierungsbehorde ergibt. Das jedenfalls
jéahrlich zu aktualisierende Verzeichnis hat deklarative Wirkung. Gelangt die
Regulierungsbehdorde bei Erfiillung ihrer Aufgaben zur Auffassung, dass die im
Verzeichnis enthaltenen Angaben nicht mehr den Tatsachen entsprechen, hat sie
die entsprechende Richtigstellung vorzunehmen.

Anzeigepflichtige Dienste

§ 9. (1) Fernsehveranstalter, soweit sie nicht einer Zulassungspflicht nach
§ 3 Abs. 1 unterliegen, haben ihre Tatigkeit spétestens zwei Wochen vor
Aufnahme der Regulierungsbehorde anzuzeigen, Anbieter von Abrufdiensten
spdtestens zwei Monate nach Aufnahme der Tdtigkeit.

(2) Die Anzeige hat neben Namen, Adresse und allfdlligen Vertretern und
Zustellungsbevollméchtigten des Mediendiensteanbieters Nachweise iiber die
Erfiillung der Anforderungen der §§ 10 und 11 zu enthalten. Weiters sind
Nachweise iiber die fiir die Bestimmung der Rechtshoheit relevanten Tatsachen
(Niederlassung) vorzulegen. Dariiber hinaus hat die Anzeige zu enthalten:

3)bis (8) ...
(4) Die Mediendiensteanbieter haben die in Abs. 2 genannten Daten jahrlich
zu aktualisieren und bis 31. Dezember eines jeden Jahres der
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Regulierungsbehorde zu libermitteln. Die Regulierungsbehorde hat ein aktuelles
Verzeichnis der Mediendiensteanbieter zu fiihren und geeignet zu verdffentlichen.

(5) bis (6) ...
(7) Stellt die Regulierungsbehorde aufgrund der Anzeige fest, dass
1. der angezeigte Mediendienst nicht unter § 2 Z 3 fillt und daher nicht dem
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes unterliegt, oder
2. der Mediendiensteanbieter die Voraussetzungen der §§ /7 oder 12 nicht
erfiillt, oder
3. ein angezeigter Mediendienst offenkundig gegen § 30 Abs. 1 und 2, § 39
oder § 42 Abs. 1 verstoflen wiirde,

hat sie im Fall der Z 1 die Anzeige mit Bescheid zuriickzuweisen. In den
Féllen der Z 2 und 3 hat sie die Aufnahme der Tétigkeit nach Durchfiihrung einer
offentlichen miindlichen Verhandlung mit Bescheid zu untersagen. Kann dieses
Verfahren nicht rechtzeitig vor Aufnahme der Tétigkeit abgeschlossen werden, ist
ein Verfahren zur Untersagung nach § 63 einzuleiten.

®) ...

4. Abschnitt
Zulassungsvoraussetzungen

Mediendiensteanbieter
§ 10. (1) bis (6) ...

(7) Der Mediendiensteanbieter hat die zum Zeitpunkt der Antragstellung um
eine Zulassung oder einer Anzeige bestehenden FEigentumsverhdltnisse oder
Mitgliederverhéltnisse zusammen mit dem Antrag oder der Anzeige der
Regulierungsbehdrde mitzuteilen. Stehen Anteile des Mediendiensteanbieters im
direkten oder indirekten Eigentum von Kapitalgesellschaften,
Personengesellschaften oder Genossenschaften, so sind auch deren
Eigentumsverhiltnisse bekannt zu geben, Treuhandverhiltnisse sind offen zu
legen. Diese Verpflichtungen lassen andere gesetzliche
Offenlegungsverpflichtungen unberiihrt. Anderungen der Eigentums- oder
Mitgliederverhiltnisse gegeniiber dem Zeitpunkt der Zulassung sind vom
Fernsehveranstalter binnen zwei Wochen ab Rechtswirksamkeit der Abtretung
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Regulierungsbehorde zu iibermitteln.

(5) bis (6) ...
(7) Stellt die Regulierungsbehorde aufgrund der Anzeige fest, dass
1. der angezeigte Mediendienst nicht unter § 2 Z 3 fillt und daher nicht dem
Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes unterliegt, oder
2. der Mediendiensteanbieter die Voraussetzungen der §§ /0 oder 11 nicht
erfiillt, oder
3. ein angezeigter Mediendienst offenkundig gegen § 30 Abs. 1 und 2, § 39
Abs. 1 oder Abs. 2 dritter Satz verstoflen wiirde,

hat sie im Fall der Z 1 die Anzeige mit Bescheid zuriickzuweisen. In den
Féllen der Z 2 und 3 hat sie die Aufnahme der Tatigkeit nach Durchfiihrung einer
offentlichen miindlichen Verhandlung mit Bescheid zu untersagen. Kann dieses
Verfahren nicht rechtzeitig vor Aufnahme der Tatigkeit abgeschlossen werden, ist
ein Verfahren zur Untersagung nach § 63 einzuleiten.

@) ...

4. Abschnitt
Zulassungsvoraussetzungen

Mediendiensteanbieter
§ 10. (1) bis (6) ...

(7) Der Mediendiensteanbieter hat der Regulierungsbehorde die zum
Zeitpunkt der Antragstellung fiir eine Zulassung oder einer Anzeige bestehenden
Eigentums- oder Mitgliederverhéltnisse gemeinsam mit dem Antrag oder der
Anzeige mitzuteilen. Stehen Anteile am Mediendiensteanbieter im direkten oder
indirekten Eigentum von Kapitalgesellschaften, Personengesellschaften oder
Genossenschaften, so sind auch deren Eigentumsverhiltnisse bekannt zu geben,
Treuhandverhéltnisse sind offenzulegen. Der Mediendiensteanbieter hat der
Regulierungsbehorde jedenfalls jiahrlich bis zum 31. Dezember jedes Jahres die
hinsichtlich der direkten und indirekten FEigentumsverhdltnisse, Adresse und
Vertretungsbefugnis aktualisierten Daten zu iibermitteln. Anderungen der
Eigentums- oder Mitgliederverhéltnisse gegeniiber dem Zeitpunkt der Zulassung
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oder  Anteilsiibertragung  der  Regulierungsbehorde
anzeigepflichtige Mediendienste gilt § 9 Abs. 4.

fiir

anzuzeigen,

®) ...

Beteiligungen von Medieninhabern

§11.(1) ...

(2) Ein Medieninhaber ist vom Anbieten von Fernsehprogrammen im Sinne
des Bundesverfassungsgesetz iiber die Sicherung der Unabhingigkeit des
Rundfunks, BGBI. Nr. 396/1974, nach diesem Bundesgesetz ausgeschlossen,
wenn er in einem der angefiihrten Mérkte die nachstehenden Reichweiten oder
Versorgungsgrade tiberschreitet:

1. bis 4. ...
(3) bis (5) ...

(6) Die Erhebung der Reichweiten und Versorgungsgrade gemdf Abs. 2 und
3 erfolgt durch die Regulierungsbehérde oder von ihr beauftragte Dritte nach
anerkannten wissenschaftlichen Methoden und  Analysen. Die
Erhebungsergebnisse sind bis zum 31. Mdrz eines jeden Jahres in geeigneter
Weise bekannt zu machen. Fiir den Fall, dass die Richtigkeit der erhobenen
Reichweiten bestritten wird, hat die Regulierungsbehorde auf Antrag des
betroffenen Medieninhabers einen Feststellungsbescheid zu erlassen. Die
Reichweiten und Versorgungsgrade sind jedenfalls vor Ausschreibung einer
Zulassung nach diesem Bundesgesetz zu erheben und zu verdffentlichen.

(7) Die Vorschriften des Kartellgesetzes 2005, BGBI. I Nr. 61/2005, bleiben
unbertihrt.
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oder der Anzeige sind der Regulierungsbehérde, vorausgesetzt die Anderung
konnte zu einer gednderten Beurteilung der Ubereinstimmung mit den
Anforderungen nach § 10 oder § 11 oder fiir die Beurteilung der Feststellung
tiber die Niederlassung nach § 3 fiihren, vom Mediendiensteanbieter binnen vier
Wochen ab Rechtswirksamkeit der A'nderung zu melden; hat der
Mediendiensteanbieter Grund zur Annahme, dass Aktualisierung erst zum Ende
des Jahres daher allenfalls verspdtet sein konnte, so kann er bis spdtestens vier
Wochen nach Rechtswirksamkeit der Anderung von der Regulierungsbehirde
eine Feststellung dariiber verlangen, ob eine derartige wesentliche Anderung
vorliegt.

®) ...

Beteiligungen von Medieninhabern

§11.(1) ...

(2) Ein Medieninhaber ist vom Anbieten von Fernsehprogrammen im Sinne
des Bundesverfassungsgesetzes iiber die Sicherung der Unabhingigkeit des
Rundfunks, BGBI. Nr. 396/1974, nach diesem Bundesgesetz ausgeschlossen,
wenn er in einem der angefiihrten Mérkte die nachstehenden Reichweiten oder
Versorgungsgrade iiberschreitet:

1. bis 4. ...
(3) bis (5) ...

(6) Die Vorschriften des Kartellgesetzes 2005, BGBI. I Nr. 61/2005, bleiben
unberiihrt.
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7. Abschnitt
Anforderungen an alle audiovisuellen Mediendienste

Allgemeine Anforderungen an audiovisuelle Mediendienste

§30.(1) ...
(2) Audiovisuelle Mediendienste diirfen
nicht zu Hass auf Grund
von Rasse,
Geschlecht,
Religion,
Behinderung
und Nationalitdt aufreizen.

(3) Audiovisuelle Mediendienste sollen schrittweise fiir hor-
sehbehinderte Personen barrierefrei zugdnglich gemacht werden.

und
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7. Abschnitt
Anforderungen an alle audiovisuellen Mediendienste

Allgemeine Anforderungen an audiovisuelle Mediendienste
§30.(1) ...
(2) Inhalte in audiovisuellen Mediendiensten diirfen

1. nicht zu Hass oder Gewalt gegen eine Gruppe von Personen oder gegen
ein Mitglied einer Gruppe auf Grund des Geschlechts, der Rasse, der
Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen
Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der
politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehorigkeit zu einer
nationalen Minderheit, des Vermogens, der Geburt, einer Behinderung,
des Alters oder der sexuellen Ausrichtung aufstacheln;

2. keine Aufforderung zu terroristischen Straftaten oder Gutheiffung
terroristischer Straftaten (§ 282a StGB) enthalten.

Aufrufe in Krisen- und Katastrophenfiillen

§30a. (1) Den Bundes- und Landesbehorden und den Behérden der im
Versorgungsgebiet eines Mediendiensteanbieters gelegenen Gemeinden ist fiir
Aufrufe in Krisen- und Katastrophenfdillen und fiir andere wichtige Meldungen an
die Allgemeinheit sowie Privaten fiir Aufrufe in begriindeten und dringenden
Notfillen zur Vermeidung von Gefahren fiir Gesundheit und Leben von Menschen
zu jeder Zeit die notwendige und zweckentsprechende Moglichkeit zur
Bekanntmachung kostenlos einzurdumen. Diese Informationen sind jedenfalls so
bereitzustellen, dass sie barrierefrei zugdnglich sind.

(2) Im Falle derartiger Aufrufe und Meldungen hat die betreffende Behorde
oder Privatperson allfillige fiir die Herstellung der Barrierefreiheit der
Informationen dem Mediendiensteanbieter zusdtzlich entstehenden Kosten zu
erseizen.

Barrierefreiheit

§ 30b. (1) Mediendiensteanbieter haben dafiir zu sorgen, dass jihrlich nach
Mafgabe der wirtschaftlichen Leistungsfihigkeit unter Beriicksichtigung von
Férderungen aus dffentlichen Mitteln fiir derartige Mafinahmen in allen ihren
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Programmen und Katalogen der Anteil der barrierefrei zugdnglichen Sendungen
gegeniiber dem Stand vom 31. Dezember 2020 jeweils kontinuierlich und
stufenweise erhoht wird. Hierbei kénnen im Hinblick auf Live-Inhalte wegen des
bei diesen Inhalten erhohten Aufwands zur Herstellung der Barrierefreiheit
sachlich gerechtfertigte Ausnahmen gemacht werden. Von der Verpflichtung nach
dem ersten Satz sind Mediendiensteanbieter, so lange befreit als ihr mit dem
audiovisuellen Mediendienst im vorangegangenen Jahr erzielter Umsatz nicht
mehr als 500 000 Euro erreicht hat. Ferner sind Mediendiensteanbieter von nur
lokal oder regional ausgerichteten Fernsehprogrammen hinsichtlich der von
ihnen angebotenen audiovisuellen Mediendienste von der Verpflichtung
ausgenommen.

(2) Zur Konkretisierung der fiir die kontinuierliche und stufenweise
Erhohung des Anteils in Angriff genommenen Mafinahmen hat ein
Mediendiensteanbieter nach Anhérung einer fiir den Bereich der Menschen mit
Seh- und/oder Hor-Beeintrichtigungen sowie einer fiir den Bereich der
Menschen mit intellektuellen Beeintrdchtigungen reprdsentativen Organisation
insbesondere zur Nutzerfreundlichkeit der Barrierefreiheitsmafinahmen einen
Aktionsplan einschlieflich eines konkreten dreijdhrigen Zeitplans zur jdhrlichen
Steigerung des Anteils barrierefrei zugdnglicher Sendungen mit Ausnahme von
Livesendungen, getrennt nach den Kategorien Information, Unterhaltung,
Bildung, Kunst und Kultur sowie Sport, zu erstellen. Die Regulierungsbehorde
hat Richtlinien zur Sicherstellung der Vergleichbarkeit der Daten und zur
Standardisierung der Form und des Inhalts derartiger Aktionspline zu erlassen.
Der Mediendiensteanbieter hat den Aktionsplan der Regulierungsbehdrde zu
tibermitteln sowie leicht, unmittelbar und stindig zugdnglich zu verdffentlichen.

(3) Mediendiensteanbieter haben der Regulierungsbehorde in von der
Regulierungsbehorde mittels der in Abs. 2 genannten Richtlinien standardisierter
Form zu den im Aktionsplan festgelegten Mafsnahmen jédhrlich bis zum 31. Mdrz
des dem Berichtszeitraum folgenden Jahres iiber die Umsetzung ihres
Aktionsplans und die Erhohung der Anteile in den einzelnen Kategorien zu
berichten. Der Bericht ist in gleicher Weise wie der Aktionsplan zu
veroffentlichen. Fiir den Fall der Nichterfiillung der im Aktionsplan
ausgewiesenen Mafsnahmen und Steigerungen bei den Anteilen ist zu begriinden,
warum die Vorhaben nicht verwirklicht werden konnten und welche Schritte in
Aussicht genommen sind, um die an sich geplante Steigerung bis zum Ende des
Folgejahres einzuholen und gleichzeitig die fiir dieses Folgejahr veranschlagte
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Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir Tabakerzeugnisse

§ 33. Jede Form der audiovisuellen kommerziellen Kommunikation fiir
Zigaretten oder andere Tabakerzeugnisse ist verboten.

Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir Arzneimittel,
Medizinprodukte und therapeutische Behandlungen

§ 34. (1) Jede Form der audiovisuellen kommerzielle Kommunikation fiir
Arzneimittel oder therapeutische Behandlungen, die nur auf Verschreibung
erhéltlich sind, sowie fiir Medizinprodukte, die einer Verschreibungspflicht
gemil einer Verordnung nach § 100 des Medizinproduktegesetzes, BGBI.
Nr. 657/1996, unterliegen, ist untersagt.

(2) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir alle anderen
Arzneimittel, Medizinprodukte und therapeutischen Behandlungen muss leicht als
solche erkennbar, ehrlich, wahrheitsgemal und nachpriifbar sein. Sie darf den
Menschen nicht schaden.
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Steigerung zu  erreichen. Im  Fall der Nichterfiillung kann die
Regulierungsbehdrde ein Rechtsaufsichtsverfahren von Amts wegen oder
aufgrund einer Beschwerde einleiten,; zudem hat die Regulierungsbehorde ihrem
Tdtigkeitsbericht eine Stellungnahme zur Nichterfiillung anzuschliefen.

(4) Die Regulierungsbehorde hat in ihrem Titigkeitsbericht (§ 19 KOG) fiir
die einzelnen Mediendiensteanbieter den Stand und die Entwicklung hinsichtlich
der in Abs. 1 beschriebenen Verpflichtung mit einer vergleichsweisen Darstellung
der beabsichtigten Zielwerte und der tatsdchlich erreichten Werte darzustellen.
Sie kann diesem Bericht unterstiitzt von der RTR-GmbH als Servicestelle nach
$ 20b KOG eine Stellungnahme iiber die weitere Verbesserung der barrierefreien
Zugdnglichkeit anschlieflen.

(5) Die Regulierungsbehirde hat mit Unterstiitzung der RTR-GmbH
erstmals zum 30. November 2022 und danach alle drei Jahre eine Evaluierung
der ergriffenen Mafinahmen verbunden mit einer Bestandsaufnahme zur
Kontinuitdt und zu den Schritten der Entwicklung des barrierefreien Zugangs zu
audiovisuellen Mediendiensten fiir die Berichterstattung an die Europdische
Kommission zu erstellen.

Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir Tabakerzeugnisse

§ 33. Jede Form der audiovisuellen kommerziellen Kommunikation fiir
Tabakerzeugnisse sowie verwandte Erzeugnisse (§ 1 TNRSG, BGBI Nr.
431/1995) einschliefslich der zum Konsum bestimmten Gerdte ist verboten.

Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir Arzneimittel,
Medizinprodukte und therapeutische Behandlungen

§ 34. (1) Jede Form der audiovisuellen kommerziellen Kommunikation fiir
Arzneimittel oder therapeutische Behandlungen, die nur auf Verschreibung
erhéltlich sind, sowie fiir Medizinprodukte, die einer Verschreibungspflicht
gemdl einer Verordnung nach § 100 des Medizinproduktegesetzes, BGBI.
Nr. 657/1996, unterliegen, ist untersagt.

(2) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation flir alle anderen
Arzneimittel, Medizinprodukte und therapeutischen Behandlungen muss leicht als
solche erkennbar, ehrlich, wahrheitsgemal und nachpriifbar sein. Sie darf den
Menschen nicht schaden;, ebenso darf audiovisuelle kommerzielle
Kommunikation fiir Arzneimittel oder therapeutische Behandlungen Tieren nicht
schaden.
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(3)und 4) ...
Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir alkoholische Getrinke
§ 35. Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir alkoholische

Getranke muss folgenden Kriterien entsprechen:
1.bis6. ...

Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation und Schutz von
Minderjihrigen
§ 36. (1) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation darf Minderjdhrigen
weder korperlichen noch seelischen Schaden zufiigen.

(2) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation unterliegt daher folgenden
Kriterien zum Schutz Minderjdhriger:

I. ...

2. Sie darf Minderjéhrige nicht unmittelbar dazu auffordern, ihre Eltern
oder Dritte zum Kauf der beworbenen Ware oder Dienstleistung zu
bewegen.

3.und 4. ...

(3) Jeder Mediendiensteanbieter hat fiir audiovisuelle kommerzielle
Kommunikation bei und in Kindersendungen betreffend Lebensmittel und
Getridnke, die Nihrstoffe oder Substanzen mit erndhrungsbezogener oder
physiologischer Wirkung wie insbesondere Fett, Transfettsduren, Salz/Natrium
und Zucker enthalten, deren iibermédfige Aufnahme im Rahmen der
Gesamterndhrung nicht empfohlen wird, Richtlinien zu erlassen und diese leicht,
unmittelbar und standig zugénglich zu verdffentlichen.

12 von 64

Vorgeschlagene Fassung
(3)und 4) ...
Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir alkoholische Getrinke

§ 35. (1) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir alkoholische
Getranke muss folgenden Kriterien entsprechen:

1. bisé6. ...

(2) Jeder Mediendiensteanbieter hat Richtlinien iiber auf alkoholische
Getrdnke bezogene audiovisuelle kommerzielle Kommunikation zu erstellen und
zu beachten. Die Richtlinien haben Bestimmungen zu enthalten, welche Formen
und Inhalte audiovisueller kommerzieller Kommunikation unangebracht sind und
zielen darauf ab, die Einwirkung audiovisueller kommerzieller Kommunikation
auf Minderjihrige wirkungsvoll zu verringern. Die Richtlinien sind leicht,
unmittelbar und stindig zugdnglich zu veroffentlichen. Fiir die Beurteilung, was
unangebracht ist, sind die Erkenntnisse und Empfehlungen einer anerkannten
Einrichtung der Selbstkontrolle bei der kommerziellen Kommunikation (§ 33
Abs. 3b KOG) heranzuziehen.

Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation und Schutz von
Minderjahrigen
§36. (1) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation darf nicht zur
korperlichen, geistigen oder sittlichen Beeintrdchtigung Minderjihriger fiihren.

(2) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation unterliegt daher folgenden
Kriterien zum Schutz Minderjéhriger:

I. ...

2. Sie darf Minderjéhrige nicht unmittelbar dazu anregen, ihre Eltern oder
Dritte zum Kauf der beworbenen Ware oder Dienstleistung zu bewegen.

3.und 4. ...

(3) Jeder Mediendiensteanbieter, dessen Angebot auch Kindersendungen
umfasst, hat in Bezug auf audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir
Lebensmittel und Getrinke, die Nihrstoffe oder Substanzen mit
erndhrungsbezogener oder physiologischer Wirkung wie insbesondere Fett,
Transfettsduren, Salz/Natrium und Zucker enthalten, deren iberméaBige
Aufnahme im Rahmen der Gesamterndhrung nicht empfohlen wird, Richtlinien
zu erstellen und zu beachten. Die Richtlinien haben Bestimmungen zu enthalten,
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Produktplatzierung

§ 38. (1) Produktplatzierung ist vorbehaltlich der Regelungen der Abs. 2 und
3 unzuldssig.

(2) Nicht unter das Verbot des Abs. 1 fallt die kostenlose Bereitstellung von
Waren oder Dienstleistungen wie Produktionshilfen oder Preise im Hinblick auf
ihre Einbeziehung in eine Sendung.

(3) Ausgenommen vom Verbot des Abs. 1 sind Kinofilme, Fernsehfilme und
Fernsehserien sowie Sportsendungen und Sendungen der leichten Unterhaltung.
Diese Ausnahme gilt nicht fiir Kindersendungen.

(4) Sendungen, die Produktplatzierungen enthalten, miissen folgenden
Anforderungen geniigen:
1. Ihr Inhalt und bei Fernsehprogrammen ihr Programmplatz diirfen
keinesfalls so beeinflusst werden, dass die redaktionelle Verantwortung
und Unabhéngigkeit des Mediendiensteanbieters beeintrachtigt wird.

2.und 3. ...

4. Sie sind zu Sendungsbeginn und -ende sowie bei Fortsetzung einer
Sendung nach einer Werbeunterbrechung eindeutig durch einen Hinweis
zu kennzeichnen, um jede Irrefilhrung des Zuschauers zu verhindern.

(5) Unbeschadet der Regelung des § 33 diirfen Sendungen jedenfalls auch
keine Produktplatzierungen zu Gunsten von Unternechmen enthalten, deren
Haupttitigkeit die Herstellung oder der Verkauf von Zigaretten und anderen
Tabakerzeugnissen ist.

(6) Abs. 4 Z 4 kommt nicht zur Anwendung, sofern die betreffende Sendung
nicht vom Mediendiensteanbieter selbst oder von einem mit dem
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welche Formen der audiovisuellen kommerziellen Kommunikation vor, nach und
in Kindersendungen unangebracht sind und dass positive Eigenschaften der
betreffenden Lebensmittel und Getrdnke nicht hervorgehoben werden diirfen. Sie
sind leicht, unmittelbar und stindig zugdnglich zu verdffentlichen. Fiir die
Beurteilung, was unangebracht ist, sind die Erkenntnisse und Empfehlungen
einer anerkannten Einrichtung der Selbstkontrolle bei der kommerziellen
Kommunikation (§ 33 Abs. 3b KOG) heranzuziehen.

Produktplatzierung
§ 38. (1) Produktplatzierung ist

mit  Ausnahme von Nachrichtensendungen, Sendungen zur politischen
Information, Verbrauchersendungen, Sendungen religiosen Inhalts sowie
Kindersendungen unter Einhaltung der nachfolgenden Bestimmungen gestattet.

(2) Sendungen, die Produktplatzierungen enthalten, miissen folgenden
Anforderungen geniigen:

1.Ihr Inhalt und bei Fernsehprogrammen ihr Programmplatz, bei
Abrufdiensten auch ihre Platzierung im Katalog, diirfen keinesfalls so

beeinflusst werden, dass die redaktionelle Verantwortung und
Unabhéngigkeit des Mediendiensteanbieters beeintrachtigt wird.
2.und 3. ...

4. Sie sind zu Sendungsbeginn und -ende sowie bei Fortsetzung einer
Sendung nach einer Werbeunterbrechung eindeutig durch einen Hinweis
tiber das Vorhandensein einer Produktplatzierung zu kennzeichnen, um
jede Irrefithrung des Zuschauers zu verhindern.

(3) Unbeschadet der Regelung des § 33 diirfen Sendungen jedenfalls auch
keine Produktplatzierungen zu Gunsten von Unternehmen enthalten, deren
Haupttitigkeit in der Herstellung oder dem Verkauf von Tabakerzeugnissen
sowie verwandten Erzeugnissen (§ 1| TNRSG) einschlieflich der zum Konsum
bestimmten Gerdte liegt.

(4) Abs. 2 Z 4 kommt nicht zur Anwendung, sofern die betreffende Sendung

nicht vom Mediendiensteanbieter selbst oder von einem mit dem
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Mediendiensteanbieter verbundenen Unternehmen produziert oder in Auftrag Mediendiensteanbieter verbundenen Unternehmen produziert oder in Auftrag
gegeben wurde und der Mediendiensteanbieter keine Kenntnis vom Vorliegen gegeben wurde und der Mediendiensteanbieter keine Kenntnis vom Vorliegen

einer Produktplatzierung hatte.

einer Produktplatzierung hatte.
Schutz Minderjihriger

§39. (1) Inhalte in audiovisuellen Mediendiensten, die die korperliche,
geistige oder sittliche Entwicklung von Minderjdhrigen beeintriichtigen konnen,
diirfen vom Mediendiensteanbieter nur so bereitgestellt werden, dass sie von
Minderjdhrigen tiblicherweise nicht wahrgenommen werden konnen.

(2) Im Fall von Fernsehprogrammen ist dafiir jedenfalls durch die Wahl der
Sendezeit zu sorgen. Die unverschliisselte Ausstrahlung von Sendungen im Sinne
des Abs. 1 im Fernsehen ist durch akustische Zeichen anzukiindigen oder durch
optische Mittel wdihrend der gesamten Sendung kenntlich zu machen.
Fernsehprogramme diirfen keine Sendungen enthalten, die die korperliche,
geistige oder sittliche Entwicklung von Minderjihrigen ernsthaft beeintrichtigen
kénnen, insbesondere solche, die Pornografie oder grundlose Gewalttiitigkeiten
enthalten.

(3) Im Ubrigen diirfen die schdidlichsten Inhalte, wie insbesondere grundlose
Gewalttdtigkeiten und solche, die sich auf die unreflektierte Darstellung sexueller
Handlungen beschrinken, oder die Sendungsteile beinhalten, die auf die
Darstellung derartiger Inhalte reduziert sind, nur bereitgestellt werden, wenn
durch  Mafinahmen wie insbesondere  Altersverifikationssysteme  oder
vergleichbare Mafinahmen der Zugangskontrolle sichergestellt ist, dass
Minderjihrige diese Inhalte iiblicherweise nicht verfolgen konnen.

(4) Die Mediendiensteanbieter haben unter Beriicksichtigung vorhandener
Verhaltensrichtlinien einer Einrichtung der Selbstkontrolle zum Schutz
Minderjdhriger Richtlinien zu erstellen und zu beachten, wie sie den Zuschauern
ausreichende Informationen zur Beurteilung der potenziellen Schddlichkeit von
Inhalten fiir Minderjihrige zur Verfiigung stellen, indem sie die Art der in Abs. 1
aufgezihlten Inhalte durch fiir den Nutzer leicht verstindliche Hinweise
beschreiben.

Die Mediendiensteanbieter haben zur Sicherstellung bundesweit einheitlicher
Verhaltensrichtlinien die Initiativen zur FEinrichtung und Effizienz der
Selbstkontrolle (§ 32a KOG) zu unterstiitzen und dazu beizutragen.

(5) Die Regulierungsbehorde ist von einer Einrichtung der Selbstkontrolle
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zum Schutz Minderjdhriger (§ 32a in Verbindung mit § 32b KOG) iiber den Stand
der Umsetzung der Verpflichtung zur Bereitstellung von Informationen mittels
Hinweisen (Abs. 4) zu berichten (§32a Abs.2 Z5 KOG). Die
Regulierungsbehorde hat in ihrem Tidtigkeitsbericht (§19 KOG) den
Umsetzungsstand  hinsichtlich der in Abs. 4 beschriebenen Verpflichtung
darzustellen. Sie kann diesem Bericht eine fiir die Verbesserung der Wirksamkeit
der Bereitstellung von Information erstellte Evaluierung anschlief3en.

(6) Stellt die Regulierungsbehorde fest, dass im Wege der Selbstkontrolle
(s 32a KOG) innerhalb von sechs Monaten ab Inkrafttreten des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. xxx/2020, keine Einrichtung der Selbstkontrolle im Sinne von § 32a in
Verbindung mit § 32b KOG gegriindet wurde und innerhalb einer weiteren Frist
von zwei Monaten auch keine Verhaltensrichtlinien zustande gekommen sind, die
von einem reprdsentativen Teil der Mediendiensteanbieter einschlieflich des
Osterreichischen Rundfunks herangezogen werden, so hat sie innerhalb von sechs
Monaten gerechnet ab der Feststellung der Regulierungsbehorde durch
Verordnung festzulegen, in welcher Art und Weise alle Mediendiensteanbieter

den Zuschauern ausreichende Informationen zur Beurteilung der potenziellen
Schddlichkeit von Inhalten fiir Minderjdhrige zur Verfiigung zu stellen haben,
indem die Art der in Abs. 1 aufgezdhlten Inhalte durch fiir den Nutzer leicht
verstindliche Hinweise beschrieben wird.

(7) Vor Erlassung der Verordnung nach Abs. 6 ist den einschligigen
Interessenverbinden im Bereich der audiovisuellen Mediendienste und des
Jugendschutzes sowie dem Bundesministerium fiir Bildung, Wissenschaft und
Forschung, dem Bundesministerium fiir Arbeit, Familie und Jugend, dem
Bundesministerium fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz und
dem Bundesministerium fiir Justiz Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die
so befassten Stellen haben der Regulierungsbehorde Vorschlige iiber die
Ausgestaltung der Kennzeichnung zu unterbreiten. Die Regulierungsbehérde hat
regelmdfig, zumindest im Abstand von zwei Jahren zu priifen, ob weiterhin
Bedarf fiir eine Regelung im Weg der Verordnung besteht. Gelangt sie nach
Anhorung der vorstehend genannten Bundesministerien zum Ergebnis, dass im
Wege einer den Vorgaben in §32a KOG entsprechenden Selbstkontrolle
ausreichende und effiziente Vorkehrungen getroffen sind, so hat sie die
Verordnung aufzuheben.

(8) Die Anforderungen nach Abs. 1 gelten nicht fiir Nachrichten und
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8. Abschnitt
Besondere Anforderungen an audiovisuelle Mediendienste auf Abruf

Schutz von Minderjihrigen

§39. (1) Bei audiovisuellen Mediendiensten, deren Inhalte die korperliche,
geistige oder sittliche Entwicklung von Minderjihrigen ernsthaft beeintrdchtigen
konnen, ist vom Mediendiensteanbieter durch geeignete MafSnahmen der
Zugangskontrolle sicherzustellen, dass diese von Minderjihrigen iiblicherweise
nicht wahrgenommen werden konnen.

(2) Sonstige gesetzliche Verbote bleiben unberiihrt.
Foérderung europdiischer Werke

§ 40. (1) Mediendiensteanbieter von audiovisuellen Mediendiensten auf
Abruf haben in der Prdsentation ihrer Programmkatalogen europdische Werke
dadurch zu fordern, dass diese angemessen herausgestellt oder gekennzeichnet
werden.
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Sendungen zur politischen Information. Sonstige gesetzliche Verbote bleiben
unberiihrt.

8. Abschnitt
Europdische Werke in Abrufdiensten

Mindestanteil und Kennzeichnung

§ 40. (1) Mediendiensteanbieter audiovisueller Mediendienste auf Abruf
haben dafiir zu sorgen, dass
1. im Durchschnitt eines Kalenderjahres berechnet zumindest 30% der Titel
im jeweiligen Katalog europdische Werke sind und

2. in der Présentation ihrer Sendungskataloge diese europdischen Werke
gegeniiber anderen Werken angemessen durch eine eindeutige
Kennzeichnung hervorgehoben werden.

(2) Die Regulierungsbehorde hat unter Zugrundelegung der gemdfs Art. 13
Abs. 7 der Richtlinie iiber Audiovisuelle Mediendienste 2010/13/EU, ABIL.
Nr. L 95 vom 15.4.2010, S. 1, in der Fassung der Richtlinie (EU) 2018/1808, ABL
Nr. L 303 vom 28.11.2018, von der Europdischen Kommission erlassenen
Leitlinien durch Verordnung ndéher zu bestimmen,

1. wie die Ermittlung des auf die Anzahl der Titel bezogenen Mindestanteils
insbesondere auch im Fall von Serien und deren Staffeln sowie im Fall
von finanziell aufwdndigeren Produktionen zu erfolgen hat, sowie welche
Daten zu tibermitteln sind und

2. welche Umsdtze, Beschdftigtenzahl und Zuschauerzahlen als gering
anzusehen sind, sodass Mediendiensteanbieter eines Abrufdienstes die
mit ihren Diensten diese Kennzahlen nicht erreichen von den



Geltende Fassung

(2) Mediendiensteanbieter haben der Regulierungsbehdrde auf deren
Aufforderung eine Aufstellung der nach Abs. 1 getroffenen Mafinahmen zu
ibermitteln. Die Regulierungsbehérde hat die erhobenen Daten dem
Bundeskanzler zusammengefasst zu tibermitteln.

9. Abschnitt
Besondere Anforderungen an Fernsehprogramme und -sendungen

Schutz von Minderjihrigen
§42. (1) bis (4)
Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir Spirituosen

§ 42a. Jede Form der audiovisuellen kommerziellen Kommunikation fiir
Spirituosen ist untersagt.

Unterbrechung von Sendungen
§44.(1)und (2) ...

(3) Die Ubertragung von Fernsehfilmen (mit Ausnahme von Serien, Reihen
und Dokumentarfilmen), Kinospielfilmen und Nachrichtensendungen darf fiir
jeden programmierten Zeitraum von mindestens 30 Minuten einmal fir
Fernsehwerbung und Teleshopping unterbrochen werden. Die Ubertragung von
Kindersendungen darf fiir jeden programmierten Zeitraum von mindestens
30 Minuten hochstens einmal unterbrochen werden, jedoch nur wenn die
Gesamtdauer der Sendung nach dem Sendeplan mehr als 30 Minuten betrégt.
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Verpflichtungen nach Abs. 1 entbunden sind.

(3) Von der Anforderung nach Abs. 1 Z | konnen Abrufdienste ausgenommen
werden, soweit die Erfiillung der Anforderung wegen der Art oder des
Themas des Abrufdienstes undurchfiihrbar oder ungerechtfertigt wdre.
Die nach Abs. 2 zu erlassende Verordnung hat diesfalls néher
auszufiihren, in welchen Fillen die Anforderung als undurchfiihrbar
oder nicht rechtfertigbar zu qualifizieren ist.

4 Mediendiensteanbieter eines  Abrufdienstes haben der
Regulierungsbehorde fiir jedes Kalenderjahr bis zum 31. Mdrz des Folgejahres
die Aufstellung der Daten iiber die Erreichung des Mindestanteils und eine
beschreibende Darstellung der nach Abs.1 Z 2 getroffenen Mallnahmen zur
Kennzeichnung zu iibermitteln. Die Regulierungsbehdrde hat die so erhobenen
Daten dem Bundeskanzler bis spdtestens 30. Juni jedes Jahres fiir die
Berichterstattung an die Europdische Kommission geeigneten Weise zu
ibermitteln.

9. Abschnitt
Besondere Anforderungen an Fernsehprogramme und -sendungen

Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir Spirituosen

§ 42. Jede Form der audiovisuellen kommerziellen Kommunikation fiir
Spirituosen ist untersagt.

Unterbrechung von Sendungen
§44.(1)und (2) ...

(3) Die Ubertragung von Fernsehfilmen (mit Ausnahme von Serien, Reihen
und Dokumentationen), Kinospielfilmen und Nachrichtensendungen darf fir
jeden programmierten Zeitraum von mindestens 30 Minuten einmal fiir
Fernsehwerbung und Teleshopping unterbrochen werden. Die Ubertragung von
Kindersendungen darf fiir jeden programmierten Zeitraum von mindestens
30 Minuten hochstens einmal unterbrochen werden, jedoch nur wenn die
Gesamtdauer der Sendung nach dem Sendeplan mehr als 30 Minuten betrégt.
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(4) Die Ubertragung von Gottesdiensten darf nicht durch Fernsehwerbung
oder Teleshopping unterbrochen werden.

Werbe- und Teleshoppingdauer

§ 45. (1) Die Dauer von Werbespots und Teleshopping-Spots — das sind
Erscheinungsformen audiovisueller kommerzieller Kommunikation geméafl § 2
Z 40 erster Satz und § 2 Z 33 mit einer Dauer von bis zu zwolf Minuten — darf
innerhalb eines Einstundenzeitraumes, gerechnet ab der letzten vollen Stunde,
insgesamt 20 vH nicht iiberschreiten.

(2) Nicht in die hochstzuldssige Dauer einzurechnen sind
1. Hinweise des Rundfunkveranstalters auf eigene Sendungen und auf
Begleitmaterialien, die direkt von diesen Sendungen abgeleitet sind;
2. Beitréiige im Dienst der Offentlichkeit;
3. Kostenlose Spendenaufrufe zu wohltitigen Zwecken;
4. ungestaltete An- und Absagen von Patronanzsendungen;
5....

6. Sendezeiten fiir ideelle Werbung.
(3)und 4) ...
Auskunfts-, Aufzeichnungspflichten

§ 47. (1) Die Rundfunkveranstalter haben auf ihre Kosten von allen ihren
Sendungen Aufzeichnungen herzustellen und mindestens zehn Wochen lang
aufzubewahren. Uber Verlangen haben sie der Regulierungsbehdrde die
gewiinschten Aufzeichnungen zur Verfiigung zu stellen. Uberdies haben sie
jedermann, der ein rechtliches Interesse daran darzutun vermag, Einsicht in die
Aufzeichnungen zu gewdhren. Ist wegen einer Sendung ein Verfahren vor der
Regulierungsbehorde anhingig, so besteht die Aufbewahrungspflicht beziiglich
dieser Sendung bis zum Abschluss des Verfahrens.

(2) Jeder Rundfunkveranstalter hat bei Fernsehprogrammen am Anfang und
am Ende seiner Sendezeit sowie in regelmidBigen Abstinden wéhrend des
Programms Namen und Anschrift des Rundfunkveranstalters und die Namen der
verantwortlichen Redakteure zu benennen.
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(4) Die Ubertragung von Gottesdiensten darf nicht durch Fernsehwerbung
oder Teleshopping unterbrochen werden. Teleshopping wdhrend einer
Kindersendung ist untersagt.

Werbe- und Teleshoppingdauer

§ 45. (1) Die Dauer von Werbespots und Teleshopping-Spots — das sind
Erscheinungsformen audiovisueller kommerzieller Kommunikation gemif3 § 2
Z 40 erster Satz und § 2 Z 33 mit einer Dauer von bis zu zwolf Minuten — darf
innerhalb eines Einstundenzeitraumes, gerechnet ab der letzten vollen Stunde,
insgesamt 20 vH nicht iiberschreiten.

(2) Nicht in die hochstzuldssige Dauer einzurechnen ist die Dauer von

1. Hinweisen eines Fernsehveranstalters auf eigene Sendungen und auf
Begleitmaterialien, die direkt von diesen Sendungen abgeleitet sind;

. Beitrdigen im Dienst der Offentlichkeit;
. kostenlosen Spendenaufrufen zu wohltitigen Zwecken;
. ungestalteten An- und Absagen von gesponserten Sendungen;

R I NV

. neutralen Einzelbildern zwischen redaktionellem Inhalt und Fernseh-
oder Teleshoppingspots sowie zwischen einzelnen derartigen Spots;

7. Sendezeiten fiir ideelle Werbung.
(3)und 4) ...
Bekanntgabepflichten
§ 47.

(1) Fernsehveranstalter haben am Anfang und am Ende ihrer
Fernsehprogramme sowie in regelmifligen Abstdnden wéhrend des Programms
eindeutig auf den Namen des Veranstalters und die Namen der verantwortlichen
Redakteure hinzuweisen.



Geltende Fassung

(3) Der Teletext hat stets eine Impressumseite zu enthalten, auf der Name
und Anschrift des Rundfunkveranstalters anzufiihren sind. Werden Teletextseiten
auf Abruf angeboten, so muss jeweils im Inhaltsverzeichnis die Seitennummer
des Impressums angefiihrt sein.

(4) Die Aufnahme des Sendebetriebs und die Inbetricbnahme einzelner
Sendestandorte ist der Regulierungsbehorde innerhalb einer Woche anzuzeigen.

Aufrufe in Krisen- und Katastrophenfiillen

§ 48. Den Bundes- und Landesbehdrden und den Behorden der im jeweiligen
Versorgungsgebiet gelegenen Gemeinden ist fiir Aufrufe in Krisen- und
Katastrophenfdllen und fiir andere wichtige Meldungen an die Allgemeinheit
sowie Privaten fiir Aufrufe in begriindeten und dringenden Notfdllen zur
Vermeidung von Gefahren fiir Gesundheit und Leben von Menschen zu jeder Zeit
die notwendige und zweckentsprechende Sendezeit kostenlos zur Verfiigung zu
stellen.

Berichtspflicht

§ 52. Fernsehveranstalter haben bis zum 30. Mai eines jeden Jahres der
Regulierungsbehorde iiber die Durchfiihrung der §§ 50 und 51 schriftlich zu
berichten. Die Regulierungsbehdrde hat der Bundesregierung bis zum 30. Juni
eines jeden Jahres einen zusammenfassenden Bericht zu ibermitteln.
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(2) Der Teletext hat stets eine Impressumseite zu enthalten, auf der Name
und Anschrift des Rundfunkveranstalters anzufithren sind. Werden Teletextseiten
auf Abruf angeboten, so muss jeweils im Inhaltsverzeichnis die Seitennummer
des Impressums angefiihrt sein.

(3) Die Aufnahme des Sendebetriebs und die Inbetricbnahme einzelner
Sendestandorte ist der Regulierungsbehorde innerhalb einer Woche anzuzeigen.

Berichtspflicht

§ 52. Fernsehveranstalter haben bis zum 3/. Mdrz eines jeden Jahres der
Regulierungsbehorde tiber die Durchfithrung der §§ 50 und 51 schriftlich in Form
einer Darstellung der Daten und Prozentsdtze pro Programm samt einer
Begriindung fiir den Fall der Unterschreitung der Quoten zu berichten. Die
Regulierungsbehorde hat der Bundesregierung bis zum 30. Juni eines jeden
Jahres einen zusammenfassenden Bericht zu ibermitteln.

9a. Abschnitt
Zustimmungslose Anderungen an audiovisuellen Inhalten

Uberblendung von Sendungen

§ 54a. (1) Ein audiovisueller Mediendienst darf nicht ohne die ausdriickliche
Zustimmung des Mediendiensteanbieters zu kommerziellen Zwecken volistindig
oder auch nur teilweise inhaltlich oder technisch verdndert oder iiberblendet
werden. Als Verinderung oder Uberblendung gelten

1. die  Unterbrechung oder Uberblendung von Sendungen
audiovisuelle kommerzielle Kommunikation (§ 2 Z 2) oder

2. soweit nicht schon nach Z 1 erfasst, die Einfiigung kommerzieller

durch
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Kommunikation im Sinne von § 3 Z 6 des E-Commerce-Gesetzes (ECG),
BGBI. I Nr. 152/2001, oder

3. das vollstindige oder teilweise Ersetzen von Inhalten eines
audiovisuellen Mediendienstes durch andere Inhalte.

(2) Uberblendungen oder Verinderungen,

1. die vom Seher oder Nutzer eines audiovisuellen Mediendienstes zum
eigenen Gebrauch veranlasst werden, wie etwa Uberblendungen oder
Verdnderungen

a) zur gleichzeitig mit dem Konsum einer Sendung erfolgenden Nutzung
eines Dienstes zur individuellen Kommunikation,

b) zur Untertitelung oder fiir vergleichbare Mittel zur Herstellung der
Barrierefreiheit oder

¢) durch Steuerungselemente, wie etwa Lautstdrkeregler,
Suchfunktionen, Navigationsmeniis oder Senderiibersichten, die fiir
die Bedienung des Wiedergabegerdts oder das Anwdhlen des Dienstes
erforderlich sind,

2. durch audiovisuelle kommerzielle Kommunikation, zu denen der Seher
oder Nutzer im Einzelfall gesondert seine Einwilligung erteilt hat,
sowie

3. die von Dritten ausnahmsweise veranlasst werden, um aktuelle

Warnhinweise oder andere Informationen von dffentlichem Interesse
(s 30a) zu verbreiten,

bediirfen nicht der Zustimmung des Mediendiensteanbieters.

(3) Als im Sinne von Abs. 1 zustimmungspflichtige Anderungen gelten nicht

1. die aus den bei der Ubertragung eines audiovisuellen Mediendienstes
eingesetzten Datenkomprimierungsverfahren zur Reduktion der Grifle
einer Datei resultierenden technischen Anderungen und

2. der Einsatz sonstiger technischer Verfahren zur Anpassung der Form

eines audiovisuellen Mediendienstes an den Verbreitungsweg
insbesondere bei der Bildauflosung oder der Codierung,

solange nur die technische Darstellungsweise, keinesfalls aber der verbreitete
Inhalt verdndert wird.
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Herausgabe des erlangten wirtschaftlichen Vorteils

§ 54b. (1) Stellt die Regulierungsbehorde aufgrund einer Beschwerde eines
Mediendiensteanbieters, dessen Zustimmung einzuholen gewesen wire, fest, dass
ein Verstof} gegen § 54a vorliegt, so hat sie auf Antrag des betreffenden
Mediendienstanbieters gleichzeitig mit Bescheid festzustellen, inwieweit ein
Dritter durch den Verstof3 einen wirtschaftlichen Vorteil erlangt hat. Die Behérde
hat ferner einen Betrag in der Hohe des erlangten wirtschafilichen Vorteils
festzusetzen und fiir abgeschopft zu erkldren. Der abgeschopfte Betrag fliefsit dem
betroffenen Mediendiensteanbieter zu.

(2) Die Person, der im betreffenden Verfahren nach Abs. 1 ein Verstofs
gegen § 54a angelastet wird, hat der Regulierungsbehorde auf Anfrage alle
Informationen zur Verfiigung zu stellen, ihr alle Auskiinfte zu erteilen und ihr
Einsicht in alle Aufzeichnungen und Biicher zu gewdhren, soweit dies
erforderlich ist, um fiir den Fall der Feststellung eines Verstofles gleichzeitig
auch den wirtschaftlichen Vorteil feststellen zu kénnen. Soweit die
Regulierungsbehorde den Abschiopfungsbetrag aus Informationen, Auskiinften,
Aufzeichnungen oder Biichern nicht ermitteln oder berechnen kann, ihr keine
Informationen zur Verfiigung gestellt, keine Auskiinfte erteilt oder keine Einsicht
in Aufzeichnungen und Biicher gewdhrt wird, hat sie ihn zu schdtzen. Dabei sind
alle Umstdnde zu beriicksichtigen, die fiir die Schdtzung von Bedeutung sind.

9b. Abschnitt
Video-Sharing-Plattformanbieter

Niederlassung, Verzeichnis

§ 54c. (1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten fiir Video-Sharing-
Plattformen von im Inland im Sinne von §3 Z3 ECG niedergelassenen
Plattform-Anbietern.

(2) Fiir die Zwecke der Anwendung dieses Abschnitts gilt ein Plattform-
Anbieter, abgesehen von Fdllen nach Abs. 1, auch dann als im Inland
niedergelassen, wenn er zwar nicht selbst im Inland und auch nicht in einem
anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union niedergelassen ist, allerdings

1. sein Mutterunternehmen im Inland niedergelassen ist, oder

2. sein Mutterunternehmen zwar weder im Inland noch sonst in einem
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Mitgliedstaat der Europdischen Union niedergelassenen ist, aber ein
Tochterunternehmen im Inland niedergelassen ist oder

3. weder das Mutternehmen noch ein Tochterunternehmen in einem
Mitgliedstaat der Europdischen Union niedergelassenen ist, aber ein
anderes Unternehmen aus der Unternehmensgruppe des Video-Sharing-
Plattformanbieters im Inland niedergelassen ist.

(3) Hat der Plattform-Anbieter zwei oder mehr Tochterunternehmen, von
denen eines im Inland und die anderen in anderen Mitgliedstaaten der
Europdischen Union niedergelassen sind, so gilt er dann als im Inland
niedergelassen, wenn das im Inland niedergelassene Tochterunternehmen seine
Geschdftstdtigkeit noch vor den anderen Tochterunternehmen aufgenommen hat,
vorausgesetzt, dass es weiterhin iiber eine stabile und effektive Verbindung mit
der Wirtschaft im Inland verfiigt. Existieren mehrere Unternehmen der
Unternehmensgruppe und sind diese jeweils in unterschiedlichen Mitgliedstaaten
und im Inland niedergelassen, so gilt der Plattform-Anbieter dann als im Inland
niedergelassen, wenn das im Inland niedergelassene Unternehmen seine
Geschdftstdtigkeit noch vor allen anderen dieser Unternehmen aufgenommen hat,
vorausgesetzt, dass es tiiber eine stabile und effektive Verbindung mit der
Wirtschaft im Inland verfiigt.

(4) Von Abs. 1 bis 3 erfasste Plattform-Anbieter haben ihre Titigkeit
spdtestens zwei Monate nach Aufnahme der Regulierungsbehorde anzuzeigen.
Die Anzeige hat neben Namen, Adresse und allfilligen Vertretern und
Zustellungsbevollmdchtigten auch Nachweise iiber die fiir die Bestimmung der
Rechtshoheit relevanten Tatsachen (Niederlassung) vorzulegen. Die Plattform-
Anbieter haben die genannten Daten jihrlich zu aktualisieren und bis
31. Dezember eines jeden Jahres der Regulierungsbehérde zu iibermitteln.

(5) Die Regulierungsbehorde hat zum Zweck der Feststellung der
Rechtshoheit in der Zusammenarbeit mit auslindischen Regulierungsbehirden
und der Europdischen Kommission gemdfs Art. 28a Abs. 6 der Richtlinie (EU)
2010/13/EU zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Mitgliedstaaten iiber die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste
(Richtlinie tiber audiovisuelle Mediendienste), ABIL. Nr. L 95 vom 15.4.2010, S. 1,
in der Fassung der Richtlinie (EU) 2018/1808, ABI. Nr. L 303 vom 28.11.2018,
ein Verzeichnis der im Inland niedergelassenen oder als niedergelassen
geltenden Plattform-Anbieter zu fiihren und geeignet zu veroffentlichen. In dem
Verzeichnis ist anzugeben, auf welchem der vorstehenden Absdtze die
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Niederlassung in Osterreich beruht und sich damit die Zustindigkeit der
Regulierungsbehdrde ergibt. Das jedenfalls jihrlich zu aktualisierende
Verzeichnis hat deklarative Wirkung. Gelangt die Regulierungsbehdrde bei
Erfiillung ihrer Aufgaben zur Auffassung, dass die im Verzeichnis enthaltenen
Angaben nicht mehr den Tatsachen entsprechen, hat sie die entsprechende
Richtigstellung vorzunehmen.

Verbotene und schdadliche Inhalte

§ 54d. (1) Verbotene Inhalte im Sinne dieses Abschnitts sind solche, deren
an die Offentlichkeit gerichtete Bereitstellung auf einer Video-Sharing-Plattform

1. einen der folgenden objektiven Tatbestinde erfiillt: Pornografische
Darstellungen  Minderjihriger (§ 207a StGB), Aufforderung zu
terroristischen Straftaten und GutheifSung terroristischer Straftaten
(s 282a StGB), Verhetzung (§ 283 StGB)oder

2. soweit sie nicht schon unter § 283 StGB fillt, sonst eine Aufstachelung zu
Gewalt oder Hass gegen eine Gruppe oder gegen ein Mitglied einer
solchen Gruppe wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der
ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der
Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder
sonstigen Anschauung, der Zugehorigkeit zu einer nationalen
Minderheit, des Vermogens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters
oder der sexuellen Ausrichtung darstellt.

(2) Schédliche Inhalte sind solche, die die korperliche, geistige oder sittliche
Entwicklung Minderjihriger beeintrdchtigen konnen.

Geeignete Mafinahmen

§ 54e. (1) Plattform-Anbieter haben

1. ein System zu betreiben, durch das Nutzer mittels leicht auffindbarer,
standig verfiigharer und einfach handhabbarer Funktionen auf der
Video-Sharing-Plattform

a. dort verfiigbare Inhalte fiir Dritte einsehbar bewerten kénnen,

b. Inhalte mitsamt den fiir eine Beurteilung erforderlichen Angaben dem
Plattform-Anbieter melden konnen und

c. den Nutzern erkldrt wird, wie mit ihrer Meldung (lit. b) verfahren
wird und was das Ergebnis des betreffenden Verfahrens war,

2. dafiir zu sorgen, dass gemeldete Inhalte unverziiglich entfernt werden
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oder der Zugang dazu gesperrt wird, wenn sich fiir sie aufgrund einer
zumutbaren Beurteilung ohne weitere Nachforschungen ein klarer
begriindeter Verdacht ergibt, dass die gemeldeten Inhalte einen in § 54d
Abs. 1 genannten Tatbestand erfiillen;

3. zu gewdhrleisten, dass

a) der Nutzer, der die Meldung erstattet hat und — soweit sich dieser
ohne unverhdltnismdfig groflen Aufwand feststellen ldsst— jener
Nutzer, der den betreffenden Inhalt zum Austausch hochgeladen hat,
ohne unnotigen Aufschub iiber die wesentlichen Entscheidungsgriinde
zur Erledigung der betreffenden Meldung einschliefslich des
allfalligen Zeitpunkts einer Entfernung oder Sperre in Kenntnis
gesetzt werden und

b) die in lit. a genannten Nutzer iiber die Moglichkeit der Teilnahme an
einem Schlichtungsverfahren (§ 54f) informiert werden.

(2) Zur Erhohung der Wirksamkeit der in Abs. 1 angefiihrten technischen
und organisatorischen Mafinahmen hat der Plattform-Anbieter zu sorgen fiir

1. die Erstellung und Veroffentlichung von einfach verstindlichen, leicht
auffindbaren Allgemeinen Geschdftsbedingungen, in welchen auch die
angebotenen  Dienste  beschrieben werden, mit verstindlichen
Erlduterungen iiber die fiir von Nutzern bereitgestellte Inhalte
anwendbaren Bestimmungen;

2. die Anzeige dieser Allgemeinen Geschdftsbedingungen an die
Regulierungsbehérde, die diese AGB verdffentlicht,

3. im Falle einer Meldung den davon betroffenen Inhalt, den Zeitpunkt
seiner Erstellung sowie die zur Identifikation des Urhebers
erforderlichen Daten zu Beweiszwecken, einschliefflich zu Zwecken der
Strafverfolgung, zu sichern und fiir die Dauer von ldingstens zehn
Wochen zu speichern; diese Frist darf im Falle eines ausdriicklichen
Ersuchens einer Strafverfolgungsbehérde im Einzelfall iiberschritten
werden, wenn anderenfalls die Beweissicherung vereitelt wire.

(3) Der Plattform-Anbieter hat dariiber hinaus dafiir zu sorgen, dass

1. insbesondere durch leicht verstindliche schrittweise Erkldrungen oder
Warnhinweise fiir die Nutzer beim Hochladen von Inhalten die
Allgemeinheit unabhdngig vom in Abs. 1 dargestellten Meldeverfahren
ein umfassender Schutz vor Inhalten gemdfs § 54d Abs. 1 gewdhrleistet
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wird;

.in § 54d Abs. 2 beschriebene audiovisuelle Inhalte, etwa im Wege von

Systemen elterlicher Kontrolle, ausschlieflich so bereitgestellt werden,
dass diese tiblicherweise nicht von Minderjdhrigen verfolgt werden
konnen und solche Inhalte mittels einer leicht handhabbaren und leicht
verstdndlichen Funktion von den Nutzern bewertet werden kénnen, wobei
Jedenfalls Inhalte mit grundloser Gewalt und Inhalte, die sich
tiberwiegend auf die unreflektierte Darstellung sexueller Handlungen
(S 39 Abs. 3) beschrinken, einer wirksamen Zugangskontrolle im Wege
einer Altersverifikation unterliegen miissen;

. er zur Sensibilisierung der Nutzer auf seiner Website stindig leicht und

unmittelbar auffindbar entweder eigene Angebote zur Erhohung der
Medienkompetenz bereitstellt oder zumindest durch eine auf der
Einstiegsseite der Website deutlich sichtbare Kennzeichnung und
Gestaltung auf das von der RTR-GmbH (§ 20a KOG) bereitgestellte
Informationsangebot und ergdnzend auf entsprechende Angebote Dritter
hinweist;

. ein transparentes und leicht zu handhabendes Verfahren bereitstellt, mit

dem Nutzer sich iiber die unzuldngliche Umsetzung der Verpflichtungen
nach Abs. 1 oder Abs.3 Z2 beim Plattform-Anbieter beschweren
konnen.

(4) Bei in Sendungen oder nutzergenerierten Videos enthaltener oder diesen
beigefiigter audiovisueller kommerzieller Kommunikation (§2 Z2 Satz 1 lit. a
und Satz 2 und 3) hat der Plattform-Anbieter sicherzustellen, dass

1. jedenfalls den in §§ 31, 33 bis 35 Abs. I und 36 Abs. 1 und 2 geregelten

Anforderungen entsprochen wird, wenn diese vom Plattform-Anbieter
selbst vermarktet, verkauft oder zusammengestellt wurde;

2. mittels der nach Abs. 2 Z 1 erforderlichen AGB, soweit méglich, auch die

Nutzer der Plattform dazu verhalten werden, bei den von ihnen auf die
Video-Sharing-Plattform hochgeladenen Inhalten die §§ 31, 33 bis §5
Abs. 1 und § 36 Abs. 1 und 2 einzuhalten,

3. fiir den Nutzer, der einen Inhalt hochlddt, eine Funktion vorhanden ist,

mit der er erkldren kann, ob der Inhalt nach dem ihm zumutbaren
Kenntnisstand derartige Kommunikation enthdlt;

4. bei Inhalten, die solche Kommunikation enthalten, eindeutig erkennbar
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darauf hingewiesen wird, vorausgesetzt der Plattform-Anbieter hat
wegen einer Erkldrung nach Z3 oder aus anderem Grund davon
Kenntnis.

(5) Die Regulierungsbehérde kann durch Verordnung festlegen, welche
Plattformen

1. wegen geringer Umsdtze und Nutzerzahlen oder

2. wegen deren inhaltlicher Art und Ausrichtung

von den Verpflichtungen nach Abs. 1 Z 1 lit. a und c, Abs. 3 Z 1, 3 und 4 und Abs.
4 Z 3 und Z 4 oder auch Abs. 4 Z 1 und 2 ausgenommen sind, weil die
Auferlegung dieser Mafinahmen nicht gerechtfertigt oder unverhdltnismdfig
wadre.

Schlichtung

§ 54f. (1) Ein Nutzer kann einen Beschwerdefall iiber
1. die mangelnde Funktionsfihigkeit
a. des eingerichteten Melde- und Bewertungssystems nach § 54e Abs. 1
Z 1 bis 3;
b. des  eingesetzten  Systems elterlicher — Kontrolle oder der
Altersverifikation nach § 54e Abs. 3 Z 2;
c. der Werkzeuge zur Kennzeichnung audiovisueller kommerzieller
Kommunikation nach § 54e Abs. 4 Z 3 und
d. des Beschwerdesystems nach § 54e Abs. 3 Z 4 und
2. die mangelnde Ubereinstimmung der gemdf3 §54e Abs.2 Z1 in
Verbindung mit Abs. 4 Z 2 erstellten AGB mit den Anforderungen nach
diesem Abschnitt
der Schlichtungsstelle zur Beurteilung vorlegen.

Inden in Z 1 und Z 2 genannten Fdllen ist fiir die Anrufung der Schlichtungsstelle
Voraussetzung, dass sich der Nutzer zuvor (§ 54e Abs. 3 Z 4) an den Plattform-
Anbieter gewandt hat und die Streitteile keine Beilegung der Streitigkeit
erreichen konnten. Die Schlichtungsstelle hat eine einvernehmliche Losung durch
Erarbeitung eines Losungsvorschlags herbeizufiihren oder dem Nutzer ihre
Ansicht zum herangetragenen Fall mitzuteilen.

(2) Die Schlichtungsstelle hat nach Anhorung der Regulierungsbehorde
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Richtlinien fiir die Durchfiihrung dieses Schlichtungsverfahrens festzulegen,
wobei insbesondere der jeweiligen Sachlage angepasste Fristen fiir die
Beendigung des Verfahrens zu bestimmen sind. Die Richtlinien haben sich an den
Grundsdtzen des § 6 Abs. 2 und Abs. 6 Z 1, § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1 Z I und 2 und
Abs. 2 des Alternative Streitbeilegung-Gesetzes (AStG), BGBI. I Nr. 105/2015, zu
orientieren und sind in geeigneter Form zu verdffentlichen.

(3) Die Schlichtungsstelle hat iiber die anhdngig gemachten Fidlle jihrlich
einen Bericht zu erstellen, der im Rahmen des Tdtigkeitsberichts nach § 19 Abs. 2
KOG zu verdffentlichen ist. Dariiber hinaus hat die Schlichtungsstelle der
Regulierungsbehorde monatlich eine Zusammenfassung iiber Anzahl, Art und
Inhalt der von ihr erledigten und der neuen Beschwerdefdille zu tibermitteln und
darin auf Auffilligkeiten hinzuweisen.

Uberpriifung ergriffener Mafinahmen

§ 54g. (1) Die Regulierungsbehérde hat bei
1. wiederholten Beschwerden (§ 54f) iiber die von einem Plattform-
Anbieter ergriffenen Mafinahmen oder;
2. Fehlen
a. eines Melde- und Bewertungssystems (§ 54e Abs. 1 Z 1) oder eines
Beschwerdesystems (§ 54e Abs. 3 Z 4),
b. von AGB (§ 54e Abs. 2 Z 1),
c. von Informationsangeboten zur Medienkompetenz (§ 54e Abs. 3 Z 3)
oder

3. mangelnder Ubereinstimmung mit den Anforderungen an audiovisuelle
kommerzielle Kommunikation und der Kennzeichnung solcher
Kommunikation (§ 54e Abs. 4 Z 1 bis 4) oder

4.von ihr vermuteten schwerwiegenden Rechtsverletzungen wie
insbesondere

a. der Verfiigbarkeit verbotener Inhalte (§ 54d Abs. 1 in Verbindung mit
§ 54e Abs. I Z2) auf der Video-Sharing-Plattform oder des Fehlens
einer dem Schutz vor solchen Inhalten dienenden Funktion (§ 54
Abs. 3 Z 1) oder

b. mangelnder Wirksamkeit der Zugangskontrolle durch
Altersverifikation (§ 54e Abs. 3 Z 2)

von Amts wegen ein Verfahren zur Uberpriifung der Angemessenheit der vom
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Plattform-Anbieter getroffenen Mafinahmen zur Erfiillung der in ¢ 54e
normierten Anforderungen einzuleiten.

(2) Gelangt die Regulierungsbehorde aufgrund der Hdufigkeit und Art der
Beschwerden zur Ansicht, dass die vom Plattform-Anbieter ergriffenen
Mafinahmen mangelhaft sind, oder stellt sie fest, dass ein Verstof3 im Sinne von
Abs. 1 Z2 oder 3 vorliegt oder kommt sie zur Auffassung, dass eine
schwerwiegende Rechtsverletzung vorliegt, so hat die Regulierungsbehérde

1. aufer in den Fdllen der Z2 dem Plattform-Anbieter mit Bescheid
aufzutragen, den rechtmdffigen Zustand herzustellen und geeignete
Vorkehrungen zu treffen, um kiinftige Rechtsverletzungen zu vermeiden;
der Plattform-Anbieter hat diesem Bescheid binnen der von der
Regulierungsbehorde festgesetzten, ldingstens vierwochigen Frist zu
entsprechen und dariiber der Regulierungsbehorde zu berichten;

2. in den Fillen, in denen gegen einen Plattform-Anbieter bereits mehr als
einmal ein Bescheid gemdfs Z 1 ergangen ist oder wenn der Plattform-
Anbieter einem Bescheid gemdf3 Z 1 nicht entspricht, in einem Verfahren
nach § 54h eine Geldstrafe zu verhdingen.

(3) Bei ihrer Beurteilung der Angemessenheit und beim Auftrag zu
geeigneten Vorkehrungen hat die Behérde zu beriicksichtigen, dass die dem
Plattform-Anbieter nach diesem Abschnitt abverlangten Mafinahmen nicht in
einer allgemeinen Vorabkontrolle der Inhalte resultieren diirfen. Die MafSnahmen
wie auch die aufgetragenen Vorkehrungen miissen fiir die Erreichung der
beabsichtigten  Ziele — wie  insbesondere  der  Effizienzsteigerung  der
Schutzmechanismen fiir die Nutzer, der Einhaltung von Mindeststandards der
audiovisuellen kommerziellen Kommunikation, dem Schutz der Allgemeinheit vor
verbotenen und schddlichen Inhalten und der Wahrung der Interessen der von
solchen Inhalten individuell betroffenen Personen — unter Beriicksichtigung der
rechtlichen Interessen der Plattform-Anbieter geeignet und verhdltnismdfig sein.

Geldstrafen
§ 54h. (1) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit Geldstrafe in der
Hohe von bis zu 150 000 Euro zu bestrafen, wer

1. entgegen § 54e Abs. 1 Z 1 kein oder kein funktionsfihiges Melde- oder
Bewertungssystem bereitstellt;

2. entgegen § 54e Abs. 1 Z2 oder § 54e Abs.3 Z 1 keine Mafinahmen
ergriffen hat, um die Allgemeinheit vor verbotenen Inhalten auf seiner
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Plattform zu schiitzen,

3. entgegen § 54e Abs. 3 Z 2 keine Mafinahmen ergriffen hat, um dafiir zu
sorgen, dass schddliche Inhalte iiblicherweise nicht von Minderjihrigen
verfolgt werden konnen oder im Fall von Inhalten nach § 39 Abs. 3 diese
nur im Wege einer wirksamen Zugangskontrolle verfiigbar sind;

4. entgegen § 54e Abs. 4 Z 1 bis 4 nicht dafiir vorgesorgt hat, dass den die
audiovisuelle kommerzielle Kommunikation betreffenden Anforderungen
entsprochen wird.

(2) Bei der Bemessung der Hohe einer Geldstrafe sind insbesondere
folgende Umstdinde zu beriicksichtigen:
1. die Schwere und Dauer des VerstofSes;

2. die Finanzkraft des Plattform-Anbieters, wie sie sich beispielweise aus
seinem Gesamtumsatz ablesen ldsst;

3. die Hohe der erzielten Gewinne;
4. friihere Verstofie des Plattform-Anbieters.

(3) Die nach dieser Bestimmung verhdingten Geldstrafen fliefSen dem Bund
zu. Rechtskrdftige Bescheide sind Exekutionstitel.

10. Abschnitt 10. Abschnitt
Rechtsaufsicht Rechtsaufsicht
Aussetzung der Weiterverbreitung Offensichtliche, ernste und schwerwiegende Verstifie
§56. (1) Die Regulierungsbehorde hat die Weiterverbreitung eines §56. (1) Die Regulierungsbehdrde hat die Weiterverbreitung eines

Fernsehprogramms aus einer Vertragspartei des Abkommens iiber den audiovisuellen Mediendienstes aus einer Vertragspartei des Abkommens iiber den
Europdischen Wirtschaftsraum bis zu einer Dauer von sechs Monaten durch Europdischen Wirtschaftsraum oder den Zugang zu diesem bis zu einer Dauer

Verordnung vorldufig zu untersagen, wenn von sechs Monaten durch Verordnung vorldufig zu untersagen, wenn
1. Sendungen in diesem Programm in offensichtlichem, ernstem und 1. der Mediendienst in offensichtlicher, ernster und schwerwiegender
schwerwiegendem Widerspruch zu den Anforderungen des § 30 Abs. 2 Weise gegen § 30 Abs.2 Z I oder § 39 Abs. 1 und 3 verstofit oder eine
oder § 42 Abs. 1 und 2 stehen; Beeintrdchtigung oder eine ernsthafte und schwerwiegende Gefahr einer

Beeintrdachtigung fiir die offentliche Gesundheit darstellt;

2.der Tatbestand der Z 1 bereits mindestens zweimal wihrend der 2. einer oder mehrere der in Z 1 angefiihrten Tatbestinde bereits
vorangegangenen zwdlf Monate verwirklicht wurde; mindestens zweimal wihrend der vorangegangenen zwolf Monate
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3. die Regulierungsbehdrde dem Rundfunkveranstalter, dem Inhaber des
Kabelnetzes oder Satelliten, dem Betreiber des elektronischen
Kommunikationsdienstes, dem  Multiplex-Betreiber oder  dem
Programmaggregator im Falle der Verbreitung des Programms im
Rahmen seines Programmpakets und der Kommission der Européischen
Union schriftlich die Annahme der Verwirklichung der Tatbestidnde der
Z 1 und 2 sowie die Absicht der vorlaufigen Untersagung im Falle der
Wiederholung des Tatbestandes nach Z 1 mitgeteilt hat und

4. die Konsultationen mit dem Staat, in dem das Programm verbreitet wird,
und der Kommission der Europdischen Union innerhalb von 15 Tagen
ab der in Z 3 genannten Mitteilung zu keiner giitlichen Regelung gefiihrt
haben und der Tatbestand nach Z 1 erneut verwirklicht wird.

(2) Von der Mitteilung an die Kommission der Europdischen Union gemal3
Abs. 1 Z 3 ist die Bundesregierung zu informieren.

(3) Die Verordnung ist aufzuheben, wenn die Kommission der Europdischen
Union entscheidet, dass die MaBnahmen mit dem Gemeinschaftsrecht
unvereinbar sind.
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verwirklicht wurden;

3.sie dem Mediendiensteanbieter, der Regulierungsbehdrde des
Mitgliedstaates, dessen Rechtshoheit dieser unterworfen ist, der fiir die
Verbreitungsplattform verantwortlichen Person (Inhaber des Kabelnetzes
oder Satelliten, Betreiber des elektronischen Kommunikationsdienstes,
dem Multiplex-Betreiber oder Programmaggregator im Falle der
Verbreitung des Programms im Rahmen seines Programmpakets) und
der Europidischen Kommission (Kommission) schriftlich mitgeteilt hat,
dass sie von der Verwirklichung der Tatbestinde der Z 1 und 2 ausgeht
und sie bei erneutem Aufitreten beabsichtigt, die vorldufige Untersagung
zu verordnen,

4. dem Mediendiensteanbieter rechtliches Gehdr und hierbei insbesondere
die Moglichkeit einer Stellungnahme zu den ihm zur Last gelegten
Verstofien eingerdumt wurde und

5. die Konsultationen mit dem Staat, dessen Rechtshoheit der betreffende
Mediendiensteanbieter unterworfen ist, und der Kommission innerhalb
eines Monats nach Eingang der in Z 3 genannten Mitteilung bei der
Kommission zu keiner giitlichen Regelung gefiihrt haben und der
Tatbestand nach Z 1 erneut verwirklicht wird.

Von der Mitteilung an die Kommission gemif Abs. 1 Z 3 ist der Bundeskanzler
zu informieren.

Die Verordnung ist von der Regulierungsbehorde unverziiglich aufzuheben, wenn
die Kommission entscheidet, dass die MalBnahmen mit dem Unionsrecht
unvereinbar sind und dazu auffordert, die Mafsnahme unverziiglich zu beenden.

(2) Fiir den Fall, dass ein audiovisueller Mediendienst aus einer
Vertragspartei des Abkommens iiber den FEuropdischen Wirtschaftsraum in
offensichtlicher, ernster und schwerwiegender Weise gegen § 30 Abs.2 Z2
verstofit oder eine Beeintrdchtigung oder eine ernsthafte und schwerwiegende
Gefahr einer Beeintrdchtigung fiir die dffentliche Sicherheit einschlieflich der
Wahrung innerstaatlicher Sicherheits- und Verteidigungsinteressen darstellt,
kann die Weiterverbreitung durch Verordnung untersagt werden. Abs. 1 ist mit
der Mafsgabe anzuwenden, dass

1. es ausreicht, wenn in den vorangegangenen zwolf Monaten bereits

einmal ein wie im vorstehenden Satz beschriebener Tatbestand
verwirklicht wurde und
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(4) Hinsichtlich audiovisueller Mediendienste auf Abruf aus einer
Vertragspartei des Abkommens tiber den Europdischen Wirtschaftsraum bleiben
die Regelungen der §§ 22 und 23 des E-Commerce-Gesetzes (ECG), BGBL I
Nr. 152/2001, unberiihrt. Verwaltungsbehorde im Sinne dieser Bestimmungen ist
die Regulierungsbehorde, die in Ausiibung der diesbeziiglichen Befugnisse eine
Verordnung zu erlassen hat, mit der der Zugang bis zu einer Dauer von sechs
Monaten vorldufig untersagt wird.

(5) Fiir audiovisuelle Mediendienste aus dem sonstigen Ausland gelten,
soweit nicht § 57 zur Anwendung kommt, die Bestimmungen des Abs. 4 und die
Regelungen des § 22 ECG sinngemd3.

Rechtsaufsicht

§ 60. Die Rechtsaufsicht iiber die Mediendiensteanbieter und Multiplex-
Betreiber gemdf3 diesem Bundesgesetz obliegt der Regulierungsbehorde.
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2. das Erfordernis der Konsultation (Abs. 1 Z 5) entfdllt.

(3) In besonders dringenden Fillen kann bereits beim ersten Verstof eines
Mediendiensteanbieters eine Verordnung spdtestens innerhalb eines Monats nach
diesem Verstof3 erlassen werden, vorausgesetzt, dass

1. dem in Abs. 1 Z 4 geregelten Erfordernis entsprochen wurde und

2. die getroffene Mafsnahme abweichend von Abs. 1 Z3 und Z 5 unter
Angabe der konkreten Griinde, warum ein besonders dringender Fall
vorliegt, unverziiglich der Regulierungsbehérde des die Rechtshoheit
austibenden Mitgliedstaates und der Kommission mitgeteilt wird.

(4) Fiir audiovisuelle Mediendienste auf Abruf aus dem sonstigen Ausland
gelten die Regelungen der §§ 22 und 23 ECG. Verwaltungsbehérde im Sinne
dieser Bestimmungen ist die Regulierungsbehdrde, die in Ausiibung der
diesbeziiglichen Befugnisse eine Verordnung zu erlassen hat, mit der der Zugang
bis zu einer Dauer von sechs Monaten vorldufig untersagt wird.

Umgehung strengerer Vorschriften

§60. (1) Gelangt die Regulierungsbehorde zum Schluss, dass ein
Mediendiensteanbieter, dessen audiovisueller —Mediendienst ganz oder
vorwiegend auf das Osterreichische Publikum ausgerichtet ist, sich in einem
anderen Mitgliedstaat niedergelassen hat, um im offentlichen Interesse liegende,
gegeniiber den Regelungen der Richtlinie 2010/13/EU zur Koordinierung
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber die
Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie iiber audiovisuelle
Mediendienste), ABI. Nr. L 95 vom 15.4.2010, S. 1, in der Fassung der Richtlinie
(EU) 2018/1808, ABI. Nr. L 303 vom 28.11.2018, ausfiihrlichere oder strengere
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu umgehen, kann sie die zustindige
Regulierungsbehdrde des anderen Mitgliedstaates kontaktieren, um darum zu
ersuchen, sich der festgestellten Schwierigkeiten anzunehmen und hat diesfalls
gemeinsam ernsthaft und ziigig zu einer beiderseits zufriedenstellenden Losung
zusammenzuarbeiten. Die Regulierungsbehorde kann dazu auch das die
osterreichische Vertretung in den Kontaktausschuss nach Art. 29 der zitierten
Richtlinie entsendende Bundeskanzleramt kontaktieren und um Priifung des
Falles im Kontaktausschuss ersuchen.

(2) Die  Regulierungsborde  kann  gegen  den
Mediendiensteanbieter angemessene Mafsnahmen ergreifen, wenn sie

betreffenden
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Beschwerden
§61.(1) 1. bis 3. ...

4. einer gesetzlichen Interessenvertretung, die zum Schutz von
Verbraucherinteressen ein berechtigtes Interesse an der Einhaltung der
Bestimmungen der §§ 31 bis 38 und §§ 42a bis 46 in Bezug auf die audiovisuelle
kommerzielle Kommunikation in Fernsehprogrammen hat;

5. des Vereins fiir Konsumenteninformation hinsichtlich der Einhaltung der
Bestimmungen der §§ 31 bis 38 und §§ 42a bis 46 in Bezug auf die
audiovisuelle kommerzielle Kommunikation in Fernsehprogrammen;
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1. zu dem Schluss gelangt, dass die nach Abs. 1 unternommenen Schritte
keine zufriedenstellenden Ergebnisse erbracht haben,

2. es anhand von Belegen oder Indizien als hinreichend glaubhaft gemacht
ansieht (der Nachweis der Umgehungsabsicht ist nicht erforderlich),
dass der betreffende Mediendiensteanbieter sich in dem anderen
Mitgliedstaat niedergelassen hat, um strengere oder ausfiihrlichere
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu umgehen,

3. der Kommission und dem anderen Mitgliedstaat und dessen
Regulierungsbehérde die Absicht mitgeteilt hat, derartige Mafsnahmen
zu ergreifen, und die Griinde dargelegt, auf die sich ihre Beurteilung
stiitzt,

4. dem betreffenden Mediendiensteanbieters rechtliches Gehdr gewdhrt und
insbesondere Gelegenheit gegeben hat, sich zu der behaupteten
Umgehung und zu den beabsichtigten Mafsnahmen zu dufSern,

5. die Kommission entschieden hat, dass die Mafinahmen mit dem
Unionsrecht  vereinbar sind und dass die Beurteilung der
Regulierungsbehorde zutreffend begriindet sind.

Die Mafinahmen miissen objektiv notwendig sein, auf nichtdiskriminierende
Weise angewandt werden sowie in Bezug auf die damit verfolgten Ziele
verhdltnismdfig sein.

(3) Entscheidet die Kommission, dass die MafSnahmen nicht mit Unionsrecht
vereinbar sind und hat sie dazu aufgefordert, die beabsichtigten MafSnahmen
nicht zu ergreifen, so hat die Regulierungsbehorde von diesen Mafnahmen
Abstand zu nehmen.

Beschwerden
§61.(1) 1. bis 3. ...

4, einer gesetzlichen Interessenvertretung, die zum Schutz von
Verbraucherinteressen ein berechtigtes Interesse an der Einhaltung der
Bestimmungen der §§ 31 bis 34, 35 4bs. 1, 36 Abs. I und 2 sowie §§ 37 und 38
und §§ 42 bis 46 in Bezug auf die audiovisuelle kommerzielle Kommunikation in
audiovisuellen Mediendiensten hat;

5. des Vereins fiir Konsumenteninformation hinsichtlich der Einhaltung der
Bestimmungen der §§ 31 bis 34, 35 Abs. 1, 36 Abs. 1 und 2 sowie §§ 37
und 38 und §§ 42 bis 46 in Bezug auf die audiovisuelle kommerzielle



33 von 64

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung
Kommunikation in audiovisuellen Mediendiensten;

6. ... 6. ...
) ... Q) ...

Ausschluss eines Rechtsaufsichtsverfahrens

§ 62a. Die Unterlassung der Unterstiitzung einer Einrichtung der
Selbstkontrolle zum Schutz Minderjdhriger oder einer Einrichtung der
Selbstkontrolle bei der kommerziellen Kommunikation stellt keine von Amts
wegen zu verfolgende Rechtsverletzung dar, insoweit der betreffende
Mediendiensteanbieter eigene Richtlinien im Sinne von § 35 Abs. 2, § 36 Abs. 3
und § 39 Abs. 4 erstellt hat und der Regulierungsbehorde jahrlich bis 31. Marz
des Folgejahres iiber die Wirksamkeit der Regelungen der Verhaltensrichtlinien
berichtet. Die Moglichkeit von Beschwerden nach § 61 Abs. 1 Z 1 bis 3 bleibt

unberiihrt.
Verwaltungsstrafbestimmungen Verwaltungsstrafbestimmungen
§ 64. (1) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu § 64. (1) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu
4 000 Euro zu bestrafen, wer 6 000 Euro zu bestrafen, wer
1. der Anzeigepflicht nach § 5 Abs. 9, 1. der Pflicht zur Anzeige der Aufnahme der Programmverbreitung nach
§ 5 Abs. 9,
2. einer Anzeigepflicht nach § 9, 2. der Pflicht zur Anzeige der Aufnahme oder Anderung eines Dienstes

nach § 9, § 28 Abs. 1 oder 3, § 47 Abs. 4 oder § 54c Abs. 4,

3. der Anzeigepflicht nach § 10 Abs. 7 oder 8, 3. der Pflicht zur Anzeige von Anderungen in den Eigentumsverhdltnissen
nach § 10 Abs. 7 oder 8,

4. der Anzeigepflicht nach § 25 Abs. 6 oder 7 oder § 25a Abs. 10 oder 11, § 25 Abs. 7 oder § 25a Abs. 11,

5. der Anzeigepflicht nach § 28 Abs. 1 oder 3, 4. der Verbreitungsverpflichtung gemdfs § 20 Abs. 1 oder

6. einem Verbreitungsauftrag gemdB § 20 Abs. 5, einem Verbreitungsauftrag geméal § 20 Abs. 5,

7. der Verpflichtung gemdf3 § 20 Abs. 1,

5. der Pflicht zur Anzeige von Anderungen bei der Programmbelegung oder
der Datenrate nach § 25 Abs. 6 oder § 25a Abs. 10 oder

8. der Verpflichtung nach § 29 Abs. 1 oder 6. der Aufzeichnungspflicht nach § 29 Abs. 1 oder der Informationspflicht
nach § 29 Abs. 2

9. der Verpflichtung gemdf3 § 52 oder § 40 Abs. 2
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nicht nachkommt. nicht nachkommt.
(2) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu (2) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu
8 000 Euro zu bestrafen, wer 10 000 Euro zu bestrafen, wer
die Anforderungen des § 30 Abs. 1 und 2, 1. die allgemeinen inhaltlichen Anforderungen nach § 30 Abs. 1 oder 2
nicht erfiillt,

2. keinen Aktionsplan nach § 30b Abs. 2 erstellt oder diesen nicht der
Regulierungsbehérde iibermittelt oder nicht verdffentlicht,
$31,8§32, 3. die allgemeinen Anforderungen an audiovisuelle kommerzielle
Kommunikation nach § 31 Abs. 1 und 3, § 34 Abs. 2, § 35 Abs. 1 oder
$ 36 Abs. 1 oder 2 nicht erfiillt,

§ 33,834, §35, § 36, 4. den die audiovisuelle kommerzielle Kommunikation betreffenden
Verboten in § 32 Abs. 2, § 33, § 34 Abs. 1 und § 42 zuwiderhandelt,

§ 37, 5. den das Sponsoring betreffenden Geboten und Verboten in § 37
zuwiderhandelt,

§ 38, 6. den die Produktplatzierung betreffenden Geboten und Verboten in § 38
zuwiderhandelt,

§39, §42, §42a, 7. einer der Anforderungen an den Schutz Minderjdihriger vor schddlichen

Inhalten nach § 39 Abs. 1 bis 3 oder der Verpflichtung zur Erstellung
von Verhaltensrichtlinien nach § 39 Abs. 4 erster Satz nicht entspricht,

8. der Berichtspflicht gemdf3 § 40 Abs. 4 oder § 52 nicht nachkommt oder

§43, § 44, § 45 oder § 46 verletzt. 9.den die Fernsehwerbung und das Teleshopping betreffenden
Anforderungen in den §§ 43 bis 46 nicht entspricht.
(3) 1. bis 3. ... (3) 1. bis 3. ...
4. entgegen eciner gemdll §56 oder §57 erlassenen Verordnung 4. entgegen eciner gemil §56 oder §57 erlassenen Verordnung
Fernsehprogramme weiter verbreitet, oder audiovisuelle Mediendienste weiter verbreitet oder
5. als Betreiber eines Kommunikationsdienstes entgegen einer gemal3 § 56 5. als Betreiber eines Kommunikationsdienstes entgegen einer gemal} § 56
erlassenen Verordnung einen audiovisuellen Mediendienst auf Abruf erlassenen Verordnung einen audiovisuellen Mediendienst {ibertrégt.
iibertréagt.
(4) Eine Verwaltungsiibertretung (4) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu

50 000 Euro zu bestrafen, wer entgegen § 54a Abs. 1 ohne Zustimmung des
Mediendiensteanbieters Inhalte in dessen audiovisuellem Mediendienst zu
kommerziellen Zwecken verdndert oder tiberblendet.

gemdll Abs. 1 bis 3 liegt nicht vor, wenn die Tat den Tatbestand einer in die
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Zustindigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach
anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist.

(5) Verwaltungsstrafen gemdB Abs.1 bis 3 sind durch die
Regulierungsbehorde zu verhdngen. Die Strafgelder flieBen dem Bund zu.

Anwendung des AVG und des VStG

§ 65. Auf das Verfahren der Regulierungsbehorde ist—soweit in diesem
Bundesgesetz  nicht  anderes  bestimmt  ist—das  das  Allgemeine
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, in Verfahren iiber Verwaltungsiibertretungen
das Verwaltungsstrafgesetz anzuwenden.

Regulierungsbehdrde

§ 66.Regulierungsbehdrde im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die gemal § 1
KOG, BGBIL I Nr.32/2001, eingerichtete Kommunikationsbehdrde Austria
(KommAustria).
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(5) Verwaltungsstrafen gemdB Abs.1 bis 4 sind durch die
Regulierungsbehorde zu verhdngen. Die Strafgelder flieBen dem Bund zu.

Reichweiten- und Marktanteilserhebung

§ 65. (1) Die fiir die Vollziehung von Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
im Rahmen der Rechtsaufsicht erforderliche Erhebung von Reichweiten
(Marktanteilen), Versorgungsgraden und Nutzer- und Zuschauerzahlen erfolgt
durch die RTR-GmbH, Fachbereich Medien, im Auftrag der Regulierungsbehorde
nach anerkannten wissenschaftlichen Methoden und Analysen auf Basis einer
laufenden Beobachtung. Die Erhebungsergebnisse sind in Form eines Berichts
tiber den Markt bis zum 31. Mai eines jeden Jahres in geeigneter Weise bekannt
zu machen, jedenfalls aber auf der Website der Regulierungsbehorde sowie im
Tdtigkeitsbericht (§ 19) auszuweisen.

(2) Fiir den Fall, dass die Richtigkeit der iiber ihn erhobenen Daten
bestritten wird, hat die Regulierungsbehérde auf Antrag des betroffenen
Mediendiensteanbieters ~ oder  Video-Sharing-Plattform-Anbieters  einen
Feststellungsbescheid zu erlassen.

(3) Der osterreichischen Rechtshoheit unterliegende Mediendiensteanbieter
und Video-Sharing-Plattform-Anbieter sind verpflichtet, der
Regulierungsbehorde auf schriftliches Verlangen die Auskiinfte iiber Reichweiten
(Marktanteile), Versorgungsgrad und Nutzer- oder Zuschauerzahlen zu erteilen,
die fiir die Erstellung des Marktberichtes erforderlich sind. Kommt ein
Mediendiensteanbieter oder Video-Sharing-Plattform-Anbieter seiner
Auskunfisverpflichtung nicht oder nicht ordnungsgemdfS nach, hat die
Regulierungsbehorde die Erteilung der Auskunft mit Bescheid vorzuschreiben.

Regulierungsbehorde

§ 66. (1) Regulierungsbehdrde im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die
gemiB § 1 des KommAustria-Gesetzes (KOG), BGBI. I Nr. 32/2001 eingerichtete
Kommunikationsbehdrde Austria (KommAustria).

(2) Die administrative Unterstiitzung der Regulierungsbehorde einerseits
und die Aufgabe der Schlichtungsstelle gemdf3 § 54f andererseits obliegen der
RTR-GmbH unter der Verantwortung des Geschdfisfiihrers fiir den Fachbereich
Medien.
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Schluss- und Ubergangsbestimmungen
§ 67.(1) bis (4) ...

(5) Mit diesem Bundesgesetz werden die Richtlinie 2010/13/EU  zur
Koordinierung  bestimmter Rechts- und  Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten iiber die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie
iber audiovisuelle Mediendienste), ABI. Nr.L 95 vom 15.4.2010 S.1, die
Richtlinie  98/27/EG  iiber  Unterlassungsklagen = zum  Schutz  der
Verbraucherinteressen, ABl. Nr. L 166 vom 11.6.1998 S. 51, zuletzt gedndert
durch die Richtlinie 2006/123/EG, ABIL. Nr.L 376 vom 27.12.2006 S. 36, die
Richtlinie 2002/19/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 7. Mérz
2002 {iber den Zugang =zu elektronischen Kommunikationsnetzen und
zugehorigen Einrichtungen sowie deren Zusammenschaltung (Zugangsrichtlinie),
ABL. Nr.L 108 vom 24. April 2002, S7, die Richtlinie 2002/20/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 7.Miérz 2002 {ber die
Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste
(Genehmigungsrichtlinie), ABl. Nr.L 108 vom 24. April 2002, S21, die
Richtlinie 2002/21/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 7. Mérz
2002  iber einen gemeinsamen Rechtsrahmen  fiir  elektronische
Kommunikationsnetze und -dienste (Rahmenrichtlinie), ABI. Nr.L 108 vom
24. April 2002, S 33 sowie die Richtlinie 2002/22/EG des Europédischen
Parlaments und des Rates vom 7. Mirz 2002 iiber den Universaldienst und
Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten
(Universaldienstrichtlinie), ABI. Nr.L 108 vom 24. April 2002, S5I1,
umgesetzt. Dieses Bundesgesetz wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der
Richtlinie 98/34/EG iiber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen
und technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der
Informationsgesellschaft, ABL. Nr. L 204 vom 21.07.1998 S. 37, zuletzt geéndert
durch die Richtlinie 2006/96/EG, ABI. Nr.L 363 vom 20.12.2006 S. 81,
notifiziert (Notifikationsnummer 2010/136/A).

(6) bis (10) ...
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Schluss- und Ubergangsbestimmungen
§67.(1)bis (4) ...

(5) Mit diesem Bundesgesetz werden die Richtlinie 2010/13/EU zur
Koordinierung  bestimmter Rechts- und  Verwaltungsvorschriften  der
Mitgliedstaaten iiber die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie
iiber audiovisuelle Mediendienste), ABIL. Nr. L 95 vom 15.4.2010, S. 1, in der
Fassung der Richtlinie (EU) 2018/1808, ABI. Nr. L 303 vom 28.11.2018, S. 69,
die Richtlinie 98/27/EG {iiber Unterlassungsklagen zum Schutz der
Verbraucherinteressen, ABl. Nr. L 166 vom 11.6.1998 S. 51, zuletzt gedndert
durch die Richtlinie 2006/123/EG, ABL Nr.L 376 vom 27.12.2006 S. 36, die
Richtlinie 2002/19/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 7. Mérz
2002 iber den Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und
zugehorigen Einrichtungen sowie deren Zusammenschaltung (Zugangsrichtlinie),
ABL Nr.L 108 vom 24. April 2002, S7, die Richtlinie 2002/20/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 7.Miérz 2002 iber die
Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste
(Genehmigungsrichtlinie), ABI. Nr.L 108 vom 24. April 2002, S21, die
Richtlinie 2002/21/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 7. Mérz
2002  iiber einen gemeinsamen  Rechtsrahmen  fiir  elektronische
Kommunikationsnetze und -dienste (Rahmenrichtlinie), ABI. Nr.L 108 vom
24. April 2002, S 33 sowie die Richtlinie 2002/22/EG des Europédischen
Parlaments und des Rates vom 7. Mérz 2002 iiber den Universaldienst und
Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten
(Universaldienstrichtlinie), ABIl. Nr.L 108 vom 24. April 2002, S 51,
umgesetzt. Dieses Bundesgesetz wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der
Richtlinie 98/34/EG iiber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen
und technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der
Informationsgesellschaft, ABL. Nr. L 204 vom 21.07.1998 S. 37, zuletzt geéndert
durch die Richtlinie 2006/96/EG, ABIL Nr.L 363 vom 20.12.2006 S. 81,
notifiziert (Notifikationsnummer 2010/136/A).

(6) bis (10) ...

(11) Die zum Zeitpunkt des Inkrafitretens des 9b. Abschnitts titigen Anbieter
miissen, soweit sie nicht gemdfs § 54c Abs. 2 und 3 vom Anwendungsbereich
ganzlich oder gemdf3 § 54e Abs. 5 teilweise ausgenommen sind, die in § 54e
umschriebenen Mafnahmen bis zum 31. Mdrz 2021, spdter hinzutretende



Geltende Fassung

Inkrafttreten
§ 69. (1) bis (11)...
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Anbieter, soweit sie nicht gemdf} § 54c Abs.2 vom Anwendungsbereich
ausgenommen sind, innerhalb von drei Monaten ab der Aufnahme der Tdtigkeit
umgesetzt haben.

Inkrafttreten
§ 69. (1) bis (11)...

(12) § 2 Z 2, 3, 4a, 26a, 26b, 27, 28a, 28b, 30, 30a, 32, 34a, 35a, 35b, 37a
und 37b, § 2a samt Uberschrift, $3 Abs. 3 bis 6 und 8, §9 Abs. 1, 2, 4 und 7,
§10 Abs. 7, § 11 Abs. 2 und 6, § 30 Abs. 2 und 3, § 30a samt Uberschrift, § 30b
samt Uberschrift, § 33, § 34 Abs. 1 und 2, § 35, § 36 Abs. 1 bis, § 38, § 39 samt
Uberschrift, die Bezeichnung und Uberschrift des 8. Abschnitts, § 40 samt
Uberschriﬁ, $42, §44 Abs. 3 und 4, § 45 Abs. 1 und 2, § 47 samt Uberschrift,
§ 52, der 9a. Abschnitt, der 9b. Abschnitt, § 56 samt Uberschrift, $60 samt
Uberschrift, § 61 Abs. 1, § 62a samt Uberschrift, § 64, § 65 samt Uberschrift,
$ 66 sowie § 67 Abs. 5 und 11 in der Fassung der Novelle BGBI. I Nr. xxx/2020
treten mit 1. Jianner 2021 in Kraft. Gleichzeitig treten die Abschnittsbezeichnung
und die Abschnittsiiberschrift vor § 39 sowie §48 samt Uberschrift aufler
Kraft.§ 64 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2020 findet nur auf
Sachverhalte Anwendung, die sich nach seinem Inkrafttreten ereignet haben. Die
in § 30b Abs. 3 und 4, § 39 Abs. 5 und § 40 Abs. 4 vorgesehenen Berichte sind
erstmals fiir den Beobachtungszeitraum des Jahres 2021 zu erstellen und zu
tibermitteln.

Artikel 2
KommAustria-Gesetz — KOG

1. Abschnitt
Regulierungsbehérde

Aufgaben und Ziele der KommAustria
§2.(1)1.bis5
6. Wahrnehmung der Rechtsaufsicht déiber private Rundfunkveranstalter und

Mediendiensteanbieter sowie Verwaltungsstrafverfahren nach den
Bestimmungen des PrR-G und des AMD-G,

1. Abschnitt
Regulierungsbehérde

Aufgaben und Ziele der KommAustria
§2.(1)1.bis5
6. Wahrnehmung der Rechtsaufsicht einschlieflich der Fiihrung von

Verwaltungsstrafverfahren nach den Bestimmungen des PrR-G und des
AMD-G,
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7. Beobachtung der Einhaltung der Bestimmungen des 3. Abschnitts des
ORF-Gesetzes sowie der werberechtlichen Bestimmungen der §§ 9 bis 9b
und 18 ORF-G durch den Osterreichischen Rundfunk und seine
Tochtergesellschaften sowie der Einhaltung der Bestimmungen der §§ 31
bis 38 und 42a bis 45 AMD-G und der §§ 19 und 20 PrR-G durch private
Rundfunkveranstalter und Mediendiensteanbieter. ...

8. bis 11. ...

12. Wahmehmung der Aufgaben nach dem MedKF-TG, BGBI.1
Nr. 125/2011.

Q...
(3) L. bis6. ...

7. die Schaffung und Bewahrung einer modernen und qualitativ hoch
stechenden =~ Kommunikationsinfrastruktur ~ zur ~ Forderung  der
Standortqualitét auf hohem Niveau.

Zustindigkeit
§13. (1) und (2) ...
3) 1. bis 2. ...

3. Rechtsaufsicht iiber Rundfunkveranstalter, Mediendiendiensteanbieter
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7. Beobachtung der Einhaltung der Bestimmungen des 3. Abschnitts des
ORF-Gesetzes sowie der werberechtlichen Bestimmungen der §§ 9 bis
9b und 18 ORF-G durch den Osterreichischen Rundfunk und seine
Tochtergesellschaften sowie der Einhaltung der Bestimmungen der
§§ 31 bis 35 Abs. 1, § 36 Abs. I und 2, §§ 37 und 38 sowie 42 bis 45
AMD-G und der §§19 wund 20 PrR-G durch private
Rundfunkveranstalter und Mediendiensteanbieter. ...

8. bis 11. ...

12. Wahrnehmung der Aufgaben nach dem MedKF-TG, BGBI. I
Nr. 125/2011,

13. Wahrnehmung der Aufgaben nach dem 9a. Abschnitt des AMD-G,
14. Wahrnehmung der Aufgaben nach dem 9b. Abschnitt des AMD-G.
) ...

(3) 1. bisé. ...

7. die Schaffung und Bewahrung einer modernen und qualitativ hoch
stehenden =~ Kommunikationsinfrastruktur ~ zur ~ Férderung  der
Standortqualitdt auf hohem Niveau,

8. die Forderung der Wirksamkeit der Instrumente der Selbstkontrolle;

9. die Sicherstellung geeigneter Mafsnahmen der Plattform-Anbieter (§ 2
Z37a AMD-G) zum Schutz der Allgemeinheit vor verbotenen und
schddlichen Inhalten.

Zustindigkeit
§13.(1)und (2) ...
(3) 1.bis 2. ...

3. Rechtsaufsicht iiber Mediendiensteanbieter und Multiplex-Betreiber in

und Multiplex-Betreiber, mit Ausnahme der Bestimmungen zur kommerziellen Zusammenhang mit Angelegenheiten, die nicht der Erledigung durch ein
Kommunikation (§§ 31 bis 38 und 42a bis 45 AMD G sowie §§ 19 und 20 PrR Einzelmitglied (Abs. 4) vorbehalten sind,

G);
4. bis 12. ...

4.bis 12. ...
12a. Wahrnehmung der behérdlichen Aufgaben zum Schutz Minderjihriger

(S 39 AMD-G) einschlieflich der Erstellung der Stellungnahme nach § 39 Abs. 5
und der Verordnungserlassung nach § 39 Abs. 6);



Geltende Fassung
13. ...
(4) Folgende Angelegenheiten sind jedenfalls durch Einzelmitglieder zu
erledigen:
1. a). ...

b) Rechtsaufsicht hinsichtlich der Bestimmungen zur kommerziellen
Kommunikation (§§ 31 bis 38 und 42a bis 45 AMD-G, §§ 19 und 20
PrR G sowie 3. Abschnitt des ORF G, die werberechtlichen
Bestimmungen der §§ 9 bis 9b und des § 18 sowie des § 31 Abs. 19
erster bis finfter Satz ORF-G);

c) bisf) ...

Aufgaben der RTR-GmbH
§ 17.(1) bis (6) ...
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13. ...

(4) Folgende Angelegenheiten sind jedenfalls durch Einzelmitglieder zu
erledigen:
l.a). ...
al) Verfahren — zu  Anderungen von  Eigentums- oder
Mitgliederverhdltnissen gemdf3 § 10 Abs. 7 und 8, § 25 Abs. 7 und
$ 25a Abs. 11 AMD-G sowie nach § 15b Abs. 5 und 6 und § 22
Abs. 4 und 5 PrR-G;

b) Rechtsaufsicht hinsichtlich der Bestimmungen zur kommerziellen
Kommunikation (§§ 31 bis 35 Abs. 1, § 36 Abs. 1 und 2, §§ 37 und 38
und 42 bis 45 AMD-G, §§ 19 und 20 PrR G sowie 3. Abschnitt des
ORF G, die werberechtlichen Bestimmungen der §§ 9 bis 9b und des
§ 18 sowie des § 31 Abs. 19 erster bis fiinfter Satz ORF-G);

c)bisf) ...
g) Erstellung und Aktualisierung der Verzeichnisse gemdf3 § 3 Abs. 8 und
§ 54c Abs. 5 AMD-G;

h) Aufgaben im Zusammenhang mit Fragen der Barrierefreiheit gemdfs
$ 30b AMD-G (einschliefslich der Erstellung der Stellungnahme nach
Abs. 4) und § 5 Abs. 2 und 2b ORF-G;

i) Beurteilung  der  Zielerreichung  durch
Selbstkontrolle gemdf} § 33 Abs. 3¢ KOG);

J) Aufgaben im Zusammenhang mit der Ermittlung, Erfassung und
Uberpriifung des Anteils an europdischen Werken nach dem
8. Abschnitt und den §§ 50 bis 53 AMD-G;

k) Aufgaben nach dem 9a. Abschnitt des AMD-G einschlieflich der
Anwendung gemdfs § 48 Abs. 7 ORF-G;

1) Aufgaben der Regulierungsbehorde nach dem 9b. Abschnitt des AMD-

m) Erlassung von Bescheiden nach § 65 AMD-G.
Aufgaben der RTR-GmbH

Einrichtungen  der

§ 17. (1) bis (6) ...

(6a) Die RTR-GmbH hat ferner unter der Verantwortung des
Geschdftsfiihrers fiir den Fachbereich Medien folgende Aufgaben eigenstindig
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) ...

Transparenz und Berichterstattung
§19.(1) bis (3) 1. bis 2. ...
3. Uiber die Aufgaben und Tatigkeiten, die Personalentwicklung und die

aufgewendeten  Finanzmittel der RTR-GmbH, getrennt nach
Fachbereichen;
4.und>5. ...
6.und 7. ...
@) ...
Kompetenzzentrum

§20.(1) Die RTR-GmbH hat unter Einhaltung der Grundsitze der
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaifBigkeit die Aufgabe eines
Kompetenzzentrums fiir Angelegenheiten der Branchen Medien und
Telekommunikation zu erfiillen. Die Ausgaben fiir das Kompetenzzentrum sind
jéhrlich mit maximal 10 vH des branchenspezifischen Gesamtaufwandes des
Fachbereiches Rundfunk und maximal 10vH des branchenspezifischen
Gesamtaufwandes des Fachbereiches Telekommunikation begrenzt.

(2) Die Aufgabe eines Kompetenzzentrums im Fachbereich Rundfunk
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wahrzunehmen:

1. Servicestelle fiir Initiativen und Informationsangebote im Bereich der
Medienkompetenz;

2. Servicestelle fiir Beschwerden und Informationsangebote zum Thema
Barrierefreiheit audiovisueller Mediendienste;

3. Schlichtungsstelle nach dem 9b. Abschnitt des AMD-G.
@) ...

Transparenz und Berichterstattung
§19. (1) bis (3) 1. bis 2. ...
3. iiber die Aufgaben und Titigkeiten, die Personalentwicklung und die
aufgewendeten Finanzmittel der RTR-GmbH (einschliefflich des

Haushaltsplans in Angelegenheiten der KommAustria), getrennt nach

Fachbereichen;
4.und5. ...
Sa. iiber die Titigkeit als

a) Servicestelle fiir Initiativen und Informationsangebote im Bereich der
Medienkompetenz (§ 20a);
b) Servicestelle fiir Beschwerden und Informationsangebote zum Thema
Barrierefreiheit audiovisueller Mediendienste (§ 20b);
¢) Schlichtungsstelle nach dem 9b. Abschnitt des AMD-G;
6.und 7. ...

4)...
Kompetenzzentrum

§20.(1) Die RTR-GmbH hat unter Einhaltung der Grundsitze der
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmafigkeit die Aufgabe eines
Kompetenzzentrums fiir Angelegenheiten der Branchen Medien und
Telekommunikation zu erfiillen. Die Ausgaben fiir das Kompetenzzentrum sind
jéhrlich mit maximal 10 vH des branchenspezifischen Gesamtaufwandes des
Fachbereiches Medien und maximal 10vH des branchenspezifischen
Gesamtaufwandes des Fachbereiches Telekommunikation begrenzt.

(2) Die Aufgabe eines Kompetenzzentrums im Fachbereich Medien umfasst
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umfasst insbesondere die nachstehenden Tétigkeiten:

1. Durchfiihrung von Analysen zu Angelegenheiten, die in Zusammenhang
mit den von der KommAustria zu erfiillenden Aufgaben stehen, durch
Vergabe von Studien oder durch Erstellung von Gutachten insbesondere
zu Fragen betreffend die Frequenzplanung und Frequenzoptimierung, die
Einfiihrung von digitalem Rundfunk in Osterreich, die nationalen und
europdischen Werberegelungen, den Minderjéhrigen- und Jugendschutz,
den Zugang zu Kommunikationsnetzen und -diensten sowie zu Fragen
betreffend die neuen Technologien und Dienste wie auch die

Marktverhéltnisse,
2. Dokumentation und Bereitstellung von Informationen fiir die
Offentlichkeit, unter anderem durch Publikationen und

Fachveranstaltungen sowie Verdffentlichungen auf der Website.
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insbesondere die nachstehenden Tétigkeiten:

1. Durchfiihrung von Analysen zu Angelegenheiten, die in Zusammenhang
mit den von der KommAustria zu erfiillenden Aufgaben stehen, durch
Vergabe von Studien oder durch Erstellung von Gutachten insbesondere
zu Fragen betreffend die Frequenzplanung und Frequenzoptimierung, die
Einfiihrung von digitalem Rundfunk in Osterreich, die nationalen und
europdischen Werberegelungen, den Minderjdhrigen- und Jugendschutz,
den Zugang zu Kommunikationsnetzen und -diensten sowie zu Fragen
betreffend die neuen Technologien und Dienste wie auch die
Marktverhéltnisse;

2. Dokumentation und Bereitstellung von Informationen fiir die
Offentlichkeit, unter anderem durch Publikationen und
Fachveranstaltungen sowie Verdffentlichungen auf der Website;

3. Tdtigkeiten im Rahmen der Servicestelle fiir Initiativen und

Informationsangebote im Bereich der Medienkompetenz (§ 20a).

2a. Abschnitt
Servicestelle

Servicestelle Medienkompetenz

§20a. (1) Die RTR-GmbH hat fiir die Bereitstellung eines vielfiltigen
Informationsangebots zum Thema Medienkompetenz im digitalen Zeitalter zu
sorgen und als Servicestelle fiir Initiativen in diesem Bereich zu fungieren. Dazu
zd@hlt auch im Wege eines Informationsportals die Sammlung und Bereitstellung
geeigneter Informationsquellen in einem auf der Website zugdnglichen
Verzeichnis. Ferner sind auch Medienkompetenztools zu prdisentieren, damit
insbesondere auch Video-Sharing-Plattform- und Mediendiensteanbieter
Mafinahmen zum Erwerb von Medienkompetenz anbieten und zur
Sensibilisierung der Medienkonsumenten beitragen.

(2) Zur Finanzierung der Erfiillung der Aufgaben nach diesem Abschnitt
sind der RTR-GmbH jdhrlich 0,05 Millionen Euro von den Einnahmen aus den
Gebiihren nach § 3 Abs. 1 RGG zusdtzlich zum nach § 35 Abs. 1 zu leistenden
Beitrag per 31. Jinner zu iiberweisen. § 35 Abs. 1 dritter und letzter Satz sind
anzuwenden.
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(3) Die RTR-GmbH hat ein Informationsportal zu betreiben, auf dem
Projekte und Initiativen, die der Vermittlung und Forderung von
Medienkompetenz dienen, insbesondere solche die aus offentlichen Mitteln
gefordert werden, dargestellt werden. Dazu haben jedenfalls die betreffenden
Forderstellen des Bundes dafiir zu sorgen, dass die Fordernehmer nachfolgend
der RTR-GmbH die wesentlichen Projektdaten bereitstellen.

Barrierefreiheit

§ 20b. (1) In ihrer Funktion als Servicestelle zum Thema Barrierefreiheit hat
die RTR-GmbH

1. die audiovisuellen Mediendiensteanbieter durch die Bereitstellung von
Informationsangeboten darin zu unterstiitzen, ihre Inhalte fiir Menschen
mit Seh- und/oder Hor-Beeintrichtigungen sowie fiir Menschen mit
intellektuellen Beeintrdchtigungen, die auf einfache Sprache angewiesen
sind, zugdnglich zu machen und

2. ein Informationsangebot auch der Allgemeinheit bereitzustellen sowie

3. als Beschwerdestelle wegen fehlender Barrierefreiheit des Inhalts
audiovisueller Mediendienste zu fungieren, wobei auch fiir eine leicht,
unmittelbar und stindig zugdngliche Onlineanlaufstelle Sorge zu tragen
ist.

(2) Die Beschwerdestelle hat eine Stellungnahme des betroffenen
Mediendiensteanbieters einzuholen, unter gegensdtzlichen Standpunkten zu
vermitteln und ihre Ansicht zum herangetragenen Fall mitzuteilen. Sie hat nach
Anhérung der Regulierungsbehorde Richtlinien fiir die Durchfiihrung dieses
Verfahrens festzulegen. Die Richtlinien haben sich an den Grundsdtzen des § 6
Abs. 2und Abs. 6 Z 1, § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1 Z 1 und 2 und Abs. 2 des Alternative
Streitbeilegung-Gesetzes (AStG), BGBI. I Nr. 105/2015, zu orientieren und sind in
geeigneter Form zu verdffentlichen.
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3. Abschnitt
Forderungen

Digitalisierungsfonds, Ziele, Aufbringung der Mittel

§21. (1) Zur Forderung digitaler Ubertragungstechniken und digitaler
Anwendungen auf Basis europdischer Standards in Zusammenhang mit
Rundfunkprogrammen sind der RTR-GmbH jahrlich 0,5 Millionen Euro von den
Einnahmen aus den Gebiihren gemédfl §3 Abs.1 RGG per 30.Jénner zu
iberweisen. Die Mittel sind von der RTR-GmbH unter einem Konto mit der
Bezeichnung ,,Digitalisierungsfonds® nutzbringend anzulegen und vom
Geschiftsfiihrer fiir den Fachbereich Rundfunk nach Mallgabe der folgenden
Bestimmungen zu verwalten.

2)...
Fernsehfonds Austria, Ziele, Aufbringung der Mittel

§26. (1) Zur Unterstiitzung der Produktion von Fernsehfilmen
(einschlieBlich Fernsehserien, -reihen und -dokumentationen) sind der RTR-
GmbH jahrlich 13,5 Millionen Euro von den Einnahmen aus den Gebiihren
gemil § 3 Abs. I RGG in vier gleich hohen Teilbetrdgen per 30. Mdrz, 30. Juni,
30. September und 30. Dezember zu iiberweisen.

(2) Die Mittel gemdB Abs. 1 sind von der RTR-GmbH unter einem Konto
mit der Bezeichnung ,,Fernsehfonds Austria“ nutzbringend anzulegen und vom
Geschiftsfiihrer fiir den Fachbereich Rundfunk firr die Férderung der Herstellung
von Fernsehproduktionen nach Mallgabe der folgenden Bestimmungen zu
verwenden.

@3) ...
Fonds zur Forderung des nichtkommerziellen Rundfunks

§29. (1) Zur Forderung des privaten nichtkommerziellen Rundfunks und
seiner Inhalte sind der RTR-GmbH jéhrlich 3 Millionen Euro von den Einnahmen
aus den Gebtihren gemiB § 3 Abs. | RGG in zwei gleich hohen Teilbetrdgen per
30. Janner und 30. Juni zu iiberweisen. Diese Mittel sind von der RTR-GmbH
unter einem Konto mit der Bezeichnung ,Fonds zur Fo6rderung des
nichtkommerziellen = Rundfunks®“  nutzbringend anzulegen und vom
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3. Abschnitt
Forderungen und Selbstkontrolle

Digitalisierungsfonds, Ziele, Aufbringung der Mittel

§21. (1) Zur Forderung digitaler Ubertragungstechniken und digitaler
Anwendungen auf Basis europdischer Standards in Zusammenhang mit
Rundfunkprogrammen sind der RTR-GmbH jéhrlich 0,5 Millionen Euro von den
Einnahmen aus den Gebiihren gemidl §3 Abs.1 RGG per 30.Janner zu
iiberweisen. Die Mittel sind von der RTR-GmbH unter einem Konto mit der
Bezeichnung ,,Digitalisierungsfonds nutzbringend anzulegen und vom
Geschiftsfithrer fiir den Fachbereich Medien nach MaBgabe der folgenden
Bestimmungen zu verwalten.

2)...
Fernsehfonds Austria, Ziele, Aufbringung der Mittel

§26. (1) Zur Unterstitzung der Produktion von Fernsehfilmen
(einschlieBlich Fernsehserien, -reihen und -dokumentationen) sind der RTR-
GmbH jahrlich 13,5 Millionen Euro von den Einnahmen aus den Gebiihren
gemal § 3 Abs. / RGG per 31. Jianner zu iiberweisen.

(2) Die Mittel gemdB Abs. 1 sind von der RTR-GmbH unter einem Konto
mit der Bezeichnung ,,Fernsehfonds Austria“ nutzbringend anzulegen und vom
Geschiftsfithrer fiir den Fachbereich Medien fiir die Forderung der Herstellung
von Fernsehproduktionen nach Mallgabe der folgenden Bestimmungen zu
verwenden.

3) ...
Fonds zur Forderung des nichtkommerziellen Rundfunks

§29. (1) Zur Forderung des privaten nichtkommerziellen Rundfunks und
seiner Inhalte sind der RTR-GmbH jéhrlich 3 Millionen Euro von den Einnahmen
aus den Gebiihren gemiB § 3 Abs. 1 RGG in zwei gleich hohen Teilbetrdgen per
30. Janner und 30. Juni zu iiberweisen. Diese Mittel sind von der RTR-GmbH
unter einem Konto mit der Bezeichnung ,Fonds zur Foérderung des
nichtkommerziellen — Rundfunks®“  nutzbringend anzulegen und vom
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Geschéftsfilhrer fiir den Fachbereich Rundfunk nach Mallgabe dieses
Bundesgesetzes zu verwenden.

) ...

(3) Aus den Mitteln des Fonds konnen nur nichtkommerzielle

Horfunkveranstalter nach dem PrR-G und nichtkommerzielle Fernsehveranstalter
nach dem AMD-G, die audiovisuelle Rundfunkprogramme im Sinne des
Artikels I Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes iiber die Sicherung der
Unabhéngigkeit des Rundfunks veranstalten (Veranstalter), gefordert werden,
ebenso nichtkommerzielle Veranstalter, die nicht der Osterreichischen
Rechtshoheit unterliegen, aber ein speziell auf Osterreichisches Publikum
ausgerichtetes Rundfunkprogramm ausstrahlen. Nichtkommerzielle Veranstalter
sind solche, die nicht auf Gewinn ausgerichtet sind und deren Programm keine
Werbung beinhaltet und die einen offenen Zugang der Allgemeinheit zur
Gestaltung von Sendungen ihres Programms gewéhrleisten. Von der Forderung
ausgeschlossen sind nicht der Osterreichischen Rechtshoheit unterliegende
Veranstalter, die von der Veranstaltung von Rundfunk nach § 10 Abs.2 Z4
AMD-G oder §8 Z4 PrR-G ausgeschlossen wéren. Im Rahmen der
Ausbildungsforderung konnen auch Rechtstriger von Veranstaltern gefrdert
werden.

Fonds zur Forderung des privaten Rundfunks

§ 30. (1) Zur Forderung der Vielfalt der privaten Rundfunkprogramme und
ihrer Inhalte sind der RTR-GmbH jahrlich 20 Millionen Euro von den Einnahmen
aus den Gebiihren geméal § 3 Abs. 1 RGG zu liberweisen, wobei 50 vH der Mittel
per 30. Janner und jeweils 25 vH der Mittel per 30. Juni und per 30. Dezember zu
iberweisen sind. Diese Mittel sind von der RTR-GmbH unter einem Konto mit
der Bezeichnung ,Fonds zur Forderung des privaten Rundfunks®
(,,Privatrundfunkfonds‘) nutzbringend anzulegen und vom Geschéftsfiihrer fiir
den Fachbereich Rundfunk nach MafBigabe dieser Bestimmung und der hierzu
erlassenen Richtlinien zu verwenden.

) ...
(3) Aus den Mitteln des Privatrundfunkfonds kénnen Horfunkveranstalter

nach dem PrR-G und Fernsehveranstalter nach dem AMD-G, die audiovisuelle
Rundfunkprogramme im Sinne des Artikels I Abs. 1 des
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Geschiéftsfiihrer fiir den Fachbereich Medien nach Maligabe dieses
Bundesgesetzes zu verwenden.

2) ...

(3) Aus den Mitteln des Fonds konnen nur nichtkommerzielle

Horfunkveranstalter nach dem PrR-G und nichtkommerzielle Fernsehveranstalter
nach dem AMD-G, die audiovisuelle Rundfunkprogramme im Sinne des
ArtikelsI Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes iiber die Sicherung der
Unabhéngigkeit des Rundfunks veranstalten (Veranstalter), sofern sie iiber eine
Zulassung nach dem PrR-G oder dem AMD-G verfiigen oder in einem
Verzeichnis nach § 6a Abs. 4 PrR-G oder § 3 Abs. 8 AMD-G gefiihrt werden,
gefordert werden, ebenso nichtkommerzielle Veranstalter, die nicht der
Osterreichischen Rechtshoheit unterliegen, aber ein speziell auf dsterreichisches
Publikum ausgerichtetes Rundfunkprogramm ausstrahlen. Nichtkommerzielle
Veranstalter sind solche, die nicht auf Gewinn ausgerichtet sind und deren
Programm keine Werbung beinhaltet und die einen offenen Zugang der
Allgemeinheit zur Gestaltung von Sendungen ihres Programms gewahrleisten.
Von der Forderung ausgeschlossen sind nicht der dsterreichischen Rechtshoheit
unterliegende Veranstalter, die von der Veranstaltung von Rundfunk nach § 10
Abs. 2 Z4 AMD-G oder § 8 Z 4 PrR-G ausgeschlossen wiren. Im Rahmen der
Ausbildungsforderung konnen auch Rechtstriger von Veranstaltern gefordert
werden.

Fonds zur Forderung des privaten Rundfunks

§ 30. (1) Zur Forderung der Vielfalt der privaten Rundfunkprogramme und
ihrer Inhalte sind der RTR-GmbH jahrlich 20 Millionen Euro von den Einnahmen
aus den Gebiihren gemal § 3 Abs. 1 RGG zu iiberweisen, wobei 50 vH der Mittel
per 30. Janner und jeweils 25 vH der Mittel per 30. Juni und per 30. Dezember zu
iiberweisen sind. Diese Mittel sind von der RTR-GmbH unter einem Konto mit
der Bezeichnung ,Fonds =zur Forderung des privaten Rundfunks®
(,,Privatrundfunkfonds‘) nutzbringend anzulegen und vom Geschéftsfiihrer fiir
den Fachbereich Medien nach Maligabe dieser Bestimmung und der hierzu
erlassenen Richtlinien zu verwenden.

2)...

(3) Aus den Mitteln des Privatrundfunkfonds kénnen Hérfunkveranstalter
nach dem PrR-G und Fernsehveranstalter nach dem AMD-G, die audiovisuelle
Rundfunkprogramme im Sinne des Artikels I Abs. 1 des
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Bundesverfassungsgesetzes iiber die Sicherung der Unabhéngigkeit des
Rundfunks veranstalten (Veranstalter), geférdert werden, ebenso Veranstalter, die
nicht der Osterreichischen Rechtshoheit unterliegen, aber ein speziell auf
Osterreichisches Publikum ausgerichtetes Rundfunkprogramm ausstrahlen. Von
der Forderung ausgeschlossen sind Veranstalter im Sinne des § 29 Abs. 3 sowie
nicht der osterreichischen Rechtshoheit unterliegende Veranstalter, die von der
Veranstaltung von Rundfunk nach § 10 Abs. 2 Z4 AMD-G oder § 8 Z 4 PrR-G
ausgeschlossen wiéren. Im Rahmen der Ausbildungsférderung koénnen auch
Rechtstriger von Veranstaltern gefordert werden.

@ ...
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Bundesverfassungsgesetzes iiber die Sicherung der Unabhingigkeit des
Rundfunks veranstalten (Veranstalter), sofern sie iiber eine Zulassung nach dem
PrR-G oder dem AMD-G verfiigen oder in einem Verzeichnis nach § 6a Abs. 4
PrR-G oder §3 Abs. 8 AMD-G gefiihrt werden, gefordert werden, ebenso
Veranstalter, die nicht der Osterreichischen Rechtshoheit unterliegen, aber ein
speziell auf Osterreichisches Publikum ausgerichtetes Rundfunkprogramm
ausstrahlen. Von der Férderung ausgeschlossen sind Veranstalter im Sinne des
§29 Abs.3 sowie nicht der Osterreichischen Rechtshoheit unterliegende
Veranstalter, die von der Veranstaltung von Rundfunk nach § 10 Abs.2 Z 4
AMD-G oder §8 Z4 PrR-G ausgeschlossen wiéren. Im Rahmen der
Ausbildungsforderung konnen auch Rechtstriger von Veranstaltern gefordert
werden.

4 ...
Einrichtungen der Selbstkontrolle

§ 32a. (1) Zur Unterstiitzung bei der Erreichung des Ziels der Sicherstellung
der Einhaltung europdischer Mindeststandards durch die Anbieter von Inhalten
kann die Tdtigkeit anerkannter Einrichtungen der Selbstkontrolle gefordert
werden.

(2) Als eine anerkannte Einrichtung der Selbstkontrolle gilt eine Einrichtung
mit Rechtspersonlichkeit, die

1. eine breite Reprisentanz der betroffenen Anbieter und umfassende
Transparenz im Hinblick auf Entscheidungsgrundlage, Verfahren und
Durchsetzung von Entscheidungen gewdhrleistet,

2. Verhaltensrichtlinien und Verfahrensrichtlinien vorgibt, die von den
Hauptbeteiligten allgemein anerkannt sind und die Ziele der
Selbstkontrolle eindeutig definieren,

3. eine regelmdfige, transparente und jedenfalls auflenstehende sowie
unabhdngige Kontrolle und Bewertung der Zielerfiillung sicherstellt,

4. fiir eine wirksame Behandlung von Beschwerden und die Durchsetzung
ihrer Entscheidungen einschlieflich der Verhdngung wirksamer und
verhdltnismdfliger Sanktionen im Fall von Verstofien gegen die
Verhaltensrichtlinien sorgt und

5. jahrlich einen Bericht iiber ihre Titigkeit, die festgelegten Ziele und die
nach Z 3 und 4 getroffenen Mafinahmen und Entscheidungen erstellt und



Geltende Fassung

46 von 64

Vorgeschlagene Fassung
in geeigneter Weise verdffentlicht.

(3) Als Sanktionen im Sinne von Abs. 2 Z 4 gelten insbesondere,
1. die Verdffentlichung einer Entscheidung der Selbstkontrolleinrichtung;
2. die Verdffentlichung der Empfehlung der Selbstkontrolleinrichtung fiir
ein zukiinftiges Verhalten;
3. die Aberkennung eines nach den Richtlinien der Einrichtung verliehenen
Giitesiegels oder einer Positivprddikatisierung,
4. nach den Rechtsgrundlagen der Einrichtung mogliche Feststellungen
einer Verletzung oder Abmahnungen.

(4) Alle vier Jahre hat die Einrichtung der Selbstkontrolle der
Regulierungsbehorde mit einem Bericht zu ihrer Struktur und Arbeitsweise
darzulegen, inwieweit sie zum Ziel der Sicherstellung der Einhaltung von
Mindeststandards durch die Anbieter von Inhalten beigetragen hat

Forderung der Selbstkontrolle zum Schutz Minderjihriger

§ 32b. (1) Zur Unterstiitzung bei der Bewdltigung des finanziellen Aufwands
der Selbstkontrolle in Bezug auf die Einstufung von Inhalten, die die korperliche,
geistige oder sittliche Entwicklung Minderjihriger beeintrichtigen konnen (§ 39
AMD-G), sind der KommAustria jahrlich 0,075 Millionen Euro von den
Einnahmen aus den Gebiihren gemdf3 § 3 Abs. I RGG zusdtzlich zum nach § 35
Abs. 1 zu leistenden Beitrag per 31. Jinner zu iiberweisen; § 35 Abs. 1 dritter und
letzter Satz sind anzuwenden. § 33 Abs. I letzter Satz, Abs. 2, 3 und 4 sind
anzuwenden.

(2) Neben den formellen Voraussetzungen des § 32a Abs. 2 ist inhaltliche
Voraussetzung fiir die Gewdhrung einer Forderung fiir eine Einrichtung der
Selbstkontrolle in diesem Bereich, dass die Verhaltensrichtlinien der Einrichtung
Kriterien fiir ausreichende Informationen fiir den Zuschauer zur Beurteilung der
potenziellen Schdadlichkeit von Inhalten fiir Minderjihrige durch eine fiir den
Nutzer leicht verstindliche Beschreibung der Art des Inhalts enthalten.

(3) Fiir die Erstellung der Verhaltensrichtlinien ist den einschldgigen
Interessenverbinden  im  Bereich  des  Jugendschutzes  sowie  dem
Bundesministerium  fiir  Bildung,  Wissenschaft und Forschung, dem
Bundesministerium fiir Arbeit, Familie und Jugend, dem Bundesministerium fiir
Soziales, Gesundheit, Pflege  und  Konsumentenschutz — und  dem
Bundesministerium fiir Justiz Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
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Fonds zur Forderung der Selbstkontrolle bei der kommerziellen
Kommunikation und zur Forderung der Presse

§33. (1) Zur Forderung der Selbstkontrolle bei der kommerziellen
Kommunikation sind der KommAustria jéhrlich 0,05 Millionen Euro von den
Einnahmen aus den Gebithren gemidll §3 Abs.1 RGG per 30. Janner zu
iberweisen. Die Mittel sind von der KommAustria unter einem Konto mit der
Bezeichnung ,,Fonds zur Forderung der Selbstkontrolle bei der kommerziellen
Kommunikation* nutzbringend anzulegen und nach Mallgabe der folgenden
Bestimmungen zu verwalten.

(2) Die KommAustria hat einer anerkannten Einrichtung der Selbstkontrolle
im Bereich der kommerziellen Kommunikation in Medien im Sinne der
Gewihrleistung der Unabhéngigkeit dieser Einrichtung und zur Sicherstellung der
Wahrnehmung ihrer satzungsgemiflen Aufgaben sowie einer wirksamen
Durchsetzung ihrer Entscheidungen und Beschliisse auf Ansuchen zur Deckung
der angefallenen Kosten jdhrlich einen Zuschuss im AusmaBl des in Abs. 1
genannten Betrages, zuziiglich allfdlliger Riicklagen und Zinsen, zu gewihren.
Als anerkannte Selbstregulierungseinrichtungen gelten insbesondere solche, die
eine breite Reprdsentanz der betroffenen Berufsgruppen und hinreichende
Transparenz im Hinblick auf Entscheidungsgrundlage, Verfahren und
Durchsetzung von Entscheidungen gewdhrleisten. Das Ansuchen hat Nachweise
iber die in Erfiillung der Aufgaben angefallenen Kosten zu enthalten. Die
KommAustria hat Richtlinien zu erstellen, die insbesondere néhere Regelungen
iiber Form und Inhalt von Ansuchen sowie Fristen fiir die Einbringung derartiger
Ansuchen zu enthalten haben.

3)...

(3a) In Ergdnzung zu den Mitteln nach Abs. I stehen dem Fonds in den
Jahren 2011 bis 2014 auch Mittel fiir die Vertriebsforderung nach Abschnitt I1
des PresseF'G 2004 zur Verfiigung. Dazu sind von der RTR-GmbH fiir das Jahr
2011 1,4 Millionen Euro, fiir das Jahr 2012 2,6 Millionen Euro und fiir das Jahr
2013 2 Millionen Euro jeweils bis zum 15. Janner des Jahres aus der nach § 23
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(4) Der KommAustria ist jihrlich bis 31. Mdrz des Folgejahres iiber die
Wirksamkeit der Regelungen der Verhaltensrichtlinien sowie iiber die Art, Anzahl
und Erledigung von Beschwerdefillen zu berichten. Diese hat ihre Bewertung
und Empfehlungen zur Wirksamkeit in ihrem Tdtigkeitsbericht (§ 19)
darzustellen.

Forderung der Selbstkontrolle bei der kommerziellen Kommunikation

§33. (1) Zur Forderung der Selbstkontrolle bei der kommerziellen
Kommunikation sind der KommAustria jahrlich 0,075 Millionen Euro von den
Einnahmen aus den Gebiihren gemédl §3 Abs.1 RGG per 3/.Janner zu
iiberweisen. Die Mittel sind von der KommAustria unter einem Konto mit der
Bezeichnung ,,Fonds zur Forderung der Selbstkontrolle bei der kommerziellen
Kommunikation nutzbringend anzulegen und nach Malgabe der folgenden
Bestimmungen zu verwalten.

(2) Die KommAustria hat einer anerkannten Einrichtung der Selbstkontrolle
($ 32a Abs. 2) im Bereich der kommerziellen Kommunikation in Medien im
Sinne der Gewihrleistung der Unabhingigkeit dieser Einrichtung und zur
Sicherstellung der Wahrnehmung ihrer satzungsgeméfen Aufgaben sowie einer
wirksamen Durchsetzung ihrer Entscheidungen und Beschliisse auf Ansuchen zur
Deckung der angefallenen Kosten jahrlich einen Zuschuss im Ausmal} des in
Abs. 1 genannten Betrages, zuziiglich allfélliger Riicklagen und Zinsen, zu
gewdhren. Das Ansuchen hat Nachweise iiber die in Erflillung der Aufgaben
angefallenen Kosten zu enthalten. Die KommAustria hat Richtlinien zu erstellen,
die insbesondere ndhere Regelungen {iber Form und Inhalt von Ansuchen sowie
Fristen fiir die Einbringung derartiger Ansuchen zu enthalten haben.

3)...

(3a) Beginnend mit dem Jahr 2021 ist fiir die Gewdhrung des vollen Betrags
der zur Verfiigung stehenden Mittel Voraussetzung, dass die Verhaltensrichtlinien
einer Einrichtung der Selbstkontrolle Bestimmungen iiber unangebrachte
audiovisuelle kommerzielle Kommunikation fiir
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Abs. 5 gebildeten Riicklage des Digitalisierungsfonds an die KommAustria zu
tibertragen. Die Mittel nach Abs. 1 und nach diesem Absatz sind auf getrennten
Konten zu veranlagen. Die KommAustria hat die Mittel nach diesem Absatz
ausschlieflich fiir die Vertriebsforderung nach Abschnitt Il des PresseFG 2004
und  unbeschadet der zusdtzlich nach Mafsigabe des jeweiligen
Bundesfinanzgesetzes fiir denselben Zweck vorgesehenen Mittel zu verwenden.

@) ...
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1. unangebrachte  audiovisuelle
alkoholische Getrdnke und

2. fiir Kinder unangebrachte audiovisuelle kommerzielle Kommunikation
fiir Lebensmittel und Getrdnke, die Ndhrstoffe oder Substanzen mit
erndhrungsbezogener oder physiologischer Wirkung wie insbesondere

kommerzielle Kommunikation

fiir

Fett, Transfettsduren, Salz/Natrium und Zucker enthalten, deren
tibermdflige Aufnahme im Rahmen der Gesamterndhrung nicht
empfohlen wird,

enthalten.

(3b) Die Verhaltensrichtlinien sollen darauf abzielen,

1. die Einwirkung audiovisueller Kommunikation fiir alkoholische Getrdinke
auf Minderjdhrige und

2. die Einwirkung audiovisueller Kommunikation fiir in Abs. 3a Z 2
angefiihrte Lebensmittel und Getrdnke auf Kinder

wirkungsvoll zu verringern. Fiir die in Abs 3a Z 2 angefiihrten Lebensmittel und
Getrinke haben die Verhaltensrichtlinien vorzusehen, dass deren positive
Erndhrungseigenschaften  nicht  hervorgehoben  werden  diirfen.  Die
Verhaltensrichtlinien —haben unter Beriicksichtigung der Empfehlungen
europdischer Einrichtungen der Selbstkontrolle im Werbebereich in einem
angemessenen Interessenausgleich auch auf einschligige Empfehlungen
europdischer  Verbraucherschutzverbinde Bedacht zu nehmen. Diese
Verhaltensrichtlinien sollen ferner insbesondere im Hinblick auf die audiovisuelle
kommerzielle Kommunikation fiir in Abs. 3a Z 2 angefiihrte Lebensmittel und
Getrdinke anerkannte Erndhrungsleitlinien beriicksichtigen. Sie sind unter
Hinzuziehung der Agentur fiir Gesundheit und Erndhrungssicherheit zu
erarbeiten.

(3¢c) Der KommAustria ist jahrlich bis 31. Mdrz des Folgejahres iiber die
Wirksamkeit der Regelungen des Verhaltenskodex sowie iiber die Art, Anzahl und
Erledigung von Beschwerdefillen zu berichten. Diese hat ihre Einschdtzungen
und Empfehlungen zur Wirksamkeit in ihrem Tdtigkeitsbericht (§ 19)
darzustellen.

@) ...



Geltende Fassung
Finanzierung und Verwaltung der Finanzmittel fiir den Fachbereich Medien

§ 35. (1) Zur Finanzierung des in Erfiilllung der Aufgaben nach § 2 Abs. 1
Z 1 und 2, Z 4 bis 11 sowie Abs. 2 entstehenden Aufwandes der KommAustria
(Abs. 14) sowie des in Erflillung der Aufgaben nach § 17 Abs. 1 Z 1, 2 und 4
sowie Abs. 7 entstehenden Aufwandes der RTR-GmbH im Fachbereich Medien
dienen einerseits Finanzierungsbeitrdge und andererseits Mittel aus dem
Bundeshaushalt. Der Zuschuss aus dem Bundeshaushalt in Hohe
von I 433 500 Euro jéhrlich ist der RTR-GmbH in zwei gleich hohen
Teilbetridgen per 30. Janner und 30. Juni zu iiberweisen und ist aus Einnahmen
aus den Gebiihren gemiB § 3 Abs. 1 RGG aufzubringen. Uber die Verwendung
dieser Mittel ist von der KommAustria und der RTR-GmbH jahrlich bis 30. April
des Folgejahres dem Bundeskanzler zu berichten und ein Rechnungsabschluss
vorzulegen. Die Gesamtsumme des durch Finanzierungsbeitrige zu leistenden
ibrigen Aufwandes der RTR-GmbH darf jahrlich hochstens 2 888 450 Euro
betragen. Die genannten Betrédge vermindern oder erhéhen sich ab dem Jahr 2072
in jenem MaBe, in dem sich der von der Bundesanstalt Statistik Osterreich
verlautbarte Verbraucherpreisindex 2005 oder der an seine Stelle tretende Index
des Vorjahres verdndert hat.

(2) bis (14) ...
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Finanzierung und Verwaltung der Finanzmittel fiir den Fachbereich Medien

§ 35. (1) Zur Finanzierung des in Erfiillung der Aufgaben nach § 2 Abs. 1
Z1lund2,Z4bis 11, Z 13 und Abs. 2 und § 13 Abs. 4 Z 1 lit. d sowie des gemdfs
§$ 39a entstechenden Aufwandes der KommAustria (Abs. 14) sowie des in
Erfiillung der Aufgaben nach § 17 Abs. 1 Z 1, 2, 4 und 5 sowie 4bs. 6a Z 1 und 2
und Abs. 7 entstehenden Aufwandes der RTR-GmbH im Fachbereich Medien
dienen einerseits Finanzierungsbeitrige und andererseits Mittel aus dem
Bundeshaushalt. Der Zuschuss aus dem Bundeshaushalt in Hoéhe von
2 250 000 Euro jéhrlich ist der RTR-GmbH in zwei gleich hohen Teilbetrdgen per
30. Janner und 30. Juni zu iiberweisen und ist aus Einnahmen aus den Gebiihren
gemif § 3 Abs. 1 RGG aufzubringen. Uber die Verwendung dieser Mittel ist von
der KommAustria und der RTR-GmbH jahrlich bis 30. April des Folgejahres dem
Bundeskanzler zu berichten und ein Rechnungsabschluss vorzulegen. Die
Gesamtsumme des durch Finanzierungsbeitrige zu leistenden iibrigen Aufwandes
der RTR-GmbH darf jéhrlich hochstens 3 500 000 Euro betragen. Die genannten
Betrige vermindern oder erhdhen sich ab dem Jahr 2022 in jenem Malle, in dem
sich  der von der Bundesanstalt Statistik Osterreich verlautbarte
Verbraucherpreisindex 2020 oder der an seine Stelle tretende Index des Vorjahres
verdndert hat.

(2) bis (14) ...
Beitragspflicht fiir Video-Sharing-Plattform-Anbieter

§35a. (1) Zur Finanzierung des in Erfiillung der Aufgabe nach § 2 Abs. 1
Z 14 entstehenden Aufwandes einschlieflich des damit in Zusammenhang
stehenden Aufwands gemdf; § 39a der KommAustria sowie des in Erfiillung der
Aufgaben nach § 17 Abs. 6a Z 3 entstehenden Aufwandes der RTR-GmbH im
Fachbereich  Medien  dienen im  Verhdltnis von 2:1  einerseits
Finanzierungsbeitrdge der nach § 54c AMD-G erfassten Plattform-Anbieter und
andererseits Mittel aus dem Bundeshaushalt. Hierzu sind der RTR-GmbH
Jjéhrlich 0,065 Millionen Euro von den Einnahmen aus den Gebiihren nach § 3
Abs. 1 RGG zusdtzlich zum nach § 35 Abs. 1 zu leistenden Beitrag per 31. Janner
zu tiberweisen. § 35 Abs. 1 dritter und letzter Satz ist anzuwenden.

(2) Die Finanzierungsbeitrige sind im Verhdltnis des jeweils im Inland
erzielten ~ Umsatzes der  Plattform-Anbieter zum  branchenspezifischen
Gesamtumsatz aller gemdf3 § 54c erfassten Plattform-Anbieter zu bemessen und
einzuheben. Auf das Verfahren zur Festsetzung der Finanzierungsbeitrdge sind
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Verfahrensvorschriften

§ 39. (1) Rechtsmittel gegen Entscheidungen der KommAustria nach § 8
ORF-G, nach den § 6b Abs. 3, §§ 11, 12, 15, § 15b Abs. 4, § 28b Abs. 2 und 28d
Abs. 4 PrR-G, nach den § 6 Abs. 3, §§ 12, 14, 20, 22, 25 Abs. 5 und 6, § 25a
Abs. 9 und 10, §§ 26, 27, 27a und 27b AMD-G sowie nach dem TKG 2003 haben
abweichend von §13 VwGVG keine aufschiebende Wirkung. Das
Bundesverwaltungsgericht kann die aufschiebende Wirkung im betreffenden
Verfahren auf Antrag zuerkennen, wenn nach Abwégung aller beriihrten
Interessen mit dem Vollzug des Bescheides oder mit der Ausiibung der mit dem
Bescheid eingerdumten Berechtigung fiir den Beschwerdefiihrer ein schwerer und
nicht wieder gutzumachender Schaden verbunden wire.

(2) bis (4) ...

Verwaltungsstrafen

§41. Wer der Verpflichtung zur Erteilung von Auskiinften und zur
Gewidhrung der Einschau in Aufzeichnungen und Biicher trotz Aufforderung
nicht nachkommt, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist, so weit es sich bei
dem Unternechmen um einen Rundfunkveranstalter oder Mediendiensteanbieter
handelt, von der KommAustria, so weit es sich bei dem Unternehmen um einen
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die Bestimmungen des § 35 Abs. 4 bis 14 anzuwenden.

Verfahrensvorschriften

§ 39. (1) Rechtsmittel gegen Entscheidungen der KommAustria nach § 8
ORF-G, nach den § 6b Abs. 3, §§ 11, 12, 15, § 15b Abs. 4, § 28b Abs. 2 und 28d
Abs. 4 PrR-G, nach den § 6 Abs. 3, §§ 12, 14, 20, 22, 25 Abs. 5 und 6, § 25a
Abs. 9 und 10, §§ 26, 27, 27a und 27b AMD-G sowie nach dem TKG 2003 haben
abweichend von § 13 VWGVG keine aufschiebende Wirkung. Dies gilt auch fiir
Entscheidungen der KommAustria im Rahmen der Rechtsaufsicht. Das
Bundesverwaltungsgericht kann die aufschiebende Wirkung im betreffenden
Verfahren auf Antrag zuerkennen, wenn nach Abwigung aller beriihrten
Interessen mit dem Vollzug des Bescheides oder mit der Ausiibung der mit dem
Bescheid eingerdumten Berechtigung fiir den Beschwerdefiihrer ein schwerer und
nicht wieder gutzumachender Schaden verbunden wire.

(2) bis (4) ...

Zusammenarbeit mit Regulierungsbehorden und Teilnahme in europdischen
Gremien

§39a. Die KommAustria hat, sobald ihre Zustdindigkeiten im Bereich der
Aufsicht und Regulierung elektronischer Medien beriihrt sind, in den von ihr zu
besorgenden Angelegenheiten an Sitzungen von Vereinigungen europdischer
Regulierungsbehorden oder deren Arbeitsgruppen teilzunehmen oder einen von
ihr zur Abgabe von Erkldrungen ermdchtigten Vertreter zu entsenden. Sie hat der
Europdischen  Kommission und  anderen  unabhdngigen  nationalen
Regulierungsbehorden auf deren Anfrage Informationen iiber einen
audiovisuellen Mediendiensteanbieter zu iibermitteln, soweit diese erforderlich
sind, um die Rechtshoheit iiber einen Anbieter oder eine Umgehung der
Regelungen fiir die Zustdndigkeit zur Rechtsaufsicht (§ 3 AMD-G) festzustellen.
Dies gilt nur insoweit als die Informationen nicht schon aus dem gemdf; § 3
AMD-G gefiihrten Verzeichnis ersichtlich sind.

Durchsetzung von Verpflichtungen

§41. Wer der Verpflichtung zur Erteilung von Auskiinften und zur
Gewdhrung der Einschau in Aufzeichnungen und Biicher trotz Aufforderung
nicht nachkommt, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist, so weit es sich bei
dem Unternehmen um einen Rundfunkveranstalter, Video-Sharing-Plattform-
Anbieter oder Mediendiensteanbieter handelt, von der KommAustria, so weit es
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Anbieter von Telekommunikationsdiensten handelt, von der Telekom-Control- sich bei dem Unternehmen um einen Anbieter von Telekommunikationsdiensten
Kommission mit Geldstrafe bis zu 58 000 Euro zu bestrafen. Die Strafgelder handelt, von der Telekom-Control-Kommission mit Geldstrafe bis zu

flieBen dem Bund zu.

Verweisung und Umsetzungshinweis
§42.(1)und (2) ...

Inkrafttreten
§ 44. (1) bis (23) ...

Ubergangsbestimmung
§ 45. (1) bis (16) ...

58 000 Euro zu bestrafen. Die Strafgelder flieBen dem Bund zu.

Verweisung und Umsetzungshinweis
§42.(1)und (2) ...

(3) Mit diesem Bundesgesetz wird die Richtlinie 2010/13/EU zur
Koordinierung  bestimmter — Rechts- und  Verwaltungsvorschriften  der
Mitgliedstaaten iiber die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie
tiber audiovisuelle Mediendienste), ABl. Nr. L 95 vom 15.4.2010, S. 1, in der
Fassung der Richtlinie (EU) 2018/1808, ABI. Nr. L 303 vom 28.11.2018, S. 69,
umgesetzt.

Inkrafttreten

§ 44. (1) bis (23) ...

(24) § 2 Abs. 1 Z 12 bis 15 und Abs. 3 Z 14, § 13 Abs. 4, § 17 Abs. 1 Z 4 und
5, Abs. 7und 8, § 19 Abs. 3 Z 3 und 5a, § 20 Abs. 1 und 2, der 2a. Abschnitt, § 21
Abs. 1, §26 Abs. 1 und 2, §29 Abs. I und 3, § 30 Abs. I und 3, § 32a samt
Uberschrift, § 32b samt Uberschrift, § 33 samt Uberschrift, § 35 Abs. 1, 35a samt
Uberschrift, § 39 Abs. 1, § 39a samt Uberschrift, § 41 und § 42 Abs. 3 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2020 treten am 1. Janner 2021 in
Kraft. Die in § 32b Abs. 4 und § 33 Abs. 3c vorgesehenen Berichte sind erstmals
fiir den Beobachtungszeitraum des Jahres 2021 zu erstellen und zu iibermitteln.

Ubergangsbestimmung
§ 45. (1) bis (16) ...

(17a) Abweichend von § 19 Abs. 4 konnen jene Teile des das Jahr 2021
betreffenden Berichts, die durch die Novelle BGBIL [ Nr. xxx/2020 neu
hinzugetretene Aufgaben der KommAustria und der RTR-GmbH im Fachbereich
Medien betreffen, bis 30. September den in § 19 genannten Mitgliedern der
Bundesregierung vorgelegt werden.
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Artikel 3
ORF-Gesetz
1. Abschnitt 1. Abschnitt
Einrichtung und offentlich-rechtlicher Auftrag des Osterreichischen  Einrichtung und éffentlich-rechtlicher Auftrag des Osterreichischen
Rundfunks Rundfunks
Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen

§ 1a. Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet
1. ,,audiovisueller ~Mediendienst“ eine unter der redaktionellen

§ 1a. Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet
1. ,,audiovisueller ~Mediendienst“ eine unter der redaktionellen

Verantwortung des Osterreichischen Rundfunks oder einer seiner
Tochtergesellschaften im Wege von Kommunikationsnetzen (§ 3 Z 11
TKG 2003, BGBIL I Nr.70) angebotene Dienstleistung, deren
Hauptzweck in der Bereitstellung von Sendungen zur Information,
Unterhaltung oder Bildung der Allgemeinheit besteht;

2.bis4. ...

5 ,,Sendung®

a)in Fernsehprogrammen und Abrufdiensten eine einzelne, in sich
geschlossene und zeitlich begrenzte Abfolge von bewegten Bildern mit
oder ohne Ton, die im Fall von Fernsehprogrammen Bestandteil eines
Sendeplans oder im Fall von Abrufdiensten eines Katalogs ist;

b) in Horfunkprogrammen einen einzelnen, in sich geschlossenen und
zeitlich begrenzten Bestandteil des Programms;

la.

2.
5.

Verantwortung des Osterreichischen Rundfunks oder einer seiner
Tochtergesellschaften im Wege von Kommunikationsnetzen (4rt. 2 Z 1
der Richtlinie (EU) 2018/1972 iiber den europdischen Kodex fiir die
elektronische Kommunikation, ABL. Nr. L 321 vom 17.12.2018, S. 36)
angebotene Dienstleistung, bei der der Hauptzweck oder ein trennbarer
Teil der Dienstleistung darin besteht, fiir die Allgemeinheit Sendungen
zur Information, Unterhaltung oder Bildung bereitzustellen;

,,redaktionelle Entscheidung* eine Entscheidung, die regelmdfSig im
Zuge der Ausiibung redaktioneller Verantwortung getroffen wird und im
Zusammenhang mit dem tiglichen Betrieb des Osterreichischen
Rundfunks steht,

bis 4. ...

»Sendung*

a) in Fernsehprogrammen und Abrufdiensten eine einzelne, unabhdngig

von ihrer Ldnge in sich geschlossene Abfolge von bewegten Bildern mit
oder ohne Ton, die im Fall eines Fernsehprogramms Bestandteil eines
Sendeplans oder —im Fall eines Abrufdienstes — Bestandteil eines
Katalogs ist; der Begriff schliefft insbesondere Spielfilme, Videoclips,
Sportberichte, Sitcoms, Dokumentationen, Nachrichten, Kunst- und
Kultursendungen, Kindersendungen und Originalproduktionen ein;
b) in Horfunkprogrammen einen einzelnen unabhdngig von seiner
Ldinge, in sich geschlossenen und zeitlich begrenzten Bestandteil des
Programms;
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6. ,,Kommerzielle Kommunikation® jede AuBerung, Erwéhnung oder
Darstellung, die

a) der unmittelbaren oder mittelbaren Forderung des Absatzes von
Waren und Dienstleistungen oder des Erscheinungsbilds natiirlicher
oder juristischer Personen, die einer wirtschaftlichen Tatigkeit
nachgehen, oder

b) der Unterstiitzung einer Sache oder Idee

dient und einer Sendung oder einem Angebot gegen Entgelt oder eine dhnliche
Gegenleistung oder im Fall der lit. a als Eigenwerbung beigefiigt oder darin
enthalten ist. Zur kommerziellen Kommunikation zdhlen jedenfalls
Produktplatzierung, die Darstellung von Produktionshilfen von unbedeutendem
Wert, Sponsorhinweise und auch Werbung gemal Z §;

7. bis 9.

10. ,,Produktplatzierung jede Form kommerzieller Kommunikation, die
darin besteht, ein Produkt, eine Dienstleistung oder eine entsprechende
Marke gegen Entgelt oder eine dhnliche Gegenleistung in eine Sendung
einzubezichen oder darauf Bezug zu nehmen, so dass diese innerhalb
einer Sendung erscheinen. Nicht als Produktplatzierung gilt die
kostenlose Bereitstellung von Waren oder Dienstleistungen wie
Produktionshilfen oder Preise, solange die betreffenden Waren oder
Dienstleistungen von unbedeutendem Wert sind.

11. Sponsoring, wenn ein nicht im Bereich der Bereitstellung von
audiovisuellen Mediendiensten, in der Produktion von audiovisuellen
Werken oder von Horfunkprogrammen oder -sendungen tétiges
offentliches oder privates Unternehmen einen Beitrag zur Finanzierung
solcher Werke mit dem Ziel leistet, den Namen, die Marke, das
Erscheinungsbild, die Tétigkeit oder die Leistungen des Unternehmens

zu fordern.

§ 4. (1) Der Osterreichische Rundfunk hat durch die Gesamtheit seiner gemiB § 3
verbreiteten Programme und Angebote zu sorgen fiir:

1.bis 9. ...

10. die angemessene Beriicksichtigung der Anliegen behinderter
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6. ,Kommerzielle Kommunikation® jede AuBerung, Erwdhnung oder
Darstellung, die
a) der unmittelbaren oder mittelbaren Forderung des Absatzes von
Waren und Dienstleistungen oder des Erscheinungsbilds natiirlicher
oder juristischer Personen, die einer wirtschaftlichen Tatigkeit
nachgehen, oder

b) der Unterstiitzung einer Sache oder Idee

dient und einer Sendung oder einem Angebot oder im Fall der lit. a auch einem
nutzergenerierten Video (§ 2 Z 26b AMD-G, BGBI. I Nr. 84/2001) gegen Entgelt
oder eine &hnliche Gegenleistung oder im Fall der lit. a als Eigenwerbung
beigefiigt oder darin enthalten ist. Zur kommerziellen Kommunikation zéhlen
jedenfalls Produktplatzierung, die Darstellung von Produktionshilfen von
unbedeutendem Wert, Sponsorhinweise und auch Werbung gemél Z 8;

7. bis 9.

10. ,,Produktplatzierung jede Form kommerzieller Kommunikation, die
darin besteht, ein Produkt, eine Dienstleistung oder eine entsprechende
Marke gegen Entgelt oder eine dhnliche Gegenleistung einzubeziehen
oder darauf Bezug zu nehmen, so dass diese innerhalb einer Sendung
oder eines nutzergenerierten Videos (§2 Z26b AMD-G) erscheinen.
Nicht als Produktplatzierung gilt die kostenlose Bereitstellung von
Waren oder Dienstleistungen wie Produktionshilfen oder Preise, solange
die betreffenden Waren oder Dienstleistungen von unbedeutendem Wert
sind;

,»,Sponsoring“, wenn ein nicht im Bereich der Bereitstellung von
audiovisuellen Mediendiensten, in der Produktion von audiovisuellen
Werken oder von Horfunkprogrammen oder -sendungen tétiges
Offentliches oder privates Unternehmen einen Beitrag zur Finanzierung
solcher Werke mit dem Ziel leistet, den Namen, die Marke, das
Erscheinungsbild, die Tétigkeit oder die Leistungen des Unternehmens
zu fordern.

11.

§ 4. (1) Der Osterreichische Rundfunk hat durch die Gesamtheit seiner geméB § 3
verbreiteten Programme und Angebote zu sorgen fiir:

1.bis 9. ...
10. die angemessene Beriicksichtigung der Anliegen von Menschen mit
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Menschen;

11. bis 18. ...

19. die angemessene Berlicksichtigung und Forderung sozialer und
humanitarer Aktivititen, einschlieBlich der Bewusstseinsbildung zur
Integration behinderter Menschen in der Gesellschaft und am
Arbeitsmarkt.

Weitere besondere Auftrige

§5.(1) ...

(2) Die Informationssendungen des Fernsehens (§ 3 Abs. 1) sollen nach
Mafgabe der technischen Entwicklung und der wirtschaftlichen Tragbarkeit so
gestaltet sein, dass gehorlosen und gehorbehinderten Menschen das Verfolgen
der Sendungen erleichtert wird. Dariiber hinaus ist dafiir zu sorgen, dass der
jeweilige Anteil der fir Hor- und Sehbehinderte barrierefrei zuginglich
gemachten Sendungen durch geeignete MaBnahmen kontinuierlich gegeniiber
dem Stand zum 31. Dezember 2009 erhoht wird. Dazu hat der Osterreichische
Rundfunk bis zum 31. Dezember 2010 nach Anhorung von fiir den Bereich der
Hor- und Sehbehinderten repréisentativen Organisationen einen Plan zum
weiteren Ausbau des barrierefreien Zugangs zu den Fernsehprogrammen gemdfs
$3 Abs. I Z2 und zu seinem Online-Angebot einschliefflich MafSnahmen zur
etappenweisen Umsetzung zu erstellen.
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Behinderungen;

11.bis 18. ...

19. die angemessene Beriicksichtigung und Forderung sozialer und
humanitdrer Aktivititen, einschlieBlich der Bewusstseinsbildung zur
Inklusion von Menschen mit Behinderungen in der Gesellschaft und am
Arbeitsmarkt.

Weitere besondere Auftrige

§5.(1) ...

(2) Jedenfalls die Informationssendungen des Fernsehens (§3 Abs. 1)
miissen nach Maligabe der technischen Entwicklung und der wirtschaftlichen
Tragbarkeit so gestaltet sein, dass Menschen mit Seh- und/oder Hor-
Beeintrichtigungen sowie Menschen mit intellektuellen Beeintrichtigungen, die
auf einfache Sprache angewiesen sind, das Verfolgen der Sendungen erleichtert
wird. Der Osterreichische Rundfunk hat tiglich in einem seiner Programme
zwischen 9 Uhr und 22 Uhr zumindest eine Nachrichtensendung in einfacher
Sprache anzubieten. Uber die vorgenannten Vorgaben hinaus ist dafiir zu sorgen,
dass der jeweilige Anteil der fir Menschen mit Seh- und/oder Hor-
Beeintrdchtigungen sowie fiir Menschen mit intellektuellen Beeintrdchtigungen,
die auf einfache Sprache angewiesen sind, barrierefrei zuginglich gemachten
audiovisuellen Inhalte durch geeignete MaBnahmen kontinuierlich wund
stufenweise gegeniiber dem Stand zum 31. Dezember 2020 erhoht wird. Hierbei
kann der Osterreichische Rundfunk im Hinblick auf Live-Inhalte wegen des bei
diesen Inhalten erhohten Aufwands zur Herstellung der Barrierefreiheit sachlich
gerechtfertigte Ausnahmen vorsehen. Zur Konkretisierung aller fiir die Erhohung
des Anteils beabsichtigten Mafinahmen hat der Osterreichische Rundfunk jéihrlich
nach Anhorung des Publikumsrates sowie der fir den Bereich der Menschen mit
Seh- und/oder Hor-Beeintrdchtigungen und fiir den Bereich der Menschen mit
intellektuellen  Beeintrdchtigungen reprasentativen Organisationen einen
Aktionsplan einschliefflich eines konkreten dreijihrigen Zeitplans zur jihrlichen
Steigerung des Anteils barrierefrei zugdnglicher Sendungen (mit Ausnahme von
Live-Sendungen) und seines Online-Angebots, getrennt nach den Kategorien
Information, Unterhaltung, Bildung, Kunst und Kultur sowie Sport, zu erstellen.
Dieser Aktionsplan ist leicht, unmittelbar wund stindig zugdnglich zu
veroffentlichen. Die Regulierungsbehorde ist von der Veroffentlichung zu
informieren. In den Kategorien Information, Kunst und Kultur sowie Bildung
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Der Plan ist zumindest jédhrlich zu tiberpriifen und gegebenenfalls anzupassen.
Mittelfristig ist vom ORF eine Untertitelung aller seiner Fernsehsendungen mit
Sprachinhalten anzustreben.

(3) bis (5) ...
(6) Der Osterreichische Rundfunk hat
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muss die Steigerung jdahrlich zumindest 2,5 vH gegeniiber dem Stand zum Ende
des vorangehenden Kalenderjahres betragen, in der Kategorie Unterhaltung
zumindest 4 vH. Dabei ist jedenfalls der barrierefreien Ausgestaltung der Vor-
und Hauptabendsendungen (19 bis 22 Uhr) aller Fernsehprogramme, den nach §
4e Abs. 1 Z 4 bereitgestellten und den nach § 4f Abs. 1 in Verbindung mit § 6b
genehmigten Online-Angeboten sowie schlieflich in der Kategorie Information
den Bundesldndersendungen, Pressekonferenzen, Sendungen zur
Wahlberichterstattung und zu Wahlergebnissen sowie in den Kategorien
Information und Unterhaltung den Kindersendungen erhéhte Bedeutung
zuzumessen. Der Osterreichische Rundfunk hat zu den im Aktionsplan
festgelegten Mafinahmen jdhrlich bis zum 31. Mdrz des dem Berichtszeitraum
folgenden Jahres iiber die Umsetzung und die Erhohung des Anteils zu berichten.
Fiir den Fall der Nichterfiillung der im Aktionsplan ausgewiesenen Mafsnahmen
und der in dieser Bestimmung geregelten Steigerungsrate ist zu begriinden,
warum die Vorhaben nicht erfiillt und die Steigerungsrate nicht erreicht werden
konnte und welche Schritte in Aussicht genommen sind, um bis zum Ende des
folgenden Kalenderjahres diesen Riickstand gemeinsam mit der Steigerungsrate
des folgenden Kalenderjahres aufzuholen. Der Bericht ist in gleicher Weise wie
der Aktionsplan zu verdffentlichen.

(2a) Im Jahresbericht (§ 7) ist auszufiihren, wie sich der Anteil der durch fiir
die betreffende Personengruppe geeignete Mafinahmen (insbesondere
Untertitelung, Gebdrdensprachdolmetschung, Zweikanalton, Audiodeskription)
barrierefrei zugdnglich gemachten Inhalte im Online-Angebot und in den
Programmen erhéht hat. Bis zum Jahr 2030 ist vom Osterreichischen Rundfunk
die Barrierefreiheit aller seiner Sendungen mit Sprachinhalten anzustreben.

(2b) Die Regulierungsbehorde hat in ihrem Titigkeitsbericht (§ 19 KOG)
auch fiir den Osterreichischen Rundfunk den Stand und die Entwicklung
hinsichtlich der in Abs. 2 beschriebenen Verpflichtung mit einer vergleichsweisen
Darstellung der beabsichtigten Zielwerte und der tatsdchlich erreichten Werte
darzustellen. Sie kann diesem Bericht unterstiitzt von der RTR-GmbH als der
auch fiir die audiovisuellen Mediendienste des ORF zustdndigen Servicestelle
nach § 20b KOG eine Stellungnahme iiber die weitere Verbesserung der
barrierefreien Zugdnglichkeit anschlief3en.

(3) bis (5) ...
(6) Der Osterreichische Rundfunk hat
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1. Bundes- und Landesbehdrden sowie den Behorden der im jeweiligen
Verbreitungsgebiet gelegenen Gemeinden fiir Aufrufe in Krisen- und
Katastrophenfillen und andere wichtige Meldungen an die Allgemeinheit
sowie

2. Privaten fiir Aufrufe in begriindeten und dringenden Notfillen zur
Vermeidung von Gefahren fiir Gesundheit und Leben von Menschen

zu jeder Zeit die notwendige und zweckentsprechende Sendezeit kostenlos zur
Verfiigung zu stellen. Die vorstechenden Regelungen gelten auch fiir die
Verbreitung in Online-Angeboten.

2. Abschnitt
Programmgrundsitze

Inhaltliche Grundsitze
§10.(1) ...

(2) Die Sendungen diirfen nicht zu Hass auf Grund von Rasse, Geschlecht,
Alter, Behinderung, Religion und Nationalitdit aufreizen.

(3) bis (10) ...

(11) Das Inhaltsangebot des Osterreichischen Rundfunks darf keine Inhalte
umfassen, die die korperliche, geistige oder sittliche Entwicklung von
Minderjahrigen ernsthaft beeintrdchtigen konnen, insbesondere solche, die
Pornografie oder grundlose Gewalttitigkeiten zeigen.

(12) Bei Horfunk- und Fernsehsendungen, die die korperliche, geistige oder
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1. Bundes- und Landesbehorden sowie den Behorden der im jeweiligen
Verbreitungsgebiet gelegenen Gemeinden fiir Aufrufe in Krisen- und
Katastrophenfillen und andere wichtige Meldungen an die Allgemeinheit
sowie

2. Privaten fiir Aufrufe in begriindeten und dringenden Notfillen zur
Vermeidung von Gefahren fiir Gesundheit und Leben von Menschen

zu jeder Zeit die notwendige und zweckentsprechende Sendezeit kostenlos zur
Verfiigung zu stellen. Die vorstehenden Regelungen gelten auch fiir die
Verbreitung in Online-Angeboten. Diese Informationen sind auch so
bereitzustellen, dass sie barrierefrei und einfach verstdindlich zugdnglich sind und
terrestrisch verbreitet werden.

2. Abschnitt
Programmgrundsitze

Inhaltliche Grundsitze
§10.(1) ...

(2) Die Sendungen und das Onlineangebot diirfen nicht zu Hass oder Gewalt
gegen eine Personengruppe oder eine einzelne Person dieser Gruppe auf Grund
des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen
Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der
Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehorigkeit
zu einer nationalen Minderheit, des Vermadgens, der Geburt, einer Behinderung,
des Alters oder der sexuellen Ausrichtung aufstacheln und keine Aufforderung
zur Begehung einer terroristischen Straftat (§ 278c StGB) enthalten.

(3) bis (10) ...
Schutz Minderjihriger

§ 10a. (1) Das Inhaltsangebot des Osterreichischen Rundfunks darf keine
Inhalte umfassen, die die korperliche, geistige oder sittliche Entwicklung von
Minderjéhrigen ernsthaft beeintrdchtigen kdnnen.

(2) Bei Inhalten, die die korperliche, geistige oder sittliche Entwicklung von
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sittliche Entwicklung von Minderjahrigen beeintrachtigen konnen, ist durch die
Wahl der Sendezeit oder sonstige MaBnahmen dafiir zu sorgen, dass diese
Sendungen von Minderjéhrigen tiblicherweise nicht gesehen oder gehdrt werden.

(13) Die unverschliisselte Ausstrahlung von Sendungen gemall Abs. 12 ist
durch akustische Zeichen anzukiindigen oder durch optische Mittel wahrend der
gesamten Sendung kenntlich zu machen. Die Bundesregierung kann durch
Verordnung die  ndhere  Ausgestaltung  optischer  oder  akustischer
Kennzeichnungen festlegen.

(14) Sendungen, die sich ihrem Inhalt nach tiberwiegend an unmiindige
Minderjéhrige richten, diirfen keine Appelle enthalten, Rufnummern fiir
Mehrwertdienste zu wéhlen.

Europiische Werke in Abrufdiensten

§ 12. Unbeschadet der Vorgaben der §§ 4e und 4f iVm den Bestimmungen
des Abschnitts 1a hat im Rahmen des praktisch Durchfiihrbaren und unter Einsatz
angemessener Mittel der Hauptanteil der Sendungen der vom Osterreichischen
Rundfunk oder seinen Tochtergesellschaften angebotenen Abrufdienste aus
europdischen Werken entsprechend Art. 1 Abs. 1 lit. n und Abs.2 bis 4 der
Richtlinie 2010/13/EU  zur Koordinierung bestimmter Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der  Mitgliedstaaten  iber die  Bereitstellung
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie liber audiovisuelle Mediendienste), ABI.
Nr. L 95 vom 15.4.2010 S. 1 zu bestehen.
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Minderjéhrigen beeintrachtigen konnen, ist durch die Wahl der Sendezeit oder
durch sonstige technische Malinahmen, wie etwa Altersverifikationstools, daflir
zu sorgen, dass diese Sendungen von Minderjahrigen tiblicherweise nicht gesehen
oder gehort werden. Diese Anforderungen gelten nicht fiir Nachrichten und
Sendungen zur politischen Information.

(3) Frei zugdingliche Sendungen gemill Abs. 2 sind jedenfalls am Beginn
durch eindeutig als Warnhinweis identifizierbare akustische Zeichen
anzukiindigen und durch optische Mittel wihrend der gesamten Sendung
kenntlich zu machen. Der Osterreichische Rundfunk hat zur Sicherstellung
bundesweit einheitlicher Verhaltensrichtlinien Initiativen im Wege der
Selbstkontrolle (§ 32a KOG) zu unterstiitzen und dazu beizutragen. § 39 Abs. 4
bis 6 AMD-G ist mit der MafSgabe anzuwenden, dass abweichend von Abs. 5
erster Satz der Osterreichische Rundfunk in seinem Jahresbericht iiber die
Mafinahmen zur Kennzeichnung und Inhaltsbeschreibung zu berichten hat.

(4) Sendungen, die sich ihrem Inhalt nach iiberwiegend an unmiindige
Minderjdhrige richten, diirfen keine Appelle enthalten, Rufnummern fiir
Mehrwertdienste zu wahlen.

Europiische Werke in Abrufdiensten

§ 12. Unbeschadet der Vorgaben der §§ 4e und 4f iVm den Bestimmungen
des Abschnitts 1a hat im Rahmen des praktisch Durchfiihrbaren und unter Einsatz
angemessener Mittel der Hauptanteil der Sendungen der vom Osterreichischen
Rundfunk oder seinen Tochtergesellschaften angebotenen Abrufdienste aus
europdischen Werken entsprechend Art. 1 Abs. 1 lit. n und Abs.2 bis 4 der
Richtlinie  2010/13/EU  zur Koordinierung bestimmter Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der  Mitgliedstaaten  iber die Bereitstellung
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie iiber audiovisuelle Mediendienste), ABI.
Nr. L 95 vom 15.4.2010, S. 1, in der Fassung der Richtlinie (EU) 2018/1808,
ABIL Nr. L 303 vom 28.11.2018, S. 69, zu bestehen. Es ist dafiir Sorge zu tragen,
dass diese europdischen Werke durch eine eindeutige Kennzeichnung
hervorgehoben werden.



Geltende Fassung

3. Abschnitt
Kommerzielle Kommunikation

Inhaltliche Anforderungen und Beschrinkungen
§13.(1) bis(3) ...

(4) Jede Form der kommerziellen Kommunikation fiir Spirituosen,
Zigaretten oder andere Tabakerzeugnisse sowie fiir nur auf Aarztliche
Verschreibung erhéltliche Arzneimittel, Medizinprodukte und therapeutische
Behandlungen ist verboten. Kommerzielle Kommunikation fiir alle anderen
Arzneimittel, Medizinprodukte und fiir therapeutische Behandlungen muss
ehrlich, wahrheitsgeméfl und nachpriifbar sein. Sie darf den Menschen nicht
schaden.

5)...

(6) Kommerzielle Kommunikation darf Minderjdhrigen weder kérperlichen
noch seelischen Schaden zufiigen und unterliegt daher folgenden Kriterien zum
Schutz Minderjdhriger:

/o foce

2. Sie darf Minderjdhrige nicht unmittelbar dazu auffordern, ihre Eltern
oder Dritte zum Kauf der beworbenen Ware oder Dienstleistung zu
bewegen.

3. bis4. ...
...
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3. Abschnitt
Kommerzielle Kommunikation

Inhaltliche Anforderungen und Beschrinkungen
§13. (1) bis(3) ...

(4) Jede Form der kommerziellen Kommunikation fiir Spirituosen,
Tabakerzeugnisse sowie verwandte Erzeugnisse (§ 1 TNRSG) einschlieflich der
zum Konsum bestimmten Gerdte sowie fir nur auf drztliche Verschreibung
erhiltliche Arzneimittel, Medizinprodukte und therapeutische Behandlungen ist
verboten. Kommerzielle Kommunikation fiir alle anderen Arzneimittel,
Medizinprodukte und fiir therapeutische Behandlungen muss ehrlich,
wahrheitsgeméll und nachpriifbar sein. Sie darf den Menschen nicht schaden;
ebenso darf kommerzielle Kommunikation fiir Arzneimittel oder therapeutische
Behandlungen Tieren nicht schaden.

) ...

(6) Kommerzielle Kommunikation darf nicht zu kérperlicher, geistiger oder
sittlicher Beeintrdchtigung Minderjdhriger fiihren und unterliegt daher folgenden
Kriterien zu deren Schutz:

I ..

2. Sie darf Minderjdhrige nicht unmittelbar dazu anregen, ihre Eltern oder
Dritte zum Kauf der beworbenen Ware oder Dienstleistung zu bewegen.

3. bis4. ...

@ ...

(8) Der Osterreichische Rundfunk hat Richtlinien iiber auf alkoholische
Getrinke bezogene kommerzielle Kommunikation zu erstellen und zu beachten.
Diese Richtlinien haben Bestimmungen zu enthalten, welche Formen und Inhalte
der auf solche Getrdnke bezogenen kommerziellen Kommunikation unangebracht
sind und zielen darauf ab, die Einwirkung derartiger Kommunikation auf
Minderjihrige wirkungsvoll zu verringern. Die Richtlinien bediirfen der
Zustimmung des Stiftungsrates und sind leicht, unmittelbar und stindig



Geltende Fassung

(8) Der Osterreichische Rundfunk hat fiir kommerzielle Kommunikation bei
und in Kindersendungen betreffend Lebensmittel und Getrianke, die Nahrstoffe
oder Substanzen mit erndhrungsbezogener oder physiologischer Wirkung wie
insbesondere Fett, Transfettsduren, Salz/Natrium und Zucker enthalten, deren
iberméfBige Aufnahme im Rahmen der Gesamterndhrung nicht empfohlen wird,
Richtlinien zu erlassen. Diese bediirfen der Zustimmung des Stiftungsrates und
sind leicht, unmittelbar und stdndig zugénglich zu verdffentlichen.

...
Fernseh- und Horfunkwerbung, Werbezeiten
§14. (1) bis (5) ...

(6) Nicht in die jeweilige hochstzulassige Werbedauer einzurechnen ist die
Dauer von

1. Hinweisen des Osterreichischen Rundfunks auf Sendungen seiner
Programme und auf Begleitmaterialien, die direkt von diesen Sendungen
abgeleitet sind und

2. Produktplatzierungen.

(7) bis (11) ...
Unterbrecherwerbung
§15. (1) und (2) ...
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zugdnglich zu veroffentlichen. Fiir die Beurteilung, was unangebracht ist, sind
die Erkenntnisse und Empfehlungen einer anerkannten Einrichtung der
Selbstkontrolle bei der kommerziellen Kommunikation (§ 33 Abs. 3b KOG)
heranzuziehen. Der Osterreichische Rundfunk hat zur Sicherstellung bundesweit
einheitlicher Richtlinien Initiativen im Wege der Selbstkontrolle (§ 32a KOG) zu
unterstiitzen und dazu beizutragen.

(8a) Der Osterreichische Rundfunk hat weiters fiir Lebensmittel und
Getrinke, die Néhrstoffe oder Substanzen mit erndhrungsbezogener oder
physiologischer Wirkung wie insbesondere Fett, Transfettsduren, Salz/Natrium
und Zucker enthalten, deren {iibermidBige Aufnahme im Rahmen der
Gesamterndhrung nicht empfohlen wird, Richtlinien zu erstellen und zu beachten.
Diese Richtlinien haben Bestimmungen zu enthalten, welche Formen und Inhalte
der auf solche Getrinke und Lebensmittel bezogenen kommerziellen
Kommunikation vor, nach und in Kindersendungen unangebracht sind. Sie haben
festzulegen, dass positive FEigenschaften der betreffenden Lebensmittel und
Getriinke nicht hervorgehoben werden diirfen. Abs. 8 dritter bis fiinfter Satz ist
anzuwenden.

...
Fernseh- und Horfunkwerbung, Werbezeiten
§14. (1) bis (5) ...
(6) Nicht in die jeweilige hochstzuldassige Werbedauer einzurechnen ist die
Dauer von

1. Hinweisen des Osterreichischen Rundfunks in einem Fernsehprogramm
auf Fernsehsendungen in diesem oder einem anderen Fernsehprogramm
und auf Begleitmaterialien, die direkt von diesen Sendungen abgeleitet
sind,

2. Produktplatzierungen und

3. neutralen Einzelbildern zwischen redaktionellem Inhalt und Werbespots
und zwischen Werbespots.

(7) bis (11) ...
Unterbrecherwerbung
§15. (1) und (2) ...



Geltende Fassung

(3) In Programmen nach §§ 9 und 9a kann unter den nachfolgend genannten
Einschrinkungen Fernsehwerbung auch in die laufenden Sendungen eingespielt
werden, sofern sie den Zusammenhang der Sendungen nicht beeintrachtigt, wobei
die natiirlichen Sendungsunterbrechungen und die Art und Dauer der Sendung zu
beriicksichtigen sind. Gegen die Rechte von Rechteinhabern darf dabei nicht
verstoBen werden. Die Ubertragung von Fernsehfilmen (mit Ausnahme von
Serien, Reihen und Dokumentarfilmen), Kinospielfilmen und
Nachrichtensendungen darf fiir jeden programmierten Zeitraum von mindestens
30 Minuten einmal fiir Fernsehwerbung unterbrochen werden. Die Ubertragung
von Kindersendungen darf fiir jeden programmierten Zeitraum von mindestens 30
Minuten hochstens einmal unterbrochen werden, jedoch nur wenn die
Gesamtdauer der Sendung nach dem Sendeplan mehr als 30 Minuten betrégt. Die
Ubertragung von Gottesdiensten darf nicht durch Fernsehwerbung unterbrochen
werden.

Produktplatzierung
§16. (1) und (2) ...

(3) Ausgenommen vom Verbot des Abs. 1 sind Kinofilme, Fernsehfilme und
Fernsehserien sowie Sportsendungen und Sendungen der leichten Unterhaltung.
Diese Ausnahme gilt nicht fiir Kindersendungen.

(4) Unbeschadet der Regelungen des § 13 diirfen Sendungen jedenfalls auch
keine Produktplatzierung zugunsten von Unternechmen enthalten, deren
Haupttitigkeit die Herstellung oder der Verkauf von Zigaretten und anderen
Tabakerzeugnissen ist. Produktplatzierung ist weiters in regional ausgestrahlten
Fernsehsendungen unzuléssig, ebenso kostenlose Bereitstellungen nach § 1a Z 10
letzter Satz.

(5) Sendungen, die Produktplatzierungen enthalten, haben folgenden
Anforderungen zu geniigen:

1. Ihr Inhalt oder ihr Programmplatz darf keinesfalls so beeinflusst werden,
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(3) In Programmen nach §§ 9 und 9a kann unter den nachfolgend genannten
Einschriankungen Fernsehwerbung auch in die laufenden Sendungen ecingespielt
werden, sofern sie den Zusammenhang der Sendungen nicht beeintrachtigt, wobei
die natiirlichen Sendungsunterbrechungen und die Art und Dauer der Sendung zu
beriicksichtigen sind. Gegen die Rechte von Rechteinhabern darf dabei nicht
verstoBen werden. Die Ubertragung von Fernsehfilmen (mit Ausnahme von
Serien, Reihen und Dokumentationen), Kinospielfilmen und
Nachrichtensendungen darf fiir jeden programmierten Zeitraum von mindestens
30 Minuten einmal fiir Fernsehwerbung unterbrochen werden. Die Ubertragung
von Kindersendungen darf fiir jeden programmierten Zeitraum von mindestens 30
Minuten hochstens einmal unterbrochen werden, jedoch nur wenn die
Gesamtdauer der Sendung nach dem Sendeplan mehr als 30 Minuten betrédgt. Die
Ubertragung von Gottesdiensten darf nicht durch Fernsehwerbung unterbrochen
werden.

Produktplatzierung
§16.(1)und (2) ...

(3) Ausgenommen vom Verbot des Abs. | sind Kinofilme, Fernsehfilme und
Fernsehserien sowie Sportsendungen und Sendungen der leichten Unterhaltung.
Diese Ausnahme gilt nicht fiir Kindersendungen und Verbrauchersendungen.
Verbrauchersendungen sind Sendungen, in denen Zuschauern Ratschldge im
Zusammenhang mit dem Kauf oder der Verwendung von Produkten oder der
Inanspruchnahme von Dienstleistungen gegeben werden oder die Bewertungen
fiir den Kauf von Produkten oder die Inanspruchnahme von Dienstleistungen
beinhalten.

(4) Unbeschadet der Regelungen des § 13 diirfen Sendungen jedenfalls auch
keine Produktplatzierung zugunsten von Unternehmen enthalten, deren
Haupttitigkeit die Herstellung oder der Verkauf von Tabakerzeugnissen sowie
verwandten Erzeugnissen (§ 1 TNRSG) -einschliefflich der zum Konsum
bestimmten Gerdte ist. Produktplatzierung ist weiters in regional ausgestrahlten
Fernsehsendungen unzuléssig, ebenso kostenlose Bereitstellungen nach § 1a Z 10
letzter Satz.

(5) Sendungen, die Produktplatzierungen enthalten, haben folgenden
Anforderungen zu geniigen:

1. Thr Inhalt oder ihre Platzierung darf keinesfalls so beeinflusst werden,
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dass die redaktionelle Verantwortung und Unabhéngigkeit beeintrachtigt dass die redaktionelle Verantwortung und Unabhingigkeit beeintrachtigt
wird. wird.
2. bis4. ... 2.bis4. ...
) ... () ...
8. Abschnitt 8. Abschnitt
Rechtliche Kontrolle Rechtliche Kontrolle
Rechtsaufsicht Rechtsaufsicht
§ 36. (1) Die Regulierungsbehorde entscheidet neben den anderen in diesem § 36. (1) Die Regulierungsbehdrde entscheidet neben den anderen in diesem

Bundesgesetz und im KommAustria-Gesetz genannten Féllen — soweit dafiir Bundesgesetz und im KommAustria-Gesetz genannten Fillen — soweit dafiir
nicht eine andere Verwaltungsbehorde oder ein Gericht zustindig ist — iiber die nicht eine andere Verwaltungsbehorde oder ein Gericht zustindig ist — iiber die
Verletzung von Bestimmungen dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme der Verletzung von Bestimmungen dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme der
Bestimmungen des 5a. Abschnittes oder iiber die Verletzung des Umfangs eines Bestimmungen des 5a. Abschnittes oder iiber die Verletzung des Umfangs eines
Angebotskonzepts einschlieflich allfdlliger nach § 6b Abs. 2 erteilten Auflagen ~ Angebotskonzepts einschlieBlich allfalliger nach § 6b Abs. 2 erteilten Auflagen

I.... I....
2. auf Antrag 2. auf Antrag
a. des Bundes oder eines Landes; a. des Bundes oder eines Landes;
b. des Publikumsrates; b. des Publikumsrates;
c¢. von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Stiftungsrates; ¢. von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Stiftungsrates;
d. des Vereins fiir Konsumenteninformation oder einer gesetzlichen d. des Vereins flir Konsumenteninformation oder einer gesetzlichen
Interessenvertretung, soweit in Fernsehprogrammen cine Verletzung Interessenvertretung, soweit in einem audiovisuellen Mediendienst
der Bestimmungen der § 13 Abs. 1, 2, 3, 4 erster Satz, 5 und 6, § 14 oder im Online-Angebot eine Verletzung der Bestimmungen der § 13
Abs. 1, und 5 vorletzter und letzter Satz, oder der §§ 15, 16 und 17 Abs. 1, 2, 3, 4 erster Satz, 5 und 6, § 14 Abs. 1, und 5 vorletzter und
Abs. 1 bis 3 behauptet wird; letzter Satz, oder der §§ 15, 16 und 17 Abs. 1 bis 3 behauptet wird;
e. ... e. ...
3.... 3.
(2) bis (4) ... (2)bis (4) ...
Verwaltungsstrafen Verwaltungsstrafen
§ 38. (1) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe § 38. (1) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe

bis zu 58 000 Euro zu bestrafen, wer — soweit die nachfolgend genannten bis zu 58 000 Euro zu bestrafen, wer — soweit die nachfolgend genannten
Bestimmungen auf seine Tétigkeit Anwendung finden — nach diesem Bestimmungen auf seine Tatigkeit Anwendung finden — nach diesem



Geltende Fassung
Bundesgesetz ein Programm veranstaltet, einen Abrufdienst anbietet oder sonst
ein Online-Angebot bereitstellt und dabei
1. die Programmgrundsétze des § 10 Abs. 1, Abs. 2 oder Abs. I1 bis 13
verletzt;
2.8 13 Abs. 4, § 13 Abs. 1 bis 6, § 14 Abs. 1, 3 bis 5 und 9 oder den §§ 15
bis 17 zuwiderhandelt;
3. bis 10. ...

(2) bis (4) ...

11. Abschnitt
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Umsetzungshinweis

§47. (1) Mit diesem Bundesgesetz wird die Richtlinie 2010/13/EU zur
Koordinierung  bestimmter Rechts- und  Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten {iber die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie
iiber audiovisuelle Mediendienste), ABI. Nr. L 95 vom 15.4.2010 S. / umgesetzt.
Dieses Bundesgesetz wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie
98/34/EG iiber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und
technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der
Informationsgesellschaft, ABL. Nr. L 204 vom 21.07.1998 S. 37, zuletzt geéndert
durch die Richtlinie 2006/96/EG, ABI. Nr.L 363 vom 20.12.2006 S. 81,
notifiziert (Notifikationsnummer 2010/136/A).

Anwendung anderer Bundesgesetze
§ 48. (1) bis (6) ...
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Bundesgesetz ein Programm veranstaltet, einen Abrufdienst anbietet oder sonst
ein Online-Angebot bereitstellt und dabei

1. die Programmgrundsitze des § 10 Abs. 1 oder Abs. 2 verletzt;

2.8 10a Abs. 1, 2, 3 erster Satz und Abs. 4, § 13 Abs. 1 bis 6, § 14 Abs. 1,3
bis 5 und 9 oder den §§ 15 bis 17 zuwiderhandelt;

3. bis 10. ...
(2) bis (4) ...

11. Abschnitt
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Umsetzungshinweis

§47. (1) Mit diesem Bundesgesetz wird die Richtlinie 2010/13/EU zur
Koordinierung  bestimmter Rechts- und  Verwaltungsvorschriften  der
Mitgliedstaaten {iber die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie
iiber audiovisuelle Mediendienste), ABL. Nr. L 95 vom 15.4.2010, S. I, in der
Fassung der Richtlinie (EU) 2018/1808, ABI. Nr. L 303 vom 28.11.2018, S. 69,
umgesetzt. Dieses Bundesgesetz wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der
Richtlinie 98/34/EG iiber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen
und technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der
Informationsgesellschaft, ABL. Nr. L 204 vom 21.07.1998 S. 37, zuletzt geéndert
durch die Richtlinie 2006/96/EG, ABIL Nr.L 363 vom 20.12.2006 S. 81,
notifiziert (Notifikationsnummer 2010/136/A).

Anwendung anderer Bundesgesetze
§ 48. (1) bis (6) ...

(7) § 54a und § 54b AMD-G sind auf vom Osterreichischen Rundfunk
angebotene audiovisuelle Mediendienste anzuwenden. Eine
Verwaltungsiibertretung begeht und ist von der Regulierungsbehorde mit
Geldstrafe bis zu 50 000 Euro zu bestrafen, wer entgegen § 54a Abs. 1 in
Verbindung mit Abs. 2 und 3 AMD-G ohne Zustimmung des Osterreichischen
Rundfunks Inhalte in einem vom Osterreichischen Rundfunk angebotenen
audiovisuellem Mediendienst zu kommerziellen Zwecken verdndert oder
tiberblendet.



Geltende Fassung
Inkrafttreten
§ 49. (1) bis (19) ...

Artikel 4
Privatradiogesetz

5. Abschnitt

§ 19. (1) Werbung (Spots, Kurzsendungen und gestaltete Werbesendungen
einschlieBlich gestalteter An- und Absagen von gesponserten Sendungen) darf im
Jahresdurchschnitt die tdgliche Dauer von insgesamt 172 Minuten nicht
iiberschreiten, wobei Abweichungen von hochstens 20 vH pro Tag zuléssig sind.

Nicht in die hochstzuldssige Dauer einzurechnen sind Hinweise des
Horfunkveranstalters auf eigene Sendungen und auf Begleitmaterialien, die direkt
von diesen Sendungen abgeleitet sind, sowie Beitrdge im Dienst der
Offentlichkeit, kostenlose Spendenaufrufe zu wohltitigen Zwecken und
ungestaltete An- und Absagen von gesponserten Sendungen.

(2) bis (7) ...
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Inkrafttreten
§ 49. (1) bis (19) ...

(20a) § laZ 1, la, 5, 6, I0und 11, § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 2, 2a, 2b und 6, § 10,
§ 10a samt Uberschrifi, § 12, § 13 Abs. 4, 6, 8 und Sa, § 14 Abs. 6, § 15 Abs. 3,
§ 16 Abs. 3 bis 5, §36 Abs. 1, § 38 Abs. 1, § 47 Abs. 1 und 48 Abs. 7 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2020 treten mit 1. Janner 2021 in
Kraft. § 38 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2020 findet
nur auf Sachverhalte Anwendung, die sich nach seinem Inkrafttreten ereignet
haben. Der in § 5 Abs. 2 vorgesehene Bericht ist erstmals fiir den
Beobachtungszeitraum des Jahres 2021 zu erstellen und zu tibermitteln.

Artikel 4
Privatradiogesetz

5. Abschnitt
Werbung, Sponsoring
§ 19. (1) Werbung (Spots, Kurzsendungen und gestaltete Werbesendungen
einschlieBlich gestalteter An- und Absagen von gesponserten Sendungen) darf im

Jahresdurchschnitt die tégliche Dauer von insgesamt 172 Minuten nicht
iiberschreiten, wobei Abweichungen von hochstens 20 vH pro Tag zuléssig sind.

(1a) Nicht in die hochstzuldssige Dauer nach Abs. I einzurechnen ist die
Dauer von

1. Hinweisen des Horfunkveranstalters auf eigene Sendungen und auf
Begleitmaterialien, die direkt von diesen Sendungen abgeleitet sind,

2. Beitriigen im Dienst der Offentlichkeit,
3. kostenlosen Spendenaufrufe zu wohltétigen Zwecken,
4. ungestalteten An- und Absagen von gesponserten Sendungen und

5. neutralen Trennelementen zwischen redaktionellem Inhalt und Spots
sowie zwischen einzelnen derartigen Spots.

(2) bis (7) ...



Geltende Fassung
Sonstige Pflichten des Horfunkveranstalters
§22.(1)bis(3) ...

(4) Treten Anderungen in den Eigentums- oder Mitgliederverhdltnissen nach
Erteilung der Zulassung ein, so hat der Veranstalter diese unverziiglich,
spdtestens aber 14 Tage nach Rechtswirksamkeit der Abtretung oder
Anteilstibertragung der Regulierungsbehorde anzuzeigen. Stehen Anteile des
Veranstalters im direkten oder indirekten Eigentum von Kapitalgesellschaften,
Personengesellschaften oder Genossenschafien, so sind auch Anderungen bei
deren Eigentums- oder Mitgliederverhdltnissen anzuzeigen.

o) ...
Inkrafttreten
§33. (1) bis (8) ...
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Sonstige Pflichten des Horfunkveranstalters
§22.(1)bis(3) ...

(4) Anderungen der direkten oder indirekten Eigentums- oder
Mitgliederverhdltnisse gegeniiber dem Zeitpunkt der Zulassung sind der
Regulierungsbehérde, vorausgesetzt die Anderung konnte zu einer gednderten
Beurteilung der Ubereinstimmung mit den Anforderungen nach den §§ 7 bis 9
fiihren, vom Hoérfunkveranstalter binnen vier Wochen ab Rechtswirksamkeit der
Anderung zu melden; in allen anderen Fillen von Anderungen geniigt eine
Aktualisierung der diesbeziiglichen Daten bis 31. Dezember jedes Jahres. Hat der
Horfunkveranstalter Zweifel, ob die im ersten Satz genannte Voraussetzung
vorliegt und Grund zur Annahme, dass eine Aktualisierung zum Ende des Jahres
daher allenfalls verspdtet sein konnte, so kann er bis spdtestens vier Wochen
nach Rechtswirksamkeit der Anderung von der Regulierungsbehérde -eine
Feststellung dariiber verlangen, ob eine derartige wesentliche Anderung vorliegt.

3)...
Inkrafttreten
§33.(1)bis(8) ...

(9) § 19 Abs. 1 und la sowie § 22 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. xxx/2020 treten mit 1. Jinner 2021 in Kraft.



	Textgegenüberstellung 
	Artikel 1 
	Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz 

	1. Abschnitt 
	1. Abschnitt 
	Allgemeines 
	Allgemeines 

	2. Abschnitt 
	2. Abschnitt 
	4. Abschnitt 
	4. Abschnitt 
	Zulassungsvoraussetzungen 
	Zulassungsvoraussetzungen 

	7. Abschnitt 
	7. Abschnitt 
	Anforderungen an alle audiovisuellen Mediendienste 
	Anforderungen an alle audiovisuellen Mediendienste 

	8. Abschnitt 
	8. Abschnitt 
	Besondere Anforderungen an audiovisuelle Mediendienste auf Abruf 
	Europäische Werke in Abrufdiensten 

	9. Abschnitt 
	9. Abschnitt 
	Besondere Anforderungen an Fernsehprogramme und -sendungen 
	Besondere Anforderungen an Fernsehprogramme und -sendungen 

	9 a. Abschnitt 
	Zustimmungslose Änderungen an audiovisuellen Inhalten 

	9 b. Abschnitt 
	Video-Sharing-Plattformanbieter 

	10. Abschnitt 
	10. Abschnitt 
	Rechtsaufsicht 
	Rechtsaufsicht 

	Artikel 2 
	KommAustria-Gesetz – KOG 

	1. Abschnitt 
	1. Abschnitt 
	Regulierungsbehörde 
	Regulierungsbehörde 

	2 a. Abschnitt 
	Servicestelle 

	3. Abschnitt 
	3. Abschnitt 
	Förderungen 
	Förderungen und Selbstkontrolle 

	Artikel 3 
	ORF-Gesetz 

	1. Abschnitt 
	1. Abschnitt 
	Einrichtung und öffentlich-rechtlicher Auftrag des Österreichischen Rundfunks 
	Einrichtung und öffentlich-rechtlicher Auftrag des Österreichischen Rundfunks 

	2. Abschnitt 
	2. Abschnitt 
	Programmgrundsätze 
	Programmgrundsätze 

	3. Abschnitt 
	3. Abschnitt 
	Kommerzielle Kommunikation 
	Kommerzielle Kommunikation 

	8. Abschnitt 
	8. Abschnitt 
	Rechtliche Kontrolle 
	Rechtliche Kontrolle 

	11. Abschnitt 
	11. Abschnitt 
	Übergangs- und Schlussbestimmungen 
	Übergangs- und Schlussbestimmungen 

	Artikel 4 
	Artikel 4 
	Privatradiogesetz 
	Privatradiogesetz 

	5. Abschnitt 
	5. Abschnitt 

